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Steuerungskonzept Vergnügungsstätten  
 
 
Der Rat beschließt das Steuerungskonzept „Vergnügungsstätten“ in der vorliegenden Fassung. 
Das Steuerungskonzept ist die Handlungsleitlinie für die zukünftige Ansiedlung von Spielhallen 
und Wettbüros im Stadtgebiet. 
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Problemlage  
 
Die Innenstadt von Braunschweig ist ausgerichtet auf ein lebendiges Miteinander von Arbeiten, 
Wohnen und Einkaufen sowie sonstigen vielfältigen Anlagen für Infrastruktur und Dienstleis-
tungen. Dabei ist festzustellen, dass das Interesse an Wohnlagen in der Innenstadt in den letz-
ten Jahren in Braunschweig wie im bundesweiten Trend erheblich zugenommen hat. Es ist 
erforderlich, diese Qualitäten zu schützen und zu stärken und die gewünschte soziale Durch-
mischung durch ein hochwertiges Angebot zu ergänzen. Dabei ist festzustellen, dass die 
Wohnnutzung in der Innenstadt aufgrund des Nebeneinanders mit den übrigen Nutzungen ei-
nen anderen Charakter entfaltet als z.B. die deutlich ruhigeren Wohnlagen in den Ortsteilen. 
 
Spielhallen sind geeignet, diese Entwicklungen sowohl in der Innenstadt als auch an anderen 
Standorten im Stadtgebiet zu unterlaufen. Sie können nach anerkannter Auffassung in ihrem 
Umfeld zu Trading-Down-Effekten führen, sodass ein Quartier Zug um Zug an Attraktivität ver-
liert und letztlich die ihm zugewiesene Funktion nicht mehr übernehmen kann. Gründe für eine 
solche schleichende Abwertung von Quartieren sind u.a. die mit Spielhallen häufig verbunde-
nen Immissionskonflikte, häufig durch An- und Abfahrtsgeräusche sowie einen Aufenthalt im 
Freien ausgelöst. 
 
Darüber hinaus sind Effekte erkennbar, dass sich in unmittelbarer Nachbarschaft eine Verän-
derung der Einzelhandels- oder Dienstleistungslandschaft einstellt. Zunehmende Leerstände 
führen in Verbindung mit der starken Abschottung von Spielhallen nach außen (vollständige 
Verklebungen) zu Unterbrechungen der zentrentypischen Lauflagen und damit zu einem weite-
ren Funktionsverlust. Das Ortsbild wird nachhaltig gestört, und so erfolgt langfristig ein Image-
verlust für Quartiere, weil sich höherwertige Nutzungen nicht mehr ansiedeln. 
 
Als kurzfristig bereitstehende und zahlungskräftige Nachnutzungen sind Spielhallen mit ihren 
lukrativen Mietbedingungen für Eigentümer eine leicht rekrutierbare Mietkundschaft. Die stei-
genden Gewinnerwartungen der Vermieter lassen dann eine andere, weniger finanzstarke 
Mietnutzung kaum mehr zu. 
 
Nach der Änderung der Spieleverordnung (SpieleVO) im Jahr 2006 war auch in Braunschweig 
eine zunehmende Zahl von Anträgen oder informellen Anfragen zur Errichtung von Spielhallen 
zu verzeichnen. Die Stadt hat darauf mit der Aufstellung von Bebauungsplänen und dem Be-
schluss von Veränderungssperren reagiert. Die Vielzahl der Anträge hat deutlich gemacht, 
dass eine schlüssige Argumentation zur Abwehr solcher Nutzungen nur möglich ist, wenn eine 
gesamtstädtische Konzeption vorliegt. Diese Konzeption hat aber auch zu berücksichtigen, 
dass ein vollständiger Ausschluss solcher Nutzungen in der Stadt nicht zulässig ist, da dies 
einem Berufsverbot gleichkäme. 
 
Auftrag durch den VA an die Verwaltung 
 
Der Verwaltungsausschuss hat die Verwaltung am 15.06.2010 (Drucks.-Nr. 13346/10) aufge-
fordert, zur zukünftigen Steuerung von Vergnügungsstätten, insbesondere der Ansiedlung von 
Spielhallen, ein Steuerungskonzept zu erarbeiten. Hintergrund war die Vielzahl von eingehen-
den Anträgen und Anfragen zur Nutzung von Spielhallen. Naturgemäß haben sich diese auf 
den Bereich der Innenstadt konzentriert, allerdings sind auch in einzelnen Bereichen außerhalb 
der Innenstadt Anträge eingegangen. Um nicht im Rahmen jedes Antrages bzw. jeder Anfrage 
eine umfangreiche Gesamtwürdigung vornehmen zu müssen und im Falle der Ablehnung von 
Anträgen eine gesicherte Argumentationsgrundlage zu besitzen, war eine gesamtstädtische 
Betrachtung der Verteilung insbesondere von Spielhallen geboten. 
 
Auswahl des Büros und Beauftragung 
 
Da sich in der Bundesrepublik mit der Änderung der  SpieleVO im Jahr 2006 in vielen Städten 
ein Antragsschub eingestellt hat, waren Erfahrungen im Umgang mit der Thematik auch aus 
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anderen Städten dienlich. Nach Kontakten mit verschiedenen Büros hat sich die Verwaltung für 
die Beauftragung eines bundesweit tätigen Büros entschieden, das entsprechende Erfahrun-
gen bei der Erarbeitung solcher Konzepte vorweisen kann, das Büro Stadt- und Regionalpla-
nung Dr. Jansen aus Köln. 
 
Konzepterarbeitung durch Gutachterbüro, Herangehens weise 
 
Der Gutachter hat zunächst die bestehende Situation in Braunschweig aufgenommen. Die vor-
liegenden Daten im Bereich des Ordnungsamtes (Gewerbeabteilung) und beim Referat Bau-
ordnung sind hinzugezogen worden. Er stellt insgesamt fest, dass in Braunschweig im Ver-
gleich zu anderen Städten bereits ein hoher Besatz mit Spielhallen besteht. Ausgehend von 
der grundsätzlichen Flächennutzung schließt er dann zunächst diejenigen Bereiche aus, in 
denen aufgrund planungsrechtlicher Regelungen die Ansiedlung von Spielhallen ohnehin nicht 
zu erwarten ist (z.B. Wohngebiete). 
 
In einem zweiten Schritt werden die verbleibenden Bereiche als sogenannte „Suchräume“ einer 
näheren Betrachtung im Hinblick auf die Eignung für die Ansiedlung von Spielhallen unterzo-
gen. Hierbei werden auch die Ansiedlungskriterien der Betreiber berücksichtigt. Es gehört zu 
einer der Prämissen des Konzepts, dass keine „Alibistandorte“ ausgewiesen werden, also nicht 
allein solche Flächen für die Ansiedlung angeboten werden, die aus anderen Gründen gar nicht 
für eine Spielhallennutzung zur Verfügung stehen, damit das Konzept einer eventuellen gerich-
tlichen Überprüfung standhält. 
 
Inhalt 
 
Das Steuerungskonzept „Vergnügungsstätten“ richtet sich primär auf die Steuerung von Spiel-
hallen und hinsichtlich ihrer städtebaulichen Auswirkungen vergleichbaren Wettannahmestel-
len/ Wettbüros, da diese Nutzungen am ehesten die oben genannten negativen Effekte auslö-
sen. Da Spielhallen und Wettbüros aber planungsrechtlich nur eine Unterart von Vergnügungs-
stätten darstellen, werden für andere Formen von Vergnügungsstätten im Konzept Hinweise 
gegeben. Zudem respektiert das Konzept die bewährte planungsrechtliche Systematik, wonach 
Vergnügungsstätten vornehmlich in den zentralen Bereichen einer Gemeinde angesiedelt wer-
den sollen. 
 
Da sich der gegenwärtige Bestand und eine Mehrzahl von Anfragen oder Anträgen auf die In-
nenstadt richten, unterscheidet das Konzept zwischen der Innenstadt innerhalb der Okerumflut 
einerseits und den übrigen Stadtgebieten andererseits. Für die Innenstadt spricht sich das 
Konzept neben den definierten Zulässigkeitsräumen gerade entlang der Einkaufslagen auch für 
die Öffnung für sogenannte Freizeit-Center aus. Hierunter fallen Einrichtungen mit Unterhal-
tungsspielautomaten ohne Geldgewinnchance, Internetplätzen, Billard oder Dartspiel o.ä., die 
häufig mit gastronomischen Einrichtungen verbunden sind. Solche Nutzungen sind dazu ge-
eignet, gerade in Zeiten nach Geschäftsschluss belebend auf die Innenstadt zu wirken. Da sich 
solche Einrichtungen im Gegensatz zu typischen Spielhallen zum öffentlichen Raum hin öffnen, 
sind negative Effekte nicht zu befürchten. 
 
Die Einkaufslagen der Innenstadt werden darüber hinaus auch für „klassische“ Spielhallen ge-
öffnet, soweit sie nicht in der Erdgeschosszone angesiedelt werden und damit keinen Ansatz 
für die Unterbrechung der Lauflagen bieten. 
 
Für das übrige Stadtgebiet werden entsprechend dem o.g. Vorgehen einzelne Zulässigkeits-
räume bestimmt, die nach Prüfung durch den Gutachter als verträglich eingestuft werden. 
Aufgrund des bereits jetzt vorhandenen hohen Besatzes schlägt der Gutachter vor, Spielhallen 
zukünftig nur noch als ausnahmsweise zulässige Nutzungen festzusetzen. Als Ausnahme-
Prüfkriterium wird u.a. bestimmt, dass es nicht zu einer negativen Häufung innerhalb der ein-
zelnen Zulässigkeitsräume kommen darf. Eine solche Häufung wird bereits bei mehr als einer 
Spielhalle unterstellt, bedarf jedoch regelmäßig einer Einzelfallkontrolle, d.h. die unmittelbare 
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Nachbarschaft einer beantragten Spielhalle ist regelmäßig konkret zu prüfen. Die Mehrzahl der 
ausgewiesenen Zulässigkeitsräume ist bereits mit Spielhallen besetzt, sodass eine weitere 
Verdichtung über das Ausnahme-Kriterium verhindert werden kann. 
 
Abstimmung des Konzeptentwurfs 
 
Das vorliegende Steuerungskonzept Vergnügungsstätten wurde im Rahmen der Aufstellung 
von der Abteilung Stadtplanung begleitet und mehrfach den anderen mit dem Thema befassten 
Dienststellen vorgestellt und gemeinsam diskutiert. Hierbei wurde deutlich, dass insbesondere 
die mit den sozialen Belangen betrauten Dienststellen eine massive Reduzierung oder sogar  
einen Totalausschluss einfordern. Dieses Votum resultiert aus ihrer Kenntnis und Beschäfti-
gung mit den  Folgen der Spielsucht, die sich auch in Braunschweig in der Anzahl Spielsüchti-
ger, deren Not und der Höhe der dort aufgebauten Schulden ausdrückt. Die vom Referat 0500 
koordinierte Stellungnahme zum Konzept ist als Anlage 2 beigefügt. 
 
Auch wenn alle der dort geführten Argumentation aus gesellschaftlicher Sicht folgen können, 
erfolgt im Steuerungskonzept eine Ausweisung potenzieller Flächen für eine Spielhallenansied-
lung. Da sich das Konzept als städtebauliches Konzept versteht und die verbindliche Umset-
zung ausdrücklich durch die Aufstellung oder Änderung von Bebauungsplänen erfolgt, müssen 
diese Überlegungen zurückgestellt werden. Denn bei der Aufstellung von Bebauungsplänen 
darf eine Gemeinde allein städtebauliche Gründe für die getroffenen Festsetzungen anführen. 
Es ist ihr gemäß ständiger Rechtsprechung verboten, die Bauleitplanung zur Verfolgung von 
ethischen oder moralischen Vorstellungen zu benutzen. Hierfür sind andere Instrumente he-
ranzuziehen. 
 
Mit der letzten Änderung der Vergnügungssteuersatzung durch Ratsbeschluss vom 20. März 
2012 hat die Stadt Braunschweig diesbezüglich bereits reagiert. Dieses kommunale Handeln 
wird begleitet durch die zwischenzeitliche Ratifizierung eines Glücksspielstaatsvertrages der 
Länder und die Änderung des niedersächsischen Glücksspielgesetzes. 
 
Das Konzept ist am 18. Juni 2012 den anwesenden Bezirksbürgermeisterinnen und 
-bürgermeistern, deren Vertretungen sowie den in den Stadtbezirksräten vertretenen Fraktio-
nen durch den Gutachter und die Vertreter der Stadtplanung vorgestellt worden. Dabei wurden 
Anregungen zu einzelnen Flächen im Detail gegeben. Für das westliche Ringgebiet und die 
Weststadt wurden die Zulässigkeiten als zu weitgehend eingestuft. Das Protokoll der Informati-
onsveranstaltung ist als Anlage 3 beigefügt. 
 
Das Konzept ist in einer zweiten Veranstaltung am 25. Juni 2012 den wesentlichen Innenstadt-
akteuren vorgestellt worden (vgl. Anlage 4). Dabei wurde das Konzept weitgehend begrüßt. 
Aus Sicht der IHK sind im Wesentlichen zwei gegenläufige Aspekte von Bedeutung. Einerseits 
werden die Trading-Down-Effekte solcher Nutzungen anerkannt, andererseits unterliegen 
Spielhallen und ähnliche Nutzungen dem in der deutschen Rechtsordnung verankerten Grund-
satz der Gewerbefreiheit. Ein angemessener Raum zur Ausübung ihres Gewerbes muss daher 
gegeben sein. Die IHK sieht die Zulässigkeitsflächen außerhalb der sensiblen Standorte (wie 
z.B. der Innenstadt) als zu gering an und empfiehlt, die sehr restriktive Handhabung außerhalb 
der Innenstadt im Hinblick auf eine Lockerung der Vorgaben zu überdenken. Zudem sollte auf 
die Regelung verzichtet werden, dass solche Nutzungen zukünftig nur noch ausnahmsweise 
zulässig sein sollen. 
 
Weiteres Vorgehen 
 
Mit Verabschiedung des Konzepts durch den Rat liegt der Verwaltung ein Konzept vor, das bei 
der zukünftigen Behandlung von Anträgen auf Spielhallen herangezogen werden kann. Mit 
dem Konzept kann Interessenten bereits zu einem frühen Zeitpunkt ein Signal gegeben wer-
den, wie sich die Stadt zu Einzelanträgen positionieren wird. Die Kenntnis über das Konzept 
lässt aus Sicht der Verwaltung erwarten, dass die Anzahl kritischer Anträge oder Anfragen zu-
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rückgeht. 
 
Das Konzept selbst entwickelt keine Verbindlichkeit. Analog dem Einzelhandelskonzepts be-
darf es einer Umsetzung durch die verbindliche Bauleitplanung. Bei der Aufstellung oder Ände-
rung von Bebauungsplänen ist das Konzept dann im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB als 
„sonstiges beschlossenes städtebauliches Konzept“ in die Abwägungsentscheidung einzustel-
len. 
 
Soweit nach Beschluss des Rates ein vom Konzept abweichender Antrag gestellt werden soll-
te, wird die Verwaltung den politischen Gremien eine Beschlussvorlage zur Aufstellung oder 
Änderung von Bebauungsplänen vorlegen. Mit einem Aufstellungsbeschluss besteht die Mög-
lichkeit, die Sicherungsinstrumente der Bauleitplanung (Zurückstellung, Veränderungssperre) 
anzuwenden und damit eine konzeptkonforme Entwicklung herbeizuführen. 
 
 
Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage: 
 
Anlage 1: Steuerungskonzept „Vergnügungsstätten“ in der Fassung vom August 2012 
Anlage 2: Stellungnahme des Referates 0500 zum Gutachten Vergnügungsstättenkonzept 

vom 02.09.2011 
Anlage 3: Protokoll zur Informationsveranstaltung am 18.06.2012 
Anlage 4: Protokoll zur Informationsveranstaltung am 25.06.2012 
 
 
I. V. 
 
gez. 
 
Leuer 
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In dem nachfolgenden Text verwenden wir eine geschlechtsneutrale Sprache. Bei 


der konkreten Ansprache von Personen werden sowohl die weiblichen als auch die 


männlichen Personen genannt, z. B. „Bewohnerinnen und Bewohner“. Sollte aus 


Versehen oder aus Gründen der besseren Lesbarkeit an einigen Stellen nur die 


männliche Form, z. B. „Akteure“ gewählt sein, meinen wir aber immer auch die 


weiblichen Personen, nämlich die Akteurinnen. Selbstverständlich sind für uns 


immer Männer und Frauen gleichzeitig, gleichgestellt und chancengleich ange-


sprochen. 


Dieses Gutachten unterliegt dem Urheberrecht. Vervielfältigungen, Weitergabe 


oder Veröffentlichung des Gutachtens in Teilen oder als Ganzes sind nur unter 


Angabe der Quelle erlaubt, soweit mit dem Auftraggeber nichts anderes vereinbart 


ist. 
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1 Einleitung 


Mit dem vorliegenden Konzept werden die Grundlagen für eine 
sinn- und maßvolle Steuerung von Vergnügungsstätten im Stadt-
gebiet von Braunschweig geschaffen. Die Herangehensweise an das 
Thema ist dabei sehr stark geprägt durch die rechtlichen Rahmen-
bedingungen, innerhalb derer sich die kommunalen Gestaltungs-
möglichkeiten zur Steuerung bewegen können.  


Fakt ist, dass die aktive Steuerung in erster Linie über die Bauleit-
planung erfolgt. Ziel des Gutachtens ist es, fundierte Hinweise für 
dieses Planungsinstrument zu geben. Mit dem vorliegenden Steue-
rungskonzept „Vergnügungsstätten“ sollen allgemeine städtebauli-
che Zielvorgaben für das zukünftige bauleitplanerische Handeln der 
Stadt Braunschweig bei der Ansiedlung von Vergnügungsstätten 
aufgestellt werden. Dabei ist sowohl den städtebaulichen Belangen 
und den Regelungen der Baunutzungsverordnung als auch dem 
Grundsatz der Gewerbefreiheit Rechnung zu tragen - auch, indem 
die in Rede stehenden Nutzungen gesamtstädtisch betrachtet und 
gestreut werden. Mit dem Konzept werden zukünftige Entschei-
dungen der Stadt Braunschweig transparent gemacht. Potenzielle 
Vorhabenträger erhalten Sicherheit bei der Planung ihres Investiti-
onsvorhabens.  


In einem ersten Schritt des Gutachtens werden die Aufgabenstel-
lung und der Planungsanlass dargelegt. Der Handlungsbedarf wird 
verdeutlicht und allgemeine Entwicklungstendenzen der Branche 
thematisiert.  


Im Kapitel „Grundlagen der Untersuchung“ wird auf die unter-
schiedlichen Typen von Vergnügungsstätten sowie ihre rechtliche 
Einordnung eingegangen.   


In der planungsrechtlichen Diskussion für oder wider die Ansiedlung 
von Vergnügungsstätten können allein städtebauliche und boden-
bezogene Kriterien eine Rolle spielen. Entsprechend werden die 
städtebaulichen Auswirkungen den jeweiligen Nutzungsarten zu-
geordnet und erläutert.  


Darauf aufbauend ist die Bestandssituation in Braunschweig auf 
Basis unserer Erhebung vor Ort dokumentiert. Die unterschiedlichen 
Vergnügungsstätten im Stadtgebiet sind kartografisch dargestellt, 
ihr Standortumfeld wird kurz bewertet. Ein besonderes Augenmerk 
wird hierbei auf Spielhallen bzw. die Ausstattungsdichte an Geld-
spielautomaten mit Gewinnmöglichkeit gelegt. Darüber hinaus 
wird die Situation in Braunschweig weiteren Referenzkommunen 
vergleichend gegenüber gestellt.  


Anlass und Aufgabenstellung  


Grundlagen der Untersuchung 


städtebauliche Auswirkungen 


Bestandssituation in Braunschweig 
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In den Grundlagen für das Entwicklungskonzept werden die Steue-
rungs- und bauleitplanerischen Festsetzungsmöglichkeiten erläu-
tert. Dies ist zwingend erforderlich, da vorwiegend die rechtlichen 
Umsetzungsmöglichkeiten die Zielrichtung und die Vorgehensweise 
des Steuerungskonzeptes bestimmen.  


Im Kapitel „Zulässigkeiten in Braunschweig“ wird deutlich gemacht, 
welche bauleitplanerischen Mittel eingesetzt werden sollen, d. h. 
wie die Festsetzungsmöglichkeiten in den Bebauungsplänen zu 
staffeln sind.  


Das Kapitel „Potenzielle Ansiedlungsbereiche“ stellt diejenigen 
Stadtbereiche dar, die für Standortnachfrager attraktiv sein können. 
Hintergrund ist, dass Entwicklungsmöglichkeiten nur dort eröffnet 
werden sollen und können, an denen die relevanten Standortfakto-
ren für Entwickler tatsächlich vorhanden sind. Die Suchräume müs-
sen insoweit realistische Optionen für Zulässigkeiten eröffnen. In 
einem nächsten Schritt werden sie dahingehend überprüft, ob mit 
der Ansiedlung von Vergnügungsstätten negative städtebauliche 
Auswirkungen zu erwarten sind.  


Im Ergebnis lassen sich negative städtebauliche Auswirkungen für 
Teilbereiche der Braunschweiger Innenstadt und einige gewerbliche 
Flächen ausschließen. Hier können ausnahmsweise Zulässigkeiten 
gewährt werden, ohne dass mit negativen Strukturveränderungen 
grundlegend gerechnet werden muss. Für die Teilbereiche werden 
die entsprechenden Handlungsempfehlungen formuliert. Aus-
schlusskriterien für die weiteren Bereiche werden benannt.  


Nachdem das Bauplanungsrecht das zentrale Instrument zur Steue-
rung ist, wird im Anhang 1 ein umfassender Überblick über das rele-
vante Bauplanungsrecht gegeben.  


Im Anhang 2 sind die relevanten Rechtsprechungen der vergange-
nen Jahre dokumentiert. Hintergrund ist, dass sich die Kriterien für 
negative städtebauliche Auswirkungen nicht direkt aus den Normen 
ablesen, sondern vielmehr nur mittelbar über die Rechtsprechung 
erschließen lassen.   


Mit den Ausschluss- und Zulässigkeitsbereichen und den entspre-
chenden Zulässigkeitskriterien sowie der Dokumentation der recht-
lichen Rahmenbedingungen sind damit die relevanten Inhalte zur 
Steuerung von Vergnügungsstätten im Stadtgebiet von Braun-
schweig vorbereitet.  


Grundlagen für das  


Entwicklungskonzept 


potenzielle Ansiedlungsbereiche  


Entwicklungskonzept 


bauplanungsrechtliche  


Zulässigkeiten 


Rechtsprechung 
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2 Anlass und Aufgabenstellung 


In letzter Zeit verdichtet sich das Thema „Spielhallen“ zunehmend in 
der kommunalpolitischen Diskussion. Eigentlich hatte das Themen-
feld seit Ende der 90er-Jahre kaum mehr Anlass für ein groß ange-
legtes planungsrechtliches Einschreiten gegeben. Aber inzwischen 
expandieren Spielhallen in fast schon beängstigendem Maße. Die-
ser Trend zeigt sich durch zunehmende Bauvoranfragen und Bauan-
träge auch in Braunschweig und hat die Stadt dazu veranlasst, ein 
Konzept zur Steuerung von Vergnügungsstätten zu beauftragen.  


Mit der Zunahme an Anträgen und Anfragen kam in Braunschweig 
die zentrale Frage auf, in welchen Bereichen des Stadtgebiets gene-
rell die Möglichkeit bestehen sollte, Vergnügungsstätten zuzulassen 
bzw. auszuschließen. Da ein pauschaler Ausschluss von Vergnü-
gungsstätten für das gesamte Stadtgebiet nicht nur planungsrecht-
lich unzulässig, sondern zudem aus stadtplanerischer Sicht nicht 
sinnvoll ist, sollen durch ein gesamtstädtisches Konzept Bereiche 
festgelegt werden, die gegenüber Vergnügungsstätten, insbesonde-
re Spielhallen, als empfindlich gelten müssen, und solche, in denen 
Vergnügungsstätten zulässig sein sollen. 


In diesem Zusammenhang ist mit aller Deutlichkeit darauf zu ver-
weisen, dass das Steuerungskonzept „Vergnügungsstätten“, auch 
wenn es als städtebauliches Entwicklungskonzept im Sinne des 
Baugesetzbuchs zu werten ist, keine unmittelbare Rechtswirkung 
für den einzelnen Betreiber oder Standortnachfrager hat. Erst die 
konsequente Umsetzung im Rahmen der verbindlichen Bauleitpla-
nung ist geeignet, durch Festsetzungen die erforderlichen Steue-
rungswirkungen zu entfalten. 


 


2.1 Aktualität des Themas Spielhallen 


Warum das Thema „Spielhallen“ insgesamt und gerade jetzt aktuell 
ist, erschließt sich zunächst nicht unmittelbar. Der Blick in die Statis-
tik zeigt, dass die Zahl der Spielhallenstandorte in Niedersachsen 
stetig zurückgeht: während es im Jahr 2000 noch 1036 Spielhallen-
standorte waren, wurden im Jahr 2010 nur noch 973 Spielhallen-
standorte gezählt. Das macht immerhin ein Minus von ca. 6,1 %.1 Es 
bedarf schon einer genauen Analyse, um die aktuellen Tendenzen 
einer vermehrten Standortnachfrage erklären zu können.  


                                                             
1 Diese und die weiteren Daten zum regionalen und überregionalen Spielhallen-, 


Konzessions- und Spielautomatenbesatz wurden durch den AK Spielsucht e.V. 
erhoben und über diesen bezogen. 


Anlass 


Umsetzung über die Bauleitplanung
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Eine wichtige Rolle spielt hier die neue Spielverordnung aus dem 
Jahr 2006.2 Folgende wesentlichen Punkte haben sich mit der neuen 
Spielverordnung geändert und zu dem aktuell vorherrschenden Ex-
pansionsdrang geführt:  


 Absenkung der Netto-Quadratmeter Spielfläche von 15 auf 12 qm 
pro Geldspielgerät mit Gewinnmöglichkeit 


 Erhöhung der maximalen Anzahl der Geldspielgeräte mit Ge-
winnmöglichkeit von zehn auf zwölf Geräte pro Konzession 


 Erhöhung von zwei auf drei Geldspielgeräte mit Gewinnmöglich-
keit in der Gastronomie-Aufstellung 


 Reduzierung der Mindestspieldauer von zwölf auf fünf Sekunden 
 Erhöhung des maximalen Stundenverlustes von 60 EUR auf 


80 EUR 
 Festschreibung des maximalen Gewinns auf 500 EUR je Stunde 


In Niedersachsen ist mit der neuen Spielverordnung 2006 die Zahl 
der Spielhallenkonzessionen (nicht Spielhallenstandorte) wieder 
angestiegen und die Zahl der Geldspielgeräte in Spielhallen hat sich 
von ca. 10.715 auf über 14.766 Geräte sprunghaft vergrößert. Dies 
ergibt eine Zunahme um immerhin 38 %. Die mit der neuen Spiel-
verordnung erhöhte Anzahl an Geldspielgeräten pro Konzession und 
die neue Multifunktionalität der Geräte haben diese Entwicklung 
möglich gemacht. Der monetäre Spielerverlust, der in Niedersach-
sen im Jahr 2006 noch bei ca. 197 Mio. EUR lag, ist inzwischen auf ca. 
319  Mio. EUR angestiegen. Diese Entwicklung zeichnet sich auch in 
der Stadt Braunschweig ab: Der Spielerverlust, der im Jahr 2006 
noch bei ca. 10,09  Mio. EUR lag, betrug 2010 in Braunschweig be-
reits ca. 16,77  Mio. EUR. 3  


                                                             
2  Neufassung der Verordnung über Spielgeräte und andere Spiele mit Gewinn-


möglichkeit (Spielverordnung - SpielV) vom 27. Januar 2006 (BGBl. I 2006 Nr. 6, 
S. 280). Im Internet einsehbar unter: 
http://www.ballywulff.de/14/0_download_bereich/Spielverordnung%20_Jan_2
006.pdf 


3   Der jährliche Nettoverlust der Spieler entspricht dem jährlichen Kasseninhalt 
vor Steuer der Geldspielgeräte. Laut aktuellen Angaben (aus: „Betriebsvergleich 
der Unterhaltungsautomaten-Unternehmen 2008“; Frühjahr 2010) der For-
schungsstelle für Handel - Institut für Markt- und Wirtschaftsforschung 
GmbH/Berlin beträgt der durchschnittliche monatliche Kasseninhalt für ein 
Geldspielgerät in Spielhallen 1.801,66 EUR; in gastronomischen Betrieben 610,47 
EUR. Der Berechnung der Spielerverluste liegen diese beiden Zahlen zugrunde. 


Spielverordnung 2006 
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Abbildung 1 Durchschnittlicher. Spielerverlust in der Stadt Braun-
schweig in Mio. EUR seit 1998 
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Quelle: Arbeitskreis Spielsucht e.V., Darstellung Stadt- und Regionalplanung Dr. 


Jansen GmbH 2010 


Gleichzeitig ist ein beträchtlicher Rückgang der Geldspielgeräte mit 
Gewinnmöglichkeit in der Gastronomie zu verzeichnen. Dies ist auf 
die stetig wachsenden Anforderungen des Jugendschutzes, aber 
auch auf das Gaststätten-Sterben der sogenannten Eckkneipen zu-
rückzuführen.  


Abbildung 2 Entwicklung der Zahl der Geldspielgeräte in Niedersachsen 
(1998 - 2010) 
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Quelle: Arbeitskreis Spielsucht e.V., Darstellung Stadt- und Regionalplanung Dr. 
Jansen GmbH 2010 
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Hinsichtlich der aktuell feststellbaren vermehrten Standortnachfra-
ge in ganz Niedersachsen ist davon auszugehen, dass mit den dar-
gestellten Trends die maximale Zahl an Spielgeräten und Konzessi-
onen in den vorhandenen Spielhallen weitgehend ausgeschöpft ist. 
Nach der Marktkonsolidierung in der Vergangenheit hat ein massi-
ver Expansionstrend eingesetzt. Er fällt in eine Phase, in der eine 
Vielzahl von Städten und Gemeinden durch leerstehende Ladenlo-
kale in der Innenstadt gezeichnet ist und damit ausreichend Raum 
für die teilweise hochprofitablen Spielhallen vorhanden ist. Offen-
sichtlich ist, dass mit diesem neuen Schub an Spielhallen die Situa-
tion des Einzelhandels, der Gastronomie und des Wohnens in der 
Innenstadt zunehmend verschlechtert wird.  


Damit wird deutlich, dass zur Sicherung und Entwicklung der inner-
städtischen Lagen nicht allein Einzelhandelskonzepte, städtebauli-
che Entwicklungskonzepte und die Städtebauförderprogramme 
ausreichend sind. Vielmehr muss zusätzlich eine eindeutige Position 
hinsichtlich unerwünschter Ansiedlungen von Vergnügungsstätten, 
insbesondere Spielhallen, bezogen werden. Dies kann nur über eine 
konsequente städtebauliche Entwicklungsplanung und die entspre-
chende Umsetzung in der Bauleitplanung erfolgen. Ziel muss sein, 
die durch Spielhallen möglichen negativen Effekte auf das städte-
bauliche Umfeld sowie das Stadtimage konsequent zu verhindern.  


 


2.2 Aktualität des Themas Wettbüros 


Bis vor wenigen Jahren konnte in Deutschland nur in lizenzierten 
Oddset-Lottoannahmestellen auf Fußballspiele gewettet werden. 
Nur vier Sportwetten-Anbieter aus der ehemaligen DDR sicherten 
sich noch kurz vor der Wiedervereinigung eine Zulassung. Mittler-
weile ist die Rechtslage anders: Am 15. Dezember 2011 unterzeichne-
ten alle Bundesländer mit Ausnahme von Schleswig-Holstein einen 
Glückspieländerungsstaatsvertrag. Private Anbieter von Sportwet-
ten können sich um insgesamt 20 Konzessionen bemühen, d. h. 
prinzipiell kann jeder ein Wettbüro eröffnen und Sportwetten an-
bieten. Damit wird das Wettbüro eine interessante Möglichkeit für 
Unternehmensgründer, selbst für kleinere Akteure (z. B. Einzelhänd-
ler oder Gastronomen). Bedingung ist, dass lediglich Wetten vermit-
telt werden, denn § 284 StGB verbietet den Betrieb und die Bewer-
bung von Sportwetten, nicht aber das Vermitteln. Aktuellen Schät-
zungen zufolge gibt es in Deutschland ca. 1.500 bis 2.000 Wettbü-
ros. Wird die Analogie zu einem liberalen Markt wie z. B. Großbri-
tannien hergestellt, kann davon ausgegangen werden, dass es in 


Der aktuelle Expansionstrend … 


… steht im Konflikt zu  


bestehenden Nutzungen 
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Deutschland ein Marktpotenzial von bis zu 12.000 Wettbüros geben 
kann.4 Entsprechende Expansionsbestrebungen sind erkennbar.  


 


2.3 Vorgaben für die Planung 


Für die Planung gilt es hier, einige wichtige Rahmenbedingungen zu 
beachten:  


 Ein pauschaler Ausschluss von Vergnügungsstätten für das ge-
samte Stadtgebiet ist nicht nur planungsrechtlich unzulässig, 
sondern zudem aus stadtplanerischer Sicht nicht sinnvoll, denn 
die Ansiedlung von Spielhallen führt nicht grundsätzlich zu nega-
tiven Strukturveränderungen. Erst wenn Konflikte und Probleme 
durch eine generelle Standortunverträglichkeit oder durch Kon-
zentrationen ausgelöst werden, sind negative Auswirkungen zu 
erwarten. 5 


 Grundsätzlich sind die Aufgaben der Bauleitplanung im Rahmen 
der sittlichen Neutralität ausschließlich auf städtebauliche Be-
lange beschränkt. Das bedeutet, dass ethisch-moralische Krite-
rien wie z. B. der „Spielerschutz“ keine Rolle in der städtebauli-
chen Bewertung spielen dürfen. 6  


 Gegen die allzu strenge Reglementierung von Spielhallen spricht 
ein wichtiger Sachverhalt: Im konsequenten bauleitplanerischen 
Ausschluss von Spielhallen erhalten die bestehenden genehmig-
ten und im Bestand geschützten Betriebe eine Quasi-
Monopolstellung. Weitere Konkurrenzbetriebe werden nicht zu-
gelassen und die langfristige Existenz der vorhandenen Betriebe 
(auch solcher, die auf vergleichsweise niedrigem Niveau wirt-
schaften) ist damit gesichert. 


 In einer sinn- und maßvollen Steuerung soll nach unterschiedli-
chen Typen differenziert werden; z. B. können Spielhallen in Form 
von Freizeit-Centern auch ein belebendes Element der Innenstadt 
sein. Einrichtungen mit Café-Bistro-Charakter, die über Billard, 
Dart, Unterhaltungsspielautomaten, Großbildleinwand und/oder 
Internetplätze verfügen und neben Geschicklichkeitsspielen auch 


                                                             
4   In Großbritannien gibt es bei einer Einwohnerzahl von knapp 62 Mio. ca. 9.000 


Wettbüros (http://gamingzion.com/forum/showthread.php/731-Number-of-betting-
shops-in-UK-continues-to-grow).  


5  vgl. BVerwG, Beschluss vom 22.05.1987, Az. 4 N 4/86. "Die Gemeinde darf nicht 
mit den Mitteln der Bauplanung ihre eigene, von der Wertung des Bundesge-
setzgebers abweichende, "Spielhallenpolitik" betreiben, indem sie diese Einrich-
tungen unabhängig von Erwägungen der Ordnung der Bodennutzung allge-
mein für ihr Gemeindegebiet ausschließt." 


6  vgl. BVerwG, Beschluss vom 29.07.1991, Az. 4 B 80/91."Danach ist ein für sich 
allein nicht tragfähiges Begründungselement im Hinblick auf das Vorliegen 
städtebaulicher Gründe unerheblich, wenn der Ausschluss einzelner Nutzungen 
im Übrigen durch städtebauliche Gründe gerechtfertigt ist. Das kann allerdings 
dann nicht gelten, wenn die städtebaulichen Gründe nur vorgeschoben sind, 
wenn also die Motive der Gemeinde, die für die Festsetzung nach § 1 Abs. 5 
BauNVO maßgebend waren, überhaupt nicht städtebaulicher Natur sind."  


kein pauschaler Ausschluss  


von Vergnügungsstätten 


nur städtebauliche Kriterien zählen 


Monopolstellung verhindern 


Unterscheidung nach Typen  
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Glücksspielautomaten anbieten, können sehr attraktiv für die In-
nenstadt sein. Dies gilt besonders dann, wenn sie sich zum Stra-
ßen- oder Platzraum hin öffnen. Ein genereller Ausschluss würde 
die Möglichkeiten, die diese Art von Spielhallen als Freizeit-
Center bieten, unterbinden. 


 Grundsätzlich sind zur Vermeidung von Konzentrationswirkun-
gen die Zulässigkeitsvoraussetzungen von neuen Vergnügungs-
stätten an die Bestandssituation zu knüpfen. D. h., wenn in un-
mittelbarer Nachbarschaft einer beantragten Vergnügungsstätte 
bereits eine andere Vergnügungsstätte bzw. eine Mindernutzung 
vorhanden ist und im Zusammenwirken negative städtebauliche 
Auswirkungen zu erwarten sind, soll die Genehmigung nach 
Möglichkeit versagt werden. Hierfür kann Rückgriff auf die städ-
tebauliche Prüfmatrix (vgl. Kap. 4.3) genommen werden.  


 


2.4 Zentrale Aufgabe des Steuerungskonzepts 


Aufgabe des Steuerungskonzepts „Vergnügungsstätten“ für die 
Stadt Braunschweig ist, auf Grundlage einer genauen Bestandsauf-
nahme und Analyse die Ausschluss- bzw. Zulässigkeitsbereiche für 
Vergnügungsstätten, insbesondere Spielhallen und Wettbüros, zu 
begründen und festzulegen. Gleichzeitig soll über die Unterschei-
dung nach Typen ein weiteres Instrument entwickelt werden, damit 
auch erwünschte Entwicklungen (z. B. Freizeit-Center) insbesondere 
in Kerngebieten möglich werden. Abschließend ist die konsequente 
bauleitplanerische Umsetzung, gestaffelt nach Prioritäten, einzulei-
ten.  


Die Ansiedlung von Spielhallen in stadtverträgliche Bahnen zu len-
ken bedeutet: Unerwünschtes verhindern und attraktive Angebote 
möglich machen.  


Vermeidung von Konzentrationen 


Im Ergebnis: Räumliche und typen-


bezogene Steuerung 
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3 Grundlagen der Untersuchung 


3.1 Betriebsformen von Vergnügungsstätten 


Unter den städtebaulichen Begriff „Vergnügungsstätte“ fallen im 
Wesentlichen sechs Gruppen: 


 Spiel- und Automatenhallen 
 Nachtlokale jeglicher Art, Vorführ- u. Geschäftsräume, deren 


Zweck auf Darstellung mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist 
 Diskotheken, Tanzlokale 
 Swinger-Clubs 
 Multiplex-Kinos 
 Festhallen 


Regelmäßig werden auch Wettbüros zu den Vergnügungsstätten 
gezählt. Allerdings ist der Übergang zu einer reinen Wettannahme-
stelle fließend. Aktuell umstritten ist die Fragestellung, ab welcher 
Ausstattung eine bloße Wettannahmestelle als Wettbüro und dem-
nach als Vergnügungsstätte zu werten ist.  


Nicht zu den Vergnügungsstätten zählen die Toto-Lotto-
Annahmestellen, die gleichzeitig Zeitungen, Schreib- oder Tabakwa-
ren verkaufen. Sie sind als Einzelhandelsbetriebe zu werten.  


Erotikfachgeschäfte und -fachmärkte ohne Videokabinen sind eben-
falls nicht als Vergnügungsstätten zu werten. Sie sind dem Fachein-
zelhandel zuzuordnen.  


Da Wettbüros und Erotikfachgeschäfte/-fachmärkte aber gleicher-
maßen negative städtebauliche Auswirkungen hervorrufen können, 
werden sie im vorliegenden Steuerungskonzept mit betrachtet.  


Definitiv nicht zu den Vergnügungsstätten zählen: Politische Kaba-
retts und Kleinkunstbühnen (Anlagen für kulturelle Zwecke), Bow-
lingbahnen und Kegelbahnen bzw. Kegelcenter (Anlagen für sportli-
che Zwecke). Ebenfalls nicht zu den Vergnügungsstätten zählen 
herkömmliche Kinos, die als „sonstige Gewerbebetriebe“ einzustu-
fen sind. 7 


                                                             
7   vgl. Fickert/Fieseler, 11. Aufl., § 4a BauNVO, Rn. 22.51 


städtebaulicher Begriff 


„Vergnügungsstätte“ 


Wettbüros 


Erotikfachgeschäfte/ -fachmärkte  


nicht zu den Vergnügungsstätten 


zählen …  
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Bordelle sowie bordellartige Betriebe sind ebenfalls nicht als Ver-
gnügungsstätten zu werten, vielmehr als Gewerbebetriebe und 
demnach nur in den entsprechenden Gebietskategorien zulässig. 


Allgemein können Vergnügungsstätten einerseits die Innenstädte 
attraktivieren und beleben, andererseits auch Konflikte und Prob-
leme durch eine generelle Unverträglichkeit an einem Standort oder 
durch Massierungen und Konzentrationen auslösen. Grundsätzlich 
gilt, dass die städtebaulichen Problemwirkungen von Vergnügungs-
stätten, Wettbüros und Erotikfachgeschäften/-fachmärkten im Zu-
sammenhang von der Art ihrer Umgebungsnutzung, ihrer Außen-
gestaltung sowie der räumlichen Massierung beurteilt werden müs-
sen.  


Bei der folgenden Bewertung der unterschiedlichen Betriebsformen 
wird auf eine typisierende Betrachtung zurückgegriffen, die nicht 
immer Rückschlüsse auf die regelmäßigen städtebaulichen Auswir-
kungen zulässt. Die Übergänge zwischen den Betriebstypen sind 
meist fließend und es ist schwer nachvollziehbar zu machen, ob z. B. 
eine Einrichtung von 240 qm Grundfläche mit nur vier Geldspielau-
tomaten, aber Bewirtung und Tischen mit Sitzgelegenheiten als 
Spielhalle zu werten ist. Insoweit wird es immer eine Grauzone ge-
ben, die grundsätzlich auf den Einzelfall bezogen zu betrachten sein 
wird.  


 


3.2 Spiel- und Automatenhallen 


Als Spiel- und Automatenhallen (Spielhallen) gelten Betriebe, in 
denen ein räumlich gehäuftes Sortiment verschiedenartiger Unter-
haltungsautomaten mit Gewinnchance (Geldspielgeräte) und ohne 
Gewinnmöglichkeit (TV- bzw. Bildschirmspielgeräte, Flipper), oft 
ergänzt durch manuelle Geschicklichkeitsspiele wie z. B. Billard und 
Tischfußball, zur beliebigen Betätigung gegen Münzeinwurf ange-
boten wird. Der betriebliche Schwerpunkt der Spielhallen liegt ge-
werberechtlich in der Bereitstellung dieser Geräte. Der Begriff 
"Spielhalle" bezeichnet nicht notwendigerweise einen selbständigen 
Betrieb, sondern es kann sich auch „nur“ um einen Raum handeln, 
der zu einem anderen Betrieb (typischerweise Schank- und Speise-
wirtschaft) gehört, wenn er ausschließlich zur Aufstellung der in 
§ 33i GewO (Spielhallen und ähnliche Unternehmen) genannten 
Geräte dient. 


Bordelle  


Restriktionen und Potenziale 
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Die planungsrechtliche Abgrenzung der kerngebietstypischen von 
den nicht-kerngebietstypischen Vergnügungsstätten (WB-Vergnü-
gungsstätten) ist nach ihrem Einzugsbereich und ihren Auswirkun-
gen zu beurteilen. 8


 


Kerngebietstypische Spielhallen haben als zentrale Dienstleistungs-
betriebe auf dem Unterhaltungssektor einen größeren Einzugsbe-
reich und sind für ein größeres allgemeines Publikum erreichbar. In 
der Rechtsprechung hat sich zur Abgrenzung der kerngebietstypi-
schen von den nicht-kerngebietstypischen Spielhallen im Sinne von 
§ 4a Abs. 3 Satz 2 BauNVO 1990 eine Grundfläche von etwa 100 qm 
(Nutzfläche) als „Schwellenwert“ herausgebildet.9 Kerngebietstypi-
sche Spielhallen haben mehr als 20 Spielmöglichkeiten, davon acht 
Geldspielgeräte, mehr als 40 Besucherplätze und eine längere Öff-
nungszeit als 22:00 Uhr. Zusammenfassend sind kerngebietstypi-
sche Vergnügungsstätten solche, die von zentraler Bedeutung sind 
und einen großen Einzugsbereich haben, d. h. Vergnügungsstätten, 
die auf einen größeren Publikumskreis - auch mit weiteren Anfahr-
ten - ausgerichtet sind. 


Mischgebietsverträgliche Spielhallen unterhalb dieser Grenze von 
100 qm sind (ab BauNVO 1990) in den überwiegend gewerblich ge-
prägten Teilen von Mischgebieten allgemein zulässig. Sie weisen 
Nutzflächen von bis ca. 100 qm und bis zu 20 Spielmöglichkeiten 
auf, davon nicht mehr als acht Geldspielgeräte; die Öffnungszeit ist 
in der Regel auf 22:00 Uhr, ausnahmsweise auf 23:00 Uhr, begrenzt. 


Als nicht-kerngebietstypisch sind in erster Linie die Spielhallen, aber 
auch Vergnügungsstätten allgemein einzustufen, die der „üblichen“ 
Freizeitbetätigung in einem (begrenzten) Stadtviertel dienen. Diese 
Kriterien treffen insbesondere für kleinere Spielhallen zu. Hier sind 
der Besucherkreis und das Einzugsgebiet maßgebend. 


Insgesamt ist einzuschränken, dass die Unterscheidung nach kern-
gebiets- und mischgebietsverträglichen Spielhallen (nicht-
kerngebietstypisch) inzwischen nur noch bedingt Bedeutung in der 
realen Marktentwicklung der Branche hat. Die in der Rechtspre-
chung definierte Grenze von 100 qm Nutzfläche für nicht-
kerngebietstypische Spielhallen ist nur noch sehr eingeschränkt 
marktrelevant, Bauvoranfragen und -anträge nach neuen Spielhal-
len bewegen sich heute oftmals ab 600 qm aufwärts. Dies hat den 
einfachen Grund, dass in einer Spielhalle der planungsrechtlich rele-
vanten Größenordnung von 100 qm maximal acht Glücksspielgeräte 


                                                             
8   Der Begriff WB-Vergnügungsstätten (Vergnügungsstätten in besonderen 


Wohngebieten) leitet sich aus der Tatsache ab, dass in der BauNVO ´90 die 
nicht-kerngebietstypischen Vergnügungsstätten erstmals im § 4a  (besondere 
Wohngebiete) genannt sind. Im Rahmen der Zulässigkeiten in anderen Gebiets-
kategorien wird auf den § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO regelmäßig verwiesen.  


9   vgl. Fickert/Fieseler, 11. Aufl., § 4a BauNVO, Rn. 23.4 


planungsrechtliche Differenzierung 


kerngebietstypische Spielhallen 


mischgebietsverträgliche Spielhallen, 


bzw. nicht-kerngebietstypische Spiel-


hallen 


Spielhallen werden immer größer 
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aufgestellt werden können,10 aber gleichzeitig der Nachfragetrend 
zu immer größeren und diversifizierten Angeboten weist. Auch liegt 
inzwischen die Größenordnung einer einzelnen Konzession ober-
halb der planungsrechtlich relevanten Grenze von 100 qm. 


Der Trend zu immer größeren Einheiten bedingt, dass je Spielhallen-
standort mehrere gewerberechtliche Spielhallen, d. h. Konzessionen 
betrieben werden. Eine Konzession beinhaltet maximal zwölf Geld-
spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit. Für jedes der Geräte sind dar-
über hinaus zwölf qm Nutzfläche nachzuweisen. Eine Konzession 
umfasst demnach mindestens 144 qm Nutzfläche. Im Gewerberecht 
wird der Begriff „Konzession“ regelmäßig mit dem Begriff „Spielhal-
le“ gleichgesetzt. Planungsrechtlich beinhaltet der Begriff „Spielhal-
le“ dagegen regelmäßig den gesamten Spielhallenstandort. Dies ist 
insoweit zielführend, als dass die städtebaulichen Auswirkungen 
nicht von den einzelnen Konzessionen im inneren des Gebäudes, 
vielmehr vom Spielhallenstandort insgesamt ausgehen. Dies wurde 
jüngst vom Verwaltungsgericht Gelsenkirchen unter folgendem 
Leitsatz bestätigt:  


„Verfügen zwei Spielhallen (im Sinne des § 33 i GewO, Anm. des Ver-
fassers) über einen gemeinsamen Aufsichtsbereich, der von ihnen 
nur durch einen Tresen abgetrennt ist, so sind beide Spielhallen ein 
einzelnes Vorhaben im bauplanungsrechtlichen Sinn.“11 


Vier nicht-kerngebietstypische Spielhallen unter einem Dach sind 
planungsrechtlich demnach nicht einzeln, sondern in ihrem Zu-
sammenwirken als ein Spielhallenstandort zu werten. Sie sind als 
kerngebietstypische Spielhalle einzustufen und demnach nur in 
Kerngebieten allgemein zulässig. Der gewerberechtliche Begriff 
„Mehrfachspielhalle“ ist regelmäßig gleichzusetzen mit dem pla-
nungsrechtlichen Begriff kerngebietstypische Spielhalle, auch wenn 
eine Harmonisierung der Größenordnung beider Regelungsgehalte 
(144 qm für eine gewerberechtliche Konzession und 100 qm Schwel-
lenwert für die bauplanungsrechtliche kerngebietstypischen Spiel-
hallen) noch aussteht. 12 


Die relevanten Standortfaktoren für Spielhallen sind sehr differen-
ziert zu sehen. Zum einen werden nach wie vor die innerstädtischen 
Lagen und hier insbesondere die Nachbarschaft zum Einzelhandel 
mit hohen Fußgängerfrequenzen und zur Gastronomie nachgefragt. 
In der Regel sind dies die 1B-Lagen in den Randbereichen der zentra-
len Geschäftsviertel. Weiterhin werden Gewerbegebiete vornehm-
lich an den Stadteinfallstraßen mit hohen Verkehrszahlen vielfach 


                                                             
10 Bei zwingend erforderlichen 12 qm je Gerät (nach Spielverordnung 2006) sind 


auf planungsrechtlich relevanten 100 qm Nutzfläche maximal acht Geld- oder 
Warenspielgeräte möglich.  


11   vgl. Urteil VG Gelsenkirchen, 16.11.2010, AZ 5 K 2814/09 
12   vgl. auch Stühler, Dr. Hans-Ulrich; „Alte Probleme im neuen Gewand – das Bau-


planungsrecht und die Genehmigung von Mehrfachspielhallen“, in: baurecht 1, 
2009, Werner Verlag Köln, 2009 


der Begriff „Mehrfachspielhallen“ 


Standortfaktoren 
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belegt. Auch hier ist die Nachbarschaft zum (großflächigen) Einzel-
handel ein wichtiger Standortfaktor, da mit den hier vorherrschen-
den Frequenzen Mitnahmeeffekte erzielt werden können. Weiterhin 
ist die Nähe zu Schnellrestaurants, Tankstellen und sonstigen Pkw-
bezogenen Nutzungen als wichtiges Standortkriterium zu werten. 
Abschließend belegen Spielhallen zunehmend die den Bundesauto-
bahnen zugeordneten Autohöfe. Hier ist definitiv kein kommunaler 
Kontext vorhanden, es wird offensichtlich auf die Frequenz der Au-
tobahn Bezug genommen. Allen Lagen ist gleichermaßen gemein, 
dass sie jeweils gut erkennbar, einseh- und erreichbar sein müssen.  


Wenn Spielhallen in den Einkaufszonen der Kerngebiete bzw. in 
innerstädtischen Mischgebieten angesiedelt sind, können sich 
Standortkonflikte mit anderen Nutzungen ergeben. Als Probleme 
aus städtebaulicher Sicht sind Lärmbelästigungen, Beeinträchtigun-
gen des Straßen- und Stadtbilds sowie Trading-Down-Effekte zu 
nennen.13 Obwohl die Spielhallen selbst keine Betriebsgeräusche 
verursachen, kommt es doch durch Folgegeräusche der Besucher 
sowie durch an- und abfahrende Kraftfahrzeuge zu Konflikten mit 
den Anwohnern.  


Das Maß der Beeinträchtigung des Straßen- und Stadtbilds durch 
die Gestaltung der Spielhallen hängt von der Umgebung ab. Häufig 
werden die aggressive Aufmachung oder dunkle, zugeklebte Schau-
fensterscheiben bemängelt, da die Lauflagen, d. h. die Schaufenster-
front und damit der Kundenstrom unterbrochen werden. Spielhal-
len wirken aus diesem Grund oftmals als Fremdkörper. 


Aufgrund ihrer hohen Mietzahlungsfähigkeit und auch -bereitschaft 
verdrängen Spielhallen häufig den traditionellen Einzelhandel und 
führen so einen Qualitätsverlust der Einkaufsstraßen und Einkaufs-
zonen herbei. Dies kann bei einer räumlichen Konzentration von 
Spielhallen, Billig-Läden und Imbiss-Stuben einen Destabilisierungs-
prozess auslösen, wodurch die bisherige Geschäftsnutzung einer 
Straße verdrängt werden kann.  


                                                             
13   Mit "Trading-Down-Effekt" werden die negativen Auswirkungen bezeichnet, die 


auftreten wenn bestimmte Nutzungen (wie z. B. Vergnügungsstät-
ten/Spielhallen) in einem Stadtteil oder Straßenzug zu Abwertungsprozessen 
führen.  


Standortkonflikte 


Spielhallen als Fremdkörper 


Verdrängung der Geschäftsnutzung
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Die Ansiedlung von Vergnügungsstätten führt in der Regel aller-
dings nur dann zu negativen Strukturveränderungen, wenn Konflik-
te und Probleme durch die genannten generellen Standortun-
verträglichkeiten oder durch Konzentrationen ausgelöst werden. In 
den letzten Jahren wird aber immer häufiger ein neuer Typus von 
Vergnügungsstätte beobachtet, der besonders für junge Erwachse-
ne ein interessanter Treffpunkt ist. Spielhallen in Form von Freizeit-
Centern können ein belebendes Element der Innenstadt sein. Fol-
gende Nutzungen bieten diese Einrichtungen regelmäßig an:  


 Unterhaltungsspielautomaten (z. B. Flipper, virtuelle Auto- bzw. 
Motorradrennen, Air Hockey, Bullenreiten, Tanzspiele, Luftgitar-
re, Tischfußball)  


 Internetplätze  
 Großleinwand für Sportübertragungen 
 Billard und Dart  
 Gastronomisches Angebot  
 Untergeordnet können ggf. auch Geldspielgeräte mit Gewinn-


möglichkeit vorhanden sein. 


Einrichtungen mit diesen Angeboten können sehr belebend für die 
Innenstadt sein, besonders dann, wenn sie sich zum Straßen- oder 
Platzraum hin öffnen. Aus planerischer Sicht können je nach Stand-
ortumfeld solche Einrichtungen positiv bewertet werden. Entspre-
chend soll in der Bauleitplanung kein pauschaler Ausschluss von 
Vergnügungsstätten respektive Spielhallen formuliert werden. 
Vielmehr ist genau danach zu differenzieren, welche Formen (Gat-
tungen) stadtverträglich sind und welche nicht. Diese Feindifferen-
zierung ist zwingend erforderlich, da § 33 i Gewerbeordnung14 unter 
dem Begriff Spielhalle sowohl die Einrichtungen für Spielgeräte mit 
Gewinnmöglichkeit und für Spielgeräte ohne Gewinnmöglichkeit 
subsumiert. Die städtebaulichen Wirkungen der konventionellen 
Spielhalle unterscheiden sich aber maßgeblich von den städtebauli-
chen Wirkungen der „Freizeit-Center-Spielhalle“. Wenn über die 
Bauleitplanung Spielhallen generell ausgeschlossen sind, sind auch 
diejenigen Spielhallen, die nur Spielgeräte ohne Gewinnmöglichkeit 
führen, betroffen. Dies wäre eine Überreglementierung, denn die 
Argumente in der Bauleitplanung zum Ausschluss beziehen sich in 
der Regel auf konventionelle Spielhallen; insbesondere da nur diese 
Einrichtungen ihre Schauseiten aufgrund des Jugendschutzes ver-
kleben oder zuhängen müssen.  


                                                             
14   Im Internet einsehbar unter: http://www.gesetze-im-internet.de/gewo/ 
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Demnach muss der Begriff „Spielhalle“ gerade im Hinblick auf seine 
städtebaulichen Wirkungen und hinsichtlich seiner Betriebstypolo-
gie zwingend weiter differenziert werden. Spielhallen in Form von 
Freizeit-Centern können ein durchaus belebendes Element sein. Aus 
planerischer Sicht können, je nach Standortumfeld, solche Einrich-
tungen auch positiv bewertet werden. 


Aufgrund der zu konventionellen Spielhallen abweichenden Be-
triebstypologie und den anderen Kundenkreisen weichen die Stand-
ortfaktoren teilweise ab. Im Grundsatz sind bei Freizeit-Centern der 
beschriebenen Art weniger die bloße Erreichbarkeit und Einsehbar-
keit, als vielmehr die Nachbarschaft und Synergie zu anderen frei-
zeitbezogenen Nutzungen relevant. In der Innenstadt sind dies ne-
ben Gastronomie, Kinos und den Tanzlokalen auch sportbezogene 
Freizeitangebote wie z. B. Fitness-Studios. Entsprechendes gilt für 
die Nachfrage in Gewerbegebieten. Bowling-Center, Indoor-Fußball, 
Diskotheken und die jeweils dazugehörigen gastronomischen An-
gebote sind typische Standortnachbarn für die beschriebenen Frei-
zeit-Center.  


 


3.3 Nachtlokale jeglicher Art, Vorführ- u. Geschäftsräume, 
deren Zweck auf Darstellung mit sexuellem Charakter 
ausgerichtet ist  


Die Nutzungsart Nachtlokale bezieht sich auf Angebote mit Darbie-
tungen sexuellen Charakters (Sexshows) sowie Einrichtungen mit 
Videokabinen und Sexkinos. Diese Angebote findet man in der Regel 
in den traditionellen Vergnügungsvierteln, im Umfeld der Prostitu-
tion sowie häufig im Bahnhofsumfeld. Ein Lokal bzw. eine Gaststät-
te, die allein aufgrund der langen Öffnungszeit als „Nachtlokal“ 
bezeichnet werden kann, zählt dagegen nicht zu den Vergnügungs-
stätten.  


Die städtebaulichen Negativwirkungen sind vergleichbar mit denen 
der Spielhallen. Die Qualität der Außenwerbung solcher Betriebe ist, 
je nach Lage, sehr unterschiedlich. In den sogenannten Billig-Lagen 
werden sie häufig grell und aggressiv gestaltet, in den teuren Ein-
kaufslagen dagegen zurückhaltender. In Verbindung und räumlicher 
Konzentration mit anderen Vergnügungsnutzungen kann eine Ver-
drängung des traditionellen Einzelhandels und ein Trading-Down-
Effekt herbeigeführt werden.  


Feindifferenzierung  


zwingend erforderlich 


Standortfaktoren 


städtebauliche Konflikte 
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Eine weitere Negativwirkung der Sex- und Pornobetriebe ist die Ver-
letzung des sittlichen und moralischen Empfindens der Anwohner 
oder Passanten, die sich durch solche Betriebe abgestoßen fühlen. 
Dies hat u. a. gravierende Auswirkungen auf die unmittelbar an-
grenzenden Objekte, die sich dann nicht mehr an den gehobenen 
Einzelhandel vermieten lassen. 


Für die Nutzungsart der beschriebenen Nachtlokale sind Standort-
faktoren in denjenigen städtischen Teilräumen gegeben, die bereits 
eine Vorprägung durch Vergnügungsstätten haben bzw. in deren 
näherem Umfeld sich Bordellbetriebe befinden. Die Nähe zu diesen 
Angeboten wird von Betreibern definitiv gesucht. Abgesehen von 
den erzielbaren Standortsynergien sind die Betreiber allerdings we-
nig wählerisch. Wenn ein Standort gute Frequenzen einer einschlä-
gigen Klientel aufweist, ist er im Grundsatz geeignet. Eine Standort-
suche richtet sich im Übrigen weniger danach, welcher Standort 
gewünscht ist, sondern vielmehr danach welcher Standort (pla-
nungs- oder bauordnungsrechtlich) möglich ist.  


 


3.4 Diskotheken, Tanzlokale 


Diskotheken unterscheiden sich nach der Zweckbestimmung, dem 
Umfang (Häufigkeit der Tanzveranstaltungen) und der Größe von 
sogenannten Tanz-Cafés. Moderne Diskotheken sind regelmäßig für 
über 1.000 Besucher ausgelegt. Sie verfügen in der Regel über meh-
rere separate, unterschiedlich große Tanzflächen, auf denen ver-
schiedene Musikrichtungen gespielt werden. Diskotheken besitzen 
einen überregionalen Kundenkreis, d. h. sie sind für ein größeres 
und allgemeines Publikum erreichbar. Im Hauptraum sind sie mit 
einer großen Musikanlage ausgestattet, die mit einer Lichtorgel 
und/oder anderen aufwendigen Lichtanlagen gekoppelt ist.15  


Nicht-kerngebietstypisch ist z. B. eine abendliche Tanzbar, die nicht 
die typischen Merkmale einer (Groß-)Diskothek aufweist. Diese Kri-
terien treffen insbesondere für kleinere Diskotheken zu. Auch hier 
sind der Besucherkreis und das Einzugsgebiet maßgebend.  


Konflikte sind vorwiegend in der Verkehrserzeugung, im Verhalten 
einzelner Besucher im öffentlichen Raum (Pöbeln, Vandalismus, 
Lärm) sowie in der aufdringlichen Aufmachung von Werbeanlagen 
zu sehen.  


Lokale/Gaststätten mit gelegentlichen, unter Umständen auch re-
gelmäßigen Tanzveranstaltungen - z. B. einmal monatlich - sind 
städtebaurechtlich nicht als Vergnügungsstätten (Diskotheken) 
einzustufen. Solche Lokale werden in der Literatur auch als „Tanz-
Café“ bezeichnet. 


                                                             
15    vgl. Fickert/Fieseler, 11. Aufl., § 4a BauNVO, Rn. 22 ff 
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Die Neuansiedlung einer Diskothek ist vielfach mit Schwierigkeiten 
behaftet, da aufgrund der möglichen Immissionskonflikte eine Viel-
zahl von Standorten von vorneherein nicht in Frage kommen kann. 
Auch die hohen Stellplatzanforderungen sind für Standortnachfra-
ger vielfach ein unüberwindliches Hindernis. Im Grundsatz ist kaum 
davon auszugehen, dass in einer gewachsenen innerstädtischen 
Lage heute noch (Groß-)Diskotheken neu entstehen können. Diese 
Nutzungsart konzentriert sich demnach zunehmend in Gewerbege-
bieten. Anders verhält es sich mit spezialisierten kleinen Diskothe-
ken. Auch hier sind Immissionsschutz und Stellplatznachweis zwar 
Hürden, gleichwohl können in Kerngebieten diese Nutzungen 
durchaus noch neu entstehen.  


Im Hinblick auf die Fragestellung, wann eine Diskothek bzw. ein 
Tanzlokal kerngebiets- oder nicht-kerngebietstypisch ist, kommt es 
auf die Umstände des jeweiligen Einzelfalls an. D. h. ist die Nutzung 
auf einen Kundenkreis im näheren (quartiersbezogenen) Umfeld 
ausgerichtet, dürfte es sich eher um eine nicht-kerngebietstypische 
Vergnügungsstätte handeln. Ist die Ausrichtung vielmehr gesamt-
städtisch oder sogar regional, ist zwingend von einer kerngebietsty-
pischen Vergnügungsstätte auszugehen.  


 


3.5 Swinger-Clubs 


Als Einrichtung sexuellen Charakters spielen zunehmend auch sog. 
Swinger- bzw. Pärchen-Clubs städtebaulich (und gaststättenrecht-
lich) eine Rolle. Sie werden überwiegend in den Räumen einer Gast-
stätte betrieben, in denen sexuelle Handlungen wie Gruppensex 
und Partnertausch auf freiwilliger Basis stattfinden. Dabei handelt 
es sich aus städtebaulicher Sicht um Vergnügungsstätten. 


Das Konfliktpotenzial ist normalerweise gering, da die Aufmachung 
und Außenwirkung in der Regel vergleichsweise diskret erfolgt. Le-
diglich über das zusätzliche Verkehrsaufkommen, insbesondere in 
den Nachtstunden, ergeben sich Konflikte. 


Aber auch bei Swinger-Clubs ist, wie bei (erotischen) Nachtlokalen, 
die Verletzung des sittlichen und moralischen Empfindens der An-
wohner oder Passanten, die sich durch solche Betriebe abgestoßen 
fühlen, mittelbar mit zu berücksichtigen. 


Bei dieser Nutzungsart sind abgesehen von der Grundstücks- oder 
Gebäudeverfügbarkeit keine Standortfaktoren festzumachen. Das 
Angebot ist extrem introvertiert und Synergien zu Nachbarnutzun-
gen werden nicht nachgefragt. Die Klientel fährt diese Einrichtun-
gen gezielt an, Mitnahmeeffekte durch Fußgänger- oder Pkw-
Frequenzen werden nicht vorausgesetzt. Entsprechend können sich 
Swinger-Clubs an prominenten wie abgelegenen Orten gleicherma-
ßen finden.  


Standortfaktoren 
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Eine Unterscheidung nach kerngebiets- und nicht-kerngebietstypi-
schen Swinger-Clubs konnte in der Literatur nicht nachgewiesen 
werden. Insoweit ist analog zu den Unterscheidungsmerkmalen der 
weiteren Vergnügungsstätten auf den Störgrad und den Einzugsbe-
reich abzustellen. Aus städtebaulicher Sicht dürfte der Einzugsbe-
reich allerdings deutlich weniger restriktiv wirken, da die Einrich-
tungen aufgrund einer deutlich geringeren Frequentierung (als z. B. 
Diskotheken) auf einen regelmäßig größeren Einzugsbereich ange-
wiesen sind. Weiterhin ist davon auszugehen, dass der Störgrad 
aufgrund der Diskretion dieser Einrichtungen deutlich geringer ein-
zustufen ist als bei anderen Vergnügungsstätten.  


 


3.6 Multiplex-Kinos 


Ein Muliplex-Kino ist in der Regel als zusammenhängend geplanter 
und verwalteter Kinokomplex mit mehreren unterschiedlich dimen-
sionierten Kinosälen definiert. Gastronomie sowie andere dienst-
leistungsbezogene Nutzungen ergänzen das Angebot.  


Multiplex-Kinos befinden sich im Regelfall in zentraler Innenstadt-
lage, an deren Rand oder in der Peripherie von Großstädten. 


Die städtebauliche Konfliktlage ergibt sich in erster Linie durch den 
Individualverkehr, der durch ein Multiplex-Kino regelmäßig ausge-
löst wird. Dies ergibt sich allein daraus, dass ein Multiplex-Kino auf-
grund seiner Größe auf einen weiträumigen Einzugsbereich ausge-
legt ist und besonders in den Abendstunden (auch nach 22:00 h) mit 
einem größeren Zu- und Abfahrtsverkehr zu rechnen ist.  


Multiplex-Kinos sind als kerngebietstypische Vergnügungsstätten 
zu werten, die nur in Kerngebieten und in Sondergebieten (nach § 11 
Abs. 2 BauNVO) zulässig sind.  


Betreiber von Multiplex-Kinos suchen in der Regel gut integrierte 
und hoch frequentierte Lagen möglichst im innerstädtischen Nut-
zungskontext (z. B. in Bahnhofsnähe). In Gewerbegebieten finden 
sich diese Angebote nur in Kombination mit anderen freizeitbezo-
genen Nutzungen wie Bowling-Center, Gastronomie, Sportangebo-
te etc. Nachdem die Multiplex-Kinos vergleichsweise große Flä-
chenanforderungen haben, einen hohen Stellplatznachweis erbrin-
gen müssen und weiterhin gerade in den Nachtstunden hohe Im-
missionskonflikte bergen, stellt sich die Standortfrage weniger aktiv 
nach den Standortfaktoren, sondern vielmehr passiv danach, welche 
Standorte überhaupt geeignet sein können. Der Ausschluss von 
Multiplex-Kinos in einem Kerngebiet ist gemäß § 1 Abs. 5 und 9 
BauNVO grundsätzlich möglich.  
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3.7 Festhallen 


Die planungsrechtliche Beurteilung von Festhallen ist mit Unsicher-
heiten behaftet, da es insbesondere auf die Regelmäßigkeit von 
Veranstaltungen, ihren Störgrad und damit städtebaulich negative 
Auswirkungen ankommt. Eine pauschale Wertung einer Festhalle 
zur Vergnügungsstätte kann demnach nicht vorgenommen werden.  


Gleichwohl hat das Verwaltungsgericht Karlsruhe hierzu in einem 
Urteil vom 11. August 2010 festgestellt: 


„Feste und geselliges Feiern (Familienfeste, z. B. Hochzeiten) mit 
einem Teilnehmerkreis von 700 Personen, die mit erheblichem An- 
und Abfahrtsverkehr und mit einem Unterhaltungsprogramm bzw. 
Unterhaltungsangebot mit mehrstündigen Musikdarbietungen bis 
in die Nachtstunden hinein mit einer Lautstärke von 90 dB und 
mehr einhergehen, und die regelmäßig jedes Wochenende stattfin-
den, sind grundsätzlich lärmintensiv. Die (…) geplanten Veranstal-
tungen in der Halle haben damit städtebaulich negative Auswir-
kungen.“16 


Das Gericht kommt in seinem Urteil zu dem Schluss, dass eine Fest-
halle mit dem genannten Profil (im vorliegenden Fall für türkisch-
kurdische Hochzeitsveranstaltungen) aufgrund der von ihr ausge-
henden negativen städtebaulichen Auswirkungen als kerngebiets-
typische Vergnügungsstätte zu werten ist.  


Dieser Auffassung wird im einschlägigen Kommentar zur Baunut-
zungsverordnung (Fickert/Fieseler) widersprochen. Es wird ausge-
führt, dass es sich bei einer entsprechenden Festhalle gerade nicht 
um eine kerngebietstypische Vergnügungsstätte handelt, vielmehr 
um eine „Anlage für kulturelle und/oder soziale Zwecke.“17 


Diese Auffassung ist insoweit nachvollziehbar, als dass die allge-
meine Zulässigkeit einer entsprechenden Veranstaltungshalle in 
einem Kerngebiet in aller Regel am erforderlichen Stellplatznach-
weis und den Flächenverfügbarkeiten scheitern dürfte. Auch ist 
zweifelhaft, ob diese Nutzung tatsächlich als kerngebietstypisch zu 
werten ist, da es keine Standortanforderungen, Synergien und Ab-
hängigkeiten zu den weiteren in Kerngebieten zulässigen Nutzun-
gen gibt. Vielmehr würde eine entsprechende Festhalle in einem 
typischen Kerngebiet (z. B. zentraler Innenstadtbereich) faktisch als 
Fremdkörper wahrgenommen werden. Die Feststellung, eine Fest-
halle (für große Hochzeitsfeiern) sei kerngebietstypisch, geht inso-
weit an der Realität vorbei.  


Trotz dieser widersprüchlichen Aussagen ist in der Bewertung von 
entsprechenden Vorhaben auf die Rechtsprechung abzustellen; d. h. 


                                                             
16   vgl. VG Karlsruhe, Urteil vom 11.08.2010, Aktenzeichen: 5 K 3274/09 
17   vgl. Fickert/Fieseler „Baunutzungsverordnung - Kommentar“; § 9 Rn. 7.23, 11. 


Auflage 2008 
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Festhallen für groß angelegte (Hochzeits-)Feiern sind faktisch als 
kerngebietstypische Vergnügungsstätten zu werten und demnach 
nur in den dafür vorgesehenen Baugebietskategorien der BauNVO 
zulässig.  


In der Regel werden durch die Betreiber von Festhallen bestehende 
Gewerbehallen in Gewerbegebieten umfunktioniert. Standorte in 
den Kerngebieten der zentralen Innenstadtlagen werden definitiv 
nicht nachgefragt. Die Gäste suchen die Festhallen gezielt auf, Syn-
ergien zu Nachbarnutzungen oder andere Standortfaktoren sind 
demnach nicht relevant. Maßgebliche Standortfaktoren sind die 
Flächenverfügbarkeit (auch für Stellplätze), Vermeidung von Immis-
sionskonflikten und vorhandenes Bau- bzw. Planungsrecht.   


Aufgrund der Rechtsprechung sind Festhallen als kerngebietstypi-
sche Vergnügungsstätten zu werten. Realistischerweise wird aller-
dings nur eine ausnahmsweise Zulässigkeit in Gewerbegebieten in 
Frage kommen können.  


 


3.8 Weitere Betriebsformen 


Betriebsformen, die nicht eindeutig den Vergnügungsstätten zuzu-
ordnen sind, sollen aufgrund vergleichbarer negativer städtebauli-
cher Auswirkungen ebenfalls über die Bauleitplanung gesteuert 
werden. Die Erforderlichkeit der Steuerung ergibt sich je nach Aus-
prägung des städtebaulichen Umfeldes bzw. hinsichtlich der Emp-
findlichkeit der Nutzungen. Aussagen sind je nach Bedarfslage zu 
treffen für: 


 Erotikfachmärkte/Sexshops 
 Wettbüros/Wettannahmestellen 
 Bordelle und bordellartige Betriebe 
 Billard- und Dart-Cafés 
 Bowling-Center und weitere Anlagen für sportliche Zwecke 
 Spielhallenähnliche Betriebe. 


 


3.8.1 Erotikfachmärkte/Sexshops 


Erotikfachgeschäfte/-fachmärkte bzw. Sexshops sind im Grundsatz 
Einzelhandelsbetriebe mit einem überwiegenden Sex- und Erotik-
sortiment, insbesondere also Sexspielzeug, pornografische Magazi-
ne, Bilder, Filme mit entsprechenden Inhalten, erotische Spiele auf 
digitalen und herkömmlichen Medien, erotische Bekleidung und 
Dessous, Stimulantia verschiedener Art, Accessoires für unterschied-
liche sexuelle Neigungen und Vorlieben. 


Standortfaktoren 


Definition 
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Hinsichtlich der planungsrechtlichen Zulässigkeit bei Erotikfach-
märkten/Sexshops ist festzuhalten, dass sie nur dann als Vergnü-
gungsstätte zu werten sind, wenn zusätzlich mindestens drei Vi-
deokabinen oder vergleichbare Angebote vorhanden sind. Als kern-
gebietstypische Vergnügungsstätten gelten sie dann, wenn mehr 
als zehn Kabinen angeboten werden oder insgesamt 200 qm Grund-
fläche überschritten werden.18 Allerdings ist darauf hinzuweisen, 
dass mit der allgegenwärtigen Verfügbarkeit von pornografischen 
Inhalten im Internet die Videokabinen innerhalb der Erotik-
Fachmärkte an Bedeutung verloren haben. Unter dieser Prämisse 
werden Erotik- Fachmärkte bzw. Sex-Shops künftig nur noch in Aus-
nahmefällen als Vergnügungsstätten zu werten sein.  


Ansonsten sind Erotikfachgeschäfte/-fachmärkte als Einzelhandels-
nutzung anzusehen und eine Reglementierung ist über den Aus-
schluss von Vergnügungsstätten nicht möglich. Gleichermaßen ist 
es allerdings möglich, Erotikfachgeschäfte/-fachmärkte bzw. Sex-
shops klar zu definieren und die Zulässigkeiten über den entspre-
chenden Ausschluss separat zu steuern. Hierfür sind besondere 
städtebauliche Gründe anzuführen. Diese Gründe müssen sich nicht 
ausschließlich auf Trading-Down-Effekte bzw. die Verdrängung an-
derer Ladenlokale beziehen, vielmehr können auch Konflikte zu be-
stehender Wohnfunktion angeführt werden.19 


Betreiber von Erotik-Fachmärkten suchen im Grundsatz die Nähe zu 
weiteren Einzelhandelseinrichtungen, da sie regelmäßig auf Publi-
kumsfrequenzen angewiesen sind. Vergleichbar den weiteren Ein-
zelhandelsangeboten variieren die Standorte von Erotik-
Fachmärkten von 1A-Lagen bis zu den Nebenlagen.  


Weiterhin ist in der jüngeren Vergangenheit ein Trend erkennbar, 
großflächige Erotik-Märkte (hier in Kombination mit Videokabinen) 
auf Autohöfen anzusiedeln. Maßgeblicher Standortfaktor ist hier 
der überörtliche Verkehr und die Frequenz auf der Autobahn. Abge-
sehen von der Flächenverfügbarkeit sowie der planungsrechtlichen 
bzw. bauordnungsrechtlichen Situation kommen darüber hinaus 
keine weiteren Standortfaktoren zum Tragen.  


 


                                                             
18   vgl. Fickert/Fieseler, 11. Aufl., §7 BauNVO, Rn. 7.4.  
19   OVG Lüneburg Urteil vom 11. September 1985 - AZ.: 1 OVG C 26/85 
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3.8.2 Wettbüros/Wettannahmestellen 


Wettbüros sind in der Regel Ladenlokale, in denen Wetten auf be-
stimmte (Sport-)Ergebnisse abgeschlossen werden.  


Ein Problem ist aktuell in der Abgrenzung von Wettbüros zu reinen 
Wettannahmenstellen zu sehen. Das VG Karlsruhe hat mit Be-
schluss vom 10. März 2009 über den Antrag eines Sportwettenbüro-
betreibers entschieden, mit dem dieser sich gegen die vom Bauamt 
ausgesprochene Nutzungsuntersagung samt Androhung des 
Zwangsmittels wendet. Das Gericht hat dem Antrag teilweise statt-
gegeben. 


Es war nicht zu klären, ob die Nutzung der Räumlichkeiten als Wett-
annahmestelle materiell baurechtswidrig ist. Es ist aber davon aus-
zugehen, dass die Nutzungsart "Wettannahmestelle" keinen fest-
stehenden Betriebstyp beschreibt und keiner der in der Baunut-
zungsverordnung genannten Nutzungsarten eindeutig zugeordnet 
werden kann. Ob eine Wettannahmestelle eine Vergnügungsstätte 
im bauplanungsrechtlichen Sinne ist, ist demnach jeweils im kon-
kreten Fall zu prüfen. Ausgehend vom Begriff „Vergnügungsstätte“ 
ist eine bloße Annahmestelle, die ein Besucher nur aufsucht, um 
seinen Wettschein abzugeben und/oder seinen Gewinn abzuholen, 
ohne zu verweilen, keine Vergnügungsstätte. Zu einer Vergnü-
gungsstätte wird die Wettannahmestelle erst, wenn die kommer-
zielle Unterhaltung der Kunden/Besucher im Vordergrund steht 
sowie ein Angebot zum Verweilen besteht.  


Demgegenüber steht ein Beschluss des Verwaltungsgerichtshofs 
Kassel vom 25. August 2008, in dem Wettbüros eindeutig den Ver-
gnügungsstätten zugeordnet werden.20 


Damit ist die planungsrechtliche Definition von Wettbüros mit gro-
ßen Unsicherheiten behaftet. Entsprechend sollten Wettbüros nicht 
allein unter der Überschrift „Vergnügungsstätte“ subsumiert wer-
den. Der Ausschluss bei städtebaulicher Unverträglichkeit ist sepa-
rat zu formulieren. 


 


                                                             
20   vgl. Verwaltungsgerichtshof Kassel, Beschluss vom 25.08.2008, Aktenzeichen: 3 


UZ 2566/07 Instanzenaktenzeichen: 4 E 3419/06 


planungsrechtliche Einstufung 


Wettbüros 


 


Wichtig: Wettbüros bei städtebauli-


cher Unverträglichkeit immer sepa-


rat aufführen und begründen 







Grundlagen der Untersuchung   30 


 


 


Dabei ist darauf hinzuweisen, dass Toto-Lotto-Annahmestellen (z. B. 
Kioske) - auch wenn hier das Glücksspiel eine Rolle spielt - definitiv 
nicht zu den Vergnügungsstätten zählen. Diese Einrichtungen un-
terscheiden sich deutlich von privaten Wettbüros, insbesondere 
hinsichtlich der kommerziellen Unterhaltung und der Aufenthalts-
möglichkeiten.  


Dem Thema „Wettbüros“ kommt aus aktuellem Anlass auch eine 
weitere Bedeutung zu. Mit der Rechtsprechung des EuGH vom 
08.09.2010 wurde das staatliche Glücksspielmonopol in Deutsch-
land mit sofortiger Wirkung aufgehoben. Wettbüros, die bis dato 
am Rande der Legalität betrieben wurden, können bei Umsetzung in 
nationales Recht durchweg legal betrieben werden. Damit ist zu 
erwarten, dass Betreiber, die sich aufgrund der unsicheren Rechtsla-
ge bisher in ihren Expansionsbestrebungen zurückgehalten haben, 
sich nunmehr weiter ausbreiten. Es kann die Gefahr bestehen, dass 
mit dem Wegfallen des staatlichen Glückspielmonopols eine ähnlich 
inflationäre Ausbreitung von Wettbüros entsteht, wie sie nach der 
Spielverordnung 2006 bei Spielhallen eingetreten war. Dies wird 
durch das jüngste Urteil des Oberveraltungsgerichts Nordrhein-
Westfalen unterstrichen, in dem deutlich gemacht wird, dass „Un-
tersagungsverfügungen, mit denen die Ordnungsbehörden allein 
unter Berufung auf das staatliche Sportwettenmonopol gegen pri-
vaten Sportwettenbüros vorgegangen sind, rechtswidrig sind, weil 
das Monopol nicht mit Europarecht vereinbar ist“.21  


Entsprechend wird dringend empfohlen, in der bauleitplanerischen 
Umsetzung sicherzustellen, dass Wettbüros als Vergnügungsstät-
ten gewertet werden. Bei einer beabsichtigten Feingliederung nach 
§ 1 Abs. 9 BauNVO für Spielhallen sollten grundsätzlich auch Wett-
büros benannt werden.  


Wettbüros suchen regelmäßig die Nachbarschaft zu gut erreichba-
ren Einzelhandels- und Gastronomieangeboten. Auch die Nähe zu 
weiteren Vergnügungsstätten ist ein maßgeblicher Standortfaktor. 
Weiterhin sind Wettbüros (mehr noch als Spielhallen) auf ein re-
gelmäßiges Stammpublikum ausgerichtet. Insoweit spielt die integ-
rierte Lage und damit die Nähe zum Wohnort der Besucher bzw. die 
Nähe zu deren Wegeketten eine maßgebliche Rolle. Aufgrund der 
Ausrichtung auf Stammpublikum sind Gewerbegebiete oder auch 
Autohöfe weniger interessant. Dies kann sich allerdings bei Öffnung 
des Marktes dann ändern, wenn es einer größeren Kette (wie z. B. in 
England „William Hill“) gelingt, Stammpublikum an die Marke und 
weniger an den Standort zu binden. In diesem Fall werden die rein 
autoorientierten Standorte in Gewerbegebieten bzw. an Autohöfen 
auch für Wettbüros interessant.  


 
                                                             
21   Nichtamtlicher Leitsatz OVG NRW, Urteil vom 29. September 2011 - AZ.: 4 A 
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3.8.3 Bordelle und bordellartige Betriebe 


Hinsichtlich der planungsrechtlichen Einstufung ist deutlich zu ma-
chen, dass diese Nutzung nicht zu den Vergnügungsstätten zählt, 
vielmehr stellt sie eine eigenständige Nutzungsart „sui generis“ 
dar.22 Bordelle und bordellartige Betriebe sind demnach als sonstige 
Gewerbebetriebe zu werten und entsprechend in Gewerbe- und 
Industriegebieten allgemein zulässig. In Kerngebieten sind sie wei-
terhin als Gewerbebetriebe gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO allge-
mein zulässig, wenn sie nicht wesentlich stören und nur im Einzel-
fall aufgrund des § 15 Abs. 1 BauNVO unzulässig. Allerdings gibt es 
für dieses Thema noch keine gefestigte Rechtsprechung. Insoweit 
wird die Feinsteuerung über Ausschlussplanung empfohlen.  


Im Hinblick auf das Wohnen gilt, dass Bordelle und bordellähnliche 
Betriebe aufgrund der von diesen Einrichtungen ausgehenden Stö-
rungen mit einer Wohnnutzung typischerweise unvereinbar sind. 
Sie sind als sonstige Gewerbebetriebe zu werten, die im § 4 BauNVO 
(WA) nicht aufgelistet sind. Planungsrechtlich sind diese Vorhaben 
deshalb in Wohngebieten unzulässig. 


Noch nicht abschließend geklärt ist allerdings, ob diese Nutzung in 
Misch- oder Dorfgebieten generell unzulässig ist. Der Ausschluss 
sollte bei Gebietsunverträglichkeit auf Grundlage des § 1 Abs. 9 
BauNVO festgesetzt werden. In Analogie zur Unzulässigkeit in all-
gemeinen Wohngebieten ist davon auszugehen, dass die Nutzungs-
art auch in besonderen Wohngebieten nicht zulässig ist.  


Zusammenfassend ist festzuhalten, dass Bordelle und bordellähnli-
che Betriebe, wenn sie nach § 1 Abs. 9 BauNVO nicht explizit ausge-
schlossen sind, in Gewerbe- und Industriegebieten allgemein zuläs-
sig sind und zwar unabhängig von der jeweils geltenden Baunut-
zungsverordnung. In Mischgebieten ist die jeweilige Prägung 
(Schwerpunkt Wohnen oder Schwerpunkt Gewerbe) sowie die Art 
des Betriebes maßgeblich. Eine individuelle Prüfung ist erforderlich.  


Im Grundsatz ist es nicht möglich, allgemeingültige Standortfakto-
ren für Bordelle und bordellartige Betriebe zu definieren, da die 
Spannweite von Wohnungsprostitution über Laufhäuser bis hin zu 
exklusiven Sauna-Clubs reicht und jede dieser Formen sehr indivi-
duelle Standortansprüche hat. Allerdings ist erkennbar, dass aggres-
sive Außenwerbung und/oder eine zentrale Lage zum Erreichen von 
„Laufkundschaft“ zunehmend an Bedeutung verliert. Die Betriebe 
sind über einschlägige (Freier-)Foren im Internet i. d. R. allgemein 
bekannt und werden darauf aufbauend meist gezielt aufgesucht. 
Insoweit sind Standorte in Gewerbe- und Industriegebieten ver-
mehrt im Fokus der Standortnachfrager. Eine ausreichende Mantel-
bevölkerung im Umkreis von ca. 50 Kilometern, die Flächenverfüg-


                                                             
22    sui generis = von eigener Art, vgl. Fickert/Fieseler, 11. Aufl., § 4a BauNVO, Rn. 
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barkeit, die Vermeidung von Immissionskonflikten und die baupla-
nungs- und bauordnungsrechtlichen Zulässigkeiten sind im Ergeb-
nis die maßgeblichen Faktoren für die Ansiedlung. 


 


3.8.4 Billard- und Dart-Cafés 


Die bauplanungsrechtliche Einstufung des Billardspiels bereitet oft 
Schwierigkeiten, denn es kann nicht jede kommerzielle Freizeitge-
staltung, die der Vergnügungssteuer unterliegt, generell mit dem 
städtebaulichen Begriff „Vergnügungsstätte“ belegt werden. Bei der 
bauplanungsrechtlichen Einstufung steht nicht der Sachverhalt der 
kommerziellen Unterhaltung im Vordergrund, sondern die Frage, in 
welcher Weise sich die Nutzungsart „Vergnügungsstätte“ innerhalb 
der jeweiligen Baugebiete auswirken kann. Da Billardtische in der 
Regel in Schank- und Speisewirtschaften aufgestellt werden, ist die 
Einstufung, ob es sich nun um ein Billardcafé oder Gaststättenbe-
trieb handelt, in Abhängigkeit davon zu betrachten, ob der Spiel- 
oder der Gaststättenbetrieb vorherrschend ist. Werden weiterhin 
erlaubnispflichtige Spielgeräte nach § 33i GewO aufgestellt, ist zu 
prüfen, ob der Spielcharakter gegenüber dem des sportlichen über-
wiegt.“23 


Die Charakteristik der Billard- und Dart-Cafés ist umstritten, insbe-
sondere die städtebaulichen Auswirkungen. Einerseits ist das zu-
sätzliche Angebot, insbesondere für Jugendliche, positiv zu bewer-
ten, da es zu einer Belebung der Innenstadt führt, andererseits be-
stehen Probleme bei einer Konzentration solcher Anlagen. 


In der Regel sind Billard- und Dart-Cafés in den Randbereichen der 
Innenstädte, bzw. den Ausgehvierteln in Nachbarschaft zu Gastro-
nomiebetrieben angesiedelt. Das sportlich orientierte Billard- und 
Dart-Spiel findet sich dagegen eher im Zusammenhang zu Bowling-
Centern bzw. anderen Indoor-Sportanlagen in Gewerbegebieten. 
Entsprechend variieren die Standortfaktoren je nach betrieblicher 
Ausrichtung.  


 


3.8.5 Bowling-Center und weitere Anlagen für sportliche Zwecke 


..im Sinne des städtebaulichen Nutzungsbegriffs sind Anlagen, die 
sportlichen Zwecken dienen, keine Vergnügungsstätten. Demnach 
zählen Bowling-Center als selbständige Anlagen nicht zu den Ver-
gnügungsstätten. Entsprechendes gilt für vergleichbare sportliche 
Angebote wie Fitness, Tischtennis, Indoor-Soccer, Badminton, 
Squash etc. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass ein Gastro-
nomiebetrieb integriert ist, in dem Speisen und Getränke gereicht 
werden. Anders verhält es sich, wenn in einem Bowling-Center oder 
                                                             
23   vgl. BayObLG, Beschl. v. 24.2.92 - 3 ObOWi 7/92-, GewArch. 92, 231 = NVwZ-RR 92, 


553 f. m. w. N. 
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einer Indoor-Sportanlage die für Vergnügungsstätten typischen 
Angebote zusätzlich unterbreitet werden, wie z. B. Geldspielgeräte 
mit Gewinnmöglichkeit, Internet-Terminals, Großbildleinwand oder 
Unterhaltungsspielautomaten in einer Größenordnung, die über die 
in einer Gastronomie regelmäßig mögliche Anzahl hinausgeht (max. 
drei Geldspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit in Gaststätten). In die-
sem Fall ist ein Bowling-Center durchaus als Vergnügungsstätte zu 
werten. Gleichwohl hat ein Bowling-Center als Vergnügungsstätte 
eine deutlich andere städtebauliche Wirkung als eine konventionel-
le Spielhalle mit Geldspielgeräten mit Gewinnmöglichkeit.  


 


3.8.6 Spielhallenähnliche Betriebe 


Spielhallenähnliche Betriebe oder auch sekundäre Vergnügungs-
stätten sind gesondert zu thematisieren. Es handelt sich hierbei um 
Betriebe, die primär als Gaststätten genehmigt sind, deren faktische 
Nutzung aber jeweils als Vergnügungsstätte zu werten ist. Die städ-
tebaulichen Auswirkungen dieser Betriebe (z. B. Internet-Café) sind 
mit denen konventioneller Spielhallen vergleichbar.  


Gaststätten bzw. Schank- und Speisewirtschaften sind nach pla-
nungsrechtlicher Definition „Gewerbebetriebe, in denen Getränke 
aller Art und/oder Speisen zum Verzehr verabreicht werden."24  


Die gastronomische Nutzung muss demnach zwingend im Vorder-
grund des Betriebs stehen. Wenn allerdings drei Geldspielgeräte mit 
Gewinnmöglichkeit sowie weitere Unterhaltungen, wie z. B. Billard, 
Dart, Flipper, Großbildleinwand für Sportübertragungen etc. und 
darüber hinaus Wetten (i. d. R. illegale Sportwetten) angeboten 
werden, ist davon auszugehen, dass die originäre Nutzung „Schank- 
und Speisewirtschaft“ in Richtung Vergnügungsstätte „kippt“. Dies 
ist darüber hinausgehend insbesondere dann der Fall, wenn Geträn-
ke nur über Automaten bezogen werden können und/oder keine 
selbst zubereiteten Speisen angeboten werden. Unter diesen Vor-
aussetzungen kann die gastronomische Nutzung kein Übergewicht 
im Betriebskonzept innehaben. Der Betrieb wäre dann planungs-
rechtlich nicht mehr nach den Zulässigkeitskriterien für Schank- und 
Speisewirtschaften, sondern vielmehr als Vergnügungsstätte zu 
genehmigen. Darüber hinaus wäre eine besondere Genehmigung 
nach Gewerbeordnung erforderlich. Insgesamt ist zur Bewertung 
demnach das jeweils offensichtlich erkennbare Betriebskonzept in 
den Blick zu nehmen.  


Allerdings ist die planungsrechtliche Einschätzung, welche Nutzung 
im Vordergrund des jeweiligen Betriebs steht, oft mit Unsicherhei-
ten behaftet. Insoweit sollte, wenn nicht genehmigte Geldspielgerä-
te aufgestellt sind oder illegal Wetten angenommen werden, eine 


                                                             
24  vgl. Fickert/Fieseler, 10. Aufl., § 2 BauNVO, Rdnr. 13 
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Reglementierung dieser Nutzungen in erster Linie ordnungsbehörd-
lich erfolgen. Erst wenn offensichtlich ist, dass ein vorgeblicher 
Gastronomiebetrieb den Nutzungsschwerpunkt einer Vergnü-
gungsstätte hat, kann und soll eine planungsrechtlich basierte Nut-
zungsuntersagung erfolgen.  


 


3.9 Umgang mit dem Begriff „Vergnügungsstätte“ 


Aufgabenstellung des vorliegenden Gutachtens ist es, die zuneh-
mende Flut an Anträgen nach Spielhallen im Stadtgebiet von Braun-
schweig in geordnete Bahnen zu lenken. Weiterhin ist mit dem zu 
erwartenden liberalisierten Wettmarkt davon auszugehen, dass 
eine Flut von Anträgen für Wettbüros bzw. Wettannahmestellen in 
der näheren Zukunft zu erwarten sein wird (vgl. auch Kap. 2.2). Auch 
für diese Nutzungsart gilt es, frühzeitig bestimmte Bereiche zu defi-
nieren. Die städtebaulichen Auswirkungen beider Nutzungsarten 
sind aufgrund ihrer Orientierung in Richtung gewinnorientiertes 
Spielen/Wetten, ihrer Öffnungszeiten und ihrer Frequentierung 
vergleichbar.   


Die Auflistung und Beschreibung der Vergnügungsstätten zeigt, 
dass jenseits von Spielhallen und Wettbüros eine große Bandbreite 
an Nutzungsoptionen und Mischformen möglich ist, die sich in ih-
ren Standortfaktoren und in ihren städtebaulichen Auswirkungen 
grundlegend von Spielhallen und Wettbüros unterscheiden. Der 
Betreiber eines Swinger-Clubs sucht eher die Diskretion, derjenige 
eines Multiplex-Kinos die zentrale Lage mit guter Verkehrsanbin-
dung, Betreiber von (Hochzeits-)Festhallen sind auf viele Stellplätze 
und, aufgrund der von ihrer Einrichtung ausgehenden Emissionen, 
auf ein konfliktarmes Umfeld angewiesen.  


Die unterschiedliche Prägung schlägt sich auch in den städtebauli-
chen Auswirkungen nieder: Ein Swinger-Club ist meist nicht wahr-
nehmbar und hat abgesehen von nächtlichen Verkehren praktisch 
keine städtebaulich relevanten Auswirkungen. Eine (Hoch-
zeits-)Festhalle löst durch ein erhöhtes Verkehrsaufkommen regel-
mäßig Immissionskonflikte aus; eine Nachtbar kann Trading-Down-
Prozesse verursachen/verstärken; ein Multiplex-Kino löst andere 
Konflikte aus.  


Damit wird eine grundlegende Problematik in der Herangehenswei-
se deutlich. Es ist auf der einen Seite zwingend erforderlich, be-
stimmte Bereiche im Stadtgebiet zu definieren, in denen Zulässig-
keiten für Spielhallen und Wettbüros eröffnet werden können. Im 
Umkehrschluss ist zu erreichen, dass in allen anderen Bereichen des 
Stadtgebiets diese Nutzungsarten definitiv nicht zulässig sind. Sie 
können über die Bauleitplanung (soweit planungsrechtlich erforder-
lich) ausgeschlossen werden. Diese Systematik lässt sich im Rahmen 
des vorliegenden Gutachtens ausschließlich für Spielhallen und 
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Wettbüros durchhalten. Es ist wenig sinnvoll und auch nicht zielfüh-
rend, Entwicklungsbereiche für Multiplex-Kinos, Nachtbars, Disko-
theken oder Swinger-Clubs herzuleiten, um daraus eine ähnliche 
Systematik wie für Spielhallen/Wettbüros zu generieren. D. h. die 
positive Betrachtung im Hinblick auf die Entwicklungsmöglichkeiten 
beschränkt sich im vorliegenden Gutachten auf Spielhallen und 
Wettbüros. Dabei ist für die Wettbüros eine Relativierung zu beach-
ten: Aktuell sucht diese Nutzungsart (noch) nicht das gewerbliche 
Umfeld. Vielmehr sind die hoch frequentierten Innenstadt- und 
Stadtteilzentren-Lagen nachgefragt. Insoweit ist die Herleitung von 
Zulässigkeitsbereichen im gewerblichen Umfeld für Wettbüros eher 
hypothetischer Natur, kann aber aufgrund der vergleichbaren Prä-
gung von Spielhallen und Wettbüros gleichwohl vorgenommen 
werden. Es kann bei einem liberalisierten Wettmarkt durchaus da-
von ausgegangen werden, dass Wettbüros mit großen Einheiten in 
die Gewerbegebiete drängen.  


Die Fokussierung von Spielhallen und Wettbüros ist auch aus ande-
ren Gründen gerechtfertigt: In der Standortauswahl der weiteren 
Vergnügungsstätten greifen der Immissionsschutz und die Flächen-
verfügbarkeit sehr viel restriktiver als die sonstigen städtebaulichen 
Kriterien. Insoweit können diese Nutzungsunterarten in den plane-
rischen Aussagen ausgeklammert bleiben, da die Zulässigkeit im 
Einzelfall über den Immissionsschutz bzw. den Stellplatznachweis 
gesteuert werden kann und soll. Es wird demnach nicht die Not-
wendigkeit gesehen, für Nutzungsunterarten Multiplex-Kino, Swin-
ger-Club oder (Hochzeit-)Festhalle dezidiert Entwicklungsbereiche 
zu definieren. Die Sonderform der Swinger-Clubs spielt im Übrigen 
aktuell in der städtebaulichen Realität von Braunschweig keine Rol-
le. Es wird empfohlen, bei Antragstellung eine Einzelfallprüfung 
vorzunehmen.  


Im vorliegenden Konzept beziehen sich demnach die Aussagen im 
Schwerpunkt auf Spiel- und Automatenhallen mit Geldspielautoma-
ten und auf die Wettbüros. Die städtebaulichen Auswirkungen bei-
der Nutzungsarten sind vergleichbar, genauso wie die aktuell er-
kennbaren Expansionsbestrebungen. Spezifischer Handlungsbedarf 
in der Stadt Braunschweig wird genau für diese beiden Nutzungsar-
ten gesehen.  


Hinsichtlich der Begriffsverwendung wird im vorliegenden Gutach-
ten demnach jeweils der Begriff Spielhalle/Wettbüro verwandt. 
Entwicklungsbereiche für die weiteren Vergnügungsstätten werden 
nicht definiert. Dagegen werden im Rahmen der Prüfung der einzel-
nen Bebauungspläne Empfehlungen zur Zulässigkeit aller Vergnü-
gungsstätten und der städtebauliche Begründungshintergrund be-
nannt.  
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4 Städtebauliche Auswirkungen 


4.1 Rechtliche Einordnung 


Grundsätzlich sind die Aufgaben der Bauleitplanung im Rahmen der 
sittlichen Neutralität ausschließlich auf städtebauliche Belange be-
schränkt. Das bedeutet, dass ethisch-moralische Kriterien wie z. B. 
der „Spielerschutz“ keine Rolle in der städtebaulichen Bewertung 
spielen dürfen. 25  


Auch ist z. B. der Ausschluss von Vergnügungsstätten oder Bordell-
betrieben z. B. innerhalb eines Gewerbegebiets auf Grund eines rei-
nen Imageverlustes ohne bodenrelevante Auswirkungen nicht ge-
rechtfertigt.  


Weiterhin können Nutzungen aus einem Gemeindegebiet nicht 
generell ferngehalten, also grundsätzlich ausgeschlossen werden. Es 
würde dem Grundsatz der Wahrung der städtebaulichen Entwick-
lung und Ordnung widersprechen, eine reine Negativplanung 
durchzuführen, d. h. eine Planung mit dem alleinigen Ziel, eine be-
stimmte Nutzung auszuschließen. Demnach sind Bereiche im 
Stadtgebiet zu definieren, in denen Vergnügungsstätten sich ansie-
deln können, ohne negative städtebauliche Strukturveränderungen 
von ausreichendem Gewicht nach sich zu ziehen.  


 


4.2 Die städtebaulichen Auswirkungen im Einzelnen 


In der Rechtssprechung sind regelmäßig die folgenden städtebauli-
chen Gründe zur Bewertung der Zulässigkeit von Vergnügungsstät-
ten, insbesondere Spielhallen anerkannt worden:  


Verschiebung im Bodenpreisgefüge und Verdrängungseffekt in den 


zentralen Einkaufslagen 


Die in den Kerngebieten gemäß § 7 Abs. 2 BauNVO i. d. R. allgemein 
zulässigen Vergnügungsstätten können dazu führen, dass durch 
Spielhallen (Spiel- und Automatenhallen) und Wettbüros, die oft-
mals - auch dank längerer Öffnungszeiten - höhere Mieten zahlen 
können, der traditionelle Einzelhandel, der diese Mieten nicht mehr 
aufbringen kann, verdrängt wird. 


Auslösen oder Verstärken von Trading-Down-Prozessen 


Darüber hinaus muss mit einer Niveauabsenkung und einem Ver-
lust der Lagequalität des Gebiets gerechnet werden. Eine Niveauab-
senkung kann durch Spielhallen und Wettbüros auch in Verbindung 


                                                             
25  vgl. BVerwG, Beschluss vom 29.07.1991, Az. 4 B 80/91."Danach ist ein für sich 


allein nicht tragfähiges Begründungselement im Hinblick auf das Vorliegen 
städtebaulicher Gründe unerheblich, wenn der Ausschluss einzelner Nutzungen 
im Übrigen durch städtebauliche Gründe gerechtfertigt ist. Das kann allerdings 
dann nicht gelten, wenn die städtebaulichen Gründe nur vorgeschoben sind, 
wenn also die Motive der Gemeinde, die für die Festsetzung nach § 1 Abs. 5 
BauNVO maßgebend waren, überhaupt nicht städtebaulicher Natur sind."  


sittliche Neutralität  


der Bauleitplanung 


kein vollständiger Ausschluss  


möglich 


 


zwingende und  


unmittelbare Kriterien 
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mit anderen Vergnügungsstätten und/oder Erotikfachmärkten, Ein-
Euro-Shops oder Telefon-/Internetläden hervorgerufen oder ver-
stärkt werden. Als Folge solcher Niveauabsenkungen kann es zur 
Abwanderung von Kunden und Besuchern kommen. Dies kann zu 
Leerständen oder aber zur Neuansiedlung weiterer entsprechender 
Vorhaben bis hin zu einer massiven Konzentration solcher Nutzun-
gen führen. Das Zusammenwirken dieser Effekte mündet in den 
sogenannten Trading-Down-Effekt. 


Beeinträchtigung des Straßenbilds 


Die Beeinträchtigung des Straßenbilds durch Spielhallen oder Wett-
büros wird zusätzlich zu den verhangenen bzw. verklebten Schau-
seiten regelmäßig durch aufdringliche Reklame und Werbeanlagen 
ausgelöst. Insbesondere in der Häufung von Spielhallen und Wett-
büros kann damit der Charakter eines ganzen Straßenzugs beein-
trächtigt werden. 


Immissionskonflikte 


Immissionskonflikte zwischen Wohnnutzungen und Spielhallen sind 
zu erwarten. Da die Öffnungszeiten von Spielhallen und Wettbüros 
regelmäßig auch die Nachtzeit betreffen, können An- und Abfahrt-
geräusche oder der Aufenthalt im Freien regelmäßig zur Störung der 
Nachtruhe führen. 


Trading-Down-Prozesse in Gewerbegebieten 


Die Profilbildung eines Gewerbegebiets beinhaltet im Wesentlichen 
die standortspezifische Typisierung für gleichwertige Unternehmen, 
die damit von gegenseitigen Synergieeffekten profitieren können. 
Mit der Ansiedlung einer Spielhalle auf einer qualitativ hochwerti-
gen Gewerbefläche kann der Standort negativ geprägt werden. 
Hochwertige Dienstleistungs- oder technologieorientierte Unter-
nehmen werden sich hier nur noch schwer ansiedeln lassen. Ge-
werbliche Trading-Down-Prozesse können die Folge sein.  


Bodenrechtliche Spannungen in gewerblich genutzten Gebieten 


Die Wirtschaftskraft einer Kommune hängt maßgeblich von der 
Qualität und Attraktivität der gewerblichen Lagen ab. Im Standort-
wettbewerb um Unternehmen sind die städtebauliche Prägung und 
das Bodenpreisgefüge der Gewerbeflächen von entscheidender Be-
deutung. Spielhallen erzielen deutlich höhere Bodenrenditen als die 
„klassischen“ Gewerbebetriebe und sind geeignet, diese zu verdrän-
gen, wenn erhöhte Renditeerwartungen seitens der Grundstücksei-
gentümer den Bodenmarkt beeinflussen. Bodenrechtliche Span-
nungen mit den sich daraus ergebenden negativen Effekten für die 
arbeitsplatzintensiven Gewerbebetriebe sind die Folge. 
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Konflikte mit sensiblen Nutzungen 


Nutzungsempfindliche Bereiche, wie z. B. kirchliche Einrichtungen, 
Schulen und sonstige soziale Infrastruktureinrichtungen können 
durch die negative Strahlkraft von Spielhallen oder Wettbüros in 
ihrer Nutzung eingeschränkt werden. Dies kann sich beispielsweise 
dadurch äußern, dass in Kinderbetreuungseinrichtungen oder Schu-
len die Anmeldezahlen aufgrund des negativ geprägten städtebau-
lichen Umfelds zurückgehen. 


Unterbrechung von Lauflagen in zentralen Einkaufsbereichen  


Spielhallen für Geldspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit und Wett-
büros haben in der Regel keine Orientierung hin zum öffentlichen 
Raum und unterbrechen die Lauflagen über geschlossene Fassaden 
bzw. verhangene oder zugeklebte Schauseiten. Sie stellen regelmä-
ßig Fremdkörper dar und bilden tote Zonen in der Reihung innen-
stadttypischer Auslagen und Angebote. 


Fehlende Einbindung in das Nutzungsgefüge 


Die Klientel von Spielhallen und Wettbüros unterscheidet sich re-
gelmäßig von den sonstigen Innenstadtbesuchern. Im Schwerpunkt 
werden Spielhallen in den Abendstunden aufgesucht; Kopplungen 
sowie Synergien mit angrenzendem Geschäftsbesatz entstehen 
nicht. Die Spielhallen sind demnach Fremdkörper im innerstädti-
schen Nutzungsgefüge, insbesondere in den Bereichen, in denen der 
Einzelhandel dominiert. Dieses Kriterium kann aber auch in gewerb-
lich genutzten Gebieten greifen, wenn z. B. die Prägung einer be-
stimmten Nutzung mit entsprechenden Synergien vorliegt (z. B. 
Speditionen und Logistikbetriebe). Eine Spielhalle würde hier als 
Fremdkörper wahrgenommen werden. Entsprechendes kann für 
Handelsnutzungen in Gewerbegebieten z. B. bei Möbelfachmärkten 
(„Möbelmeile“) oder Autohäusern gelten.  


Imagefaktoren, die sich negativ auf die Wohnqualität auswirken 


Die Wohnnutzung ist eine wichtige innerstädtische Funktion, die 
sich in der Vergangenheit zunehmend aus den zentralen Bereichen 
zurückgezogen hat. Die Nähe zur Versorgung- und sozialen Infra-
struktureinrichtungen ist ein wichtiger Faktor, auch einer älter wer-
denden Bevölkerung attraktive integrierte Wohnlagen anbieten zu 
können. Spielhallen und Wettbüros stehen dieser Lagequalität ent-
gegen, insbesondere wenn sie sich in Stadtbereichen massieren, in 
denen in den Obergeschossen eine durchgehende Wohnfunktion 
vorherrscht. 


 


ergänzende Kriterien 
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4.3 Städtebauliche Prüfmatrix 


Um den genannten Tendenzen entgegenzutreten und die städte-
bauliche Ordnung zu wahren, sollen durch die Bauleitplanung Fest-
setzungen getroffen werden, die das Ziel haben, die Zulässigkeit von 
Vergnügungsstätten, insbesondere Spielhallen und Wettbüros um-
fassend zu regeln. Die Festsetzungen sollen Nutzungen verhindern, 
wenn städtebauliche Gründe gegen die Ansiedlung sprechen. Für 
die Bestimmung der Zulässigkeit in der Bauleitplanung kann die 
folgende Matrix als Hilfestellung dienen. Dabei ist insbesondere zu 
differenzieren zwischen dem Schutz der bestehenden (Nutzungs-) 


Struktur und den städtebaulichen Zielen, die für den jeweiligen Be-
reich vorgesehen sind. Die Ziele sollten sich nicht allein auf eine all-
gemeine Absichtserklärung zur künftigen Entwicklung stützen, son-
dern müssen konzeptionell vorbereitet und durch politischen Be-
schluss manifestiert sein. 


In die Bauleitplanung ist in den Abwägungsprozess die Frage nach 
der Verträglichkeit von Vergnügungsstätten einzustellen. Die fol-
gende Matrix kann für den Bearbeiter der Bauleitplanung als Über-
sicht herangezogen werden. Dabei ersetzt die Tabelle selbst nicht 
die Begründung. Vielmehr hilft sie, die Begründung zum Ausschluss 
oder zur Zulässigkeit von Vergnügungsstätten zu gliedern.  


Im Grundsatz kann nur für den Fall, dass keines der dargestellten 
dunkelblau hinterlegten Felder zutrifft, die allgemeine oder aus-
nahmsweise Zulässigkeit in den Bebauungsplan übernommen wer-
den. Die hellblau hinterlegten Felder können weiterhin zur Unter-
stützung der Argumentation herangezogen werden.  


 


Hilfestellung für die Bauleitplanung
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Tabelle 1 Städtebauliche Prüfmatrix  


 Bestand Zielsetzung  Bestand Zielsetzung Bestand Zielsetzung


1
Verschiebung im Bodenpreisgefüge und 


Verdrängungseffekte in den zentralen Einkaufslagen


2 Auslösen oder Verstärken von Trading-Down-Prozessen


3 Beeinträchtigung des Straßen- und Ortsbildes


4
Immissionskonflikte (Verkehrslärm wg. Öffnungszeiten 


auch nachts)


5 Trading-Down-Prozesse in Gewerbegebieten


6
Bodenrechtliche Spannungen in gewerblich genutzten 


Gebieten


7 Konflikte mit sensiblen Nutzungen in der Nachbarschaft


8
Unterbrechung von Lauflagen in zentralen 


Einkaufsbereichen


9 Fehlende Einbindung in das Nutzungsgefüge


10
Imagefaktoren, die sich negativ auf die Wohnqualität 


auswirken


negative städtebauliche Auswirkungen bei …


negative Auswirkungen sind zu erwarten aufgrund:


… Häufung von 


Vergnügungsstätten


… Agglomeration mit anderen 


(minderwertigen) Nutzungen
… Einzelansiedlung


Gewichtung 


Zwingende und  


unmittelbare Kriterien


Ergänzende, mittelbare 


und zur Unterstützung 


der Argumentation 


heranzuziehende 


Kriterien


 
Quelle: Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 26 


Die dargestellte Matrix ist primär als Hilfestellung für die Arbeit in 
der Bauleitplanung zu verstehen, kann aber gleichermaßen zur Be-
urteilung von Bauvoranfragen oder Bauanträgen im Rahmen der 
ausnahmsweisen Zulässigkeit von Vergnügungsstätten (z. B. in Ge-
werbegebieten) herangezogen werden. Für die Bauordnung ist hier-
bei nur die jeweils linke Spalte relevant, während in der Stadtpla-
nung auch die jeweiligen Ziele in der städtebaulichen Bewertung 
heranzuziehen sind.  


 


                                                             
26 Die unmittelbaren Kriterien sind in der Rechtsprechung als primäre Argumente 


anerkannt, den Ausschluss von Vergnügungsstätten zu begründen. Die weite-
ren Kriterien können verwandt werden, sollten aber nicht als alleiniger Grund 
für den Ausschluss herangezogen werden.  
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5 Bestand an Vergnügungsstätten in Braunschweig 


5.1 Bestand an Spielhallen 


Die Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH hat im März 2011 
eine Erhebung des Bestands an Vergnügungsstätten in der Stadt 
Braunschweig durchgeführt. 


Im Stadtgebiet bestehen gegenwärtig 46 Spielhallen. 27 Dort wurden 
insgesamt knapp 750 Automaten mit Geldspielgewinnmöglichkeit 
erhoben. Weiterhin befanden sich zum Erhebungszeitpunkt 18 An-
fragen für die Nutzungsgenehmigung einer Spielhalle in Bearbei-
tung. 28 


Der durchschnittliche Besatz liegt derzeit bei rund 16 Spielgeräten 
mit Geldgewinnmöglichkeit je Spielhalle. Dieser Wert liegt knapp 
über dem Durchschnittsbesatz im Bundesland Niedersachsen von 
etwa 15 Geldspielgeräten je Spielhalle.  


In Braunschweig liegt die Zahl der Geldspielgeräte in Spielhallen je 
10.000 Einwohner bei ca. 30. Im Vergleich zum Durchschnitt im 
Land Niedersachsen (ca. 25,7) hat die Stadt Braunschweig einen ü-
berdurchschnittlichen Besatz an Geldspielgeräten je 10.000 Ein-
wohner. Auch bezüglich der Anzahl der Spielhallen zeigt sich im 
Vergleich zum Land Niedersachsen ein leicht überdurchschnittlicher 
Besatz. In Braunschweig sind ca. 1,9 Spielhallen je 10.000 Einwohner 
ermittelt, während der Vergleichswert für das Land Niedersachsen 
bei etwa 1,7 liegt. Im Vergleich zu den kreisfreien Städten des Landes 
Niedersachsen mit mehr als 100.000 Einwohnern ist der Besatz mit 
Geldspielgeräten in Spielhallen dagegen eher unterdurchschnittlich. 
Die Referenzstädte beherbergen durchschnittlich etwa 32 Geldspiel-
geräte je 10.000 Einwohner. 


                                                             
27   Planungsrechtlich und gewerberechtlich wird der Begriff „Spielhalle“ jeweils 


unterschiedlich verwandt: Während im Planungsrecht die Spielhalle den Spiel-
hallenstandort meint, wird im Gewerberecht darunter die Spielhallenkonzessi-
on verstanden. Nachdem das vorliegende Steuerungskonzept planungsrechtlich 
ausgerichtet ist, wird im Folgenden der Begriff Spielhalle grundsätzlich als Spiel-
hallenstandort (z. T. mit mehreren Konzessionen) verwandt.   


28   Die Anträge und Voranfragen werden im Rahmen dieser Untersuchung nur 
bedingt berücksichtigt, zum einen da sowohl die Zulässigkeit, als auch die Zahl 
der Geldspielgeräte nicht absehbar ist, zum anderen, da die Fristigkeit der An-
fragen sehr begrenzt ist, d. h. regelmäßig werden Anfragen zurückgezogen und 
neue kommen hinzu. Die Anfragen dienen insoweit lediglich als Indiz für städti-
sche Bereiche, auf denen ein gewisser Handlungsdruck besteht.  


46 Spielhallen in Braunschweig 


überdurchschnittlicher Besatz an 


Spielhallen und Geldspielgeräten in 


Braunschweig im Vergleich zum 


Bundesland 


 


unterdurchschnittlicher Besatz an 


Geldspielgeräten in Braunschweig 


im Vergleich zu den Referenzstädten 


über 100.000 EW 
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Abbildung 3 Geldspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit in Spielhallen je 
10.000 Einwohner im Vergleich mit den kreisfreien Städ-
ten in Niedersachsen mit mehr als 100.000 Einwohnern. 
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Quelle: Arbeitskreis gegen Spielsucht 2010, Stadt Braunschweig sowie eigene 
Erhebungen 2011  


Die Entwicklung der Geldspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit in 
Spielhallen stellt sich entsprechend der folgenden Grafik dar. Im 
Vergleich zu den kreisfreien Städten Niedersachsens mit mehr als 
100.000 Einwohnern weist die Entwicklung in der Stadt Braun-
schweig eine überdurchschnittliche Dynamik auf. Seit 1998 ist die 
Anzahl der Geldspielgeräte je 10.000 Einwohner um fast 60 % ange-
stiegen, während die Steigerungsrate in den weiteren kreisfreien 
Städten bei ca. 28% lag.  


Abbildung 4 Entwicklung der Geldspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit 
in Spielhallen je 10.000 Einwohner im Vergleich zum 
Durchschnitt der kreisfreien Städte in Niedersachsen mit 
mehr als 100.000 Einwohnern. 
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Quelle: Arbeitskreis gegen Spielsucht 2010, Stadt Braunschweig sowie eigene 
Erhebungen 2011 


 


Entwicklung der Geldspielgeräte mit 
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Der Vergleich mit den Referenzstädten bezüglich der Anzahl der 
Spielhallen je 10.000 Einwohner zeigt, dass auch hier die Ausstat-
tung der Stadt Braunschweig leicht unterdurchschnittlich ist. Aller-
dings muss hier betont werden, dass der Durchschnittswert der Re-
ferenzstädte stark durch die weit überdurchschnittlichen Werte der 
Stadt Salzgitter (2010: etwa 3,2 Spielhallen je 10.000 Einwohner) 
beeinflusst wird. 


Abbildung 5 Entwicklung der Anzahl der Spielhallen je 10.000 Einwoh-
ner im Vergleich zum Durchschnitt der kreisfreien Städte 
in Niedersachsen mit mehr als 100.000 Einwohnern. 
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Quelle: Daten Arbeitskreis Spielsucht e.V., Darstellung Stadt- und Regionalpla-


nung Dr. Jansen GmbH 


Von den 46 Spielhallenstandorten im Stadtgebiet sind 16 in der In-
nenstadt von Braunschweig angesiedelt. Von allen Spielhallen sind 
25 aufgrund ihrer Größe (über 100 qm) und ihres Automatenbesat-
zes als kerngebietstypisch einzustufen. 


In folgenden Standortbereichen liegen zum Erhebungszeitpunkt 
März 2011 Bauvoranfragen beziehungsweise Bauanträge für Spiel-
hallen vor: 


 Berliner Platz 1 
 Bohlweg 28 
 Bohlweg 55-57 
 Celler Straße 8 
 Fabrikstraße 4 
 Friedrich-Wilhelm-Straße 25 
 Gieseler 3 
 Güldenstraße 16 
 Hamburger Straße 50 
 Hamburger Straße 72 
 Helmstedter Straße 4 
 Langedammstraße 9 
 Lange Straße 36 
 Münzstraße 2 


Entwicklung der Anazahl der  


Spielhallen 


Bauvoranfragen beziehungsweise  


Bauanträge für Spielhallen 
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 Münzstraße 9 
 Südstraße 31 
 Südstraße 14 
 Wilhelmstraße 85. 


Den Angebotsschwerpunkt in Braunschweig bilden die kerngebiets-
typischen Betriebe, in denen insgesamt ca. 450 (von ca. 750) Geld-
spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit aufgestellt sind. 


In Gaststätten wurden insgesamt ca. 270 Geldspielgeräte mit Ge-
winnmöglichkeit erhoben. Die Geräte verteilen sich auf knapp 160 
Lokale.  


Insgesamt gibt es in Braunschweig demnach ca. 1.020 Geldspielge-
räte mit Gewinnmöglichkeit (Spielhallen und Gastronomie).  
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Abbildung 6 Übersicht Spielhallen  
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5.2 Spielhallen in der Innenstadt 


Der Schwerpunkt des Spielbetriebs liegt in Braunschweig eindeutig 
in der Innenstadt. Rund ein Drittel sämtlicher Geldspielgeräte mit 
Gewinnmöglichkeit in Spielhallen sind in der Innenstadt angesie-
delt. Dabei gibt es hier nur sehr eingeschränkt die räumlichen Mög-
lichkeiten für Mehrfachspielhallen, wie sie in den Gewerbegebieten 
umfassend vorliegen. Diese Konzentration zeigt sich auch dadurch, 
dass sich von den 18 zum Erhebungszeitpunkt vorliegenden Bauan-
trägen/Bauvoranfragen zur Errichtung oder Erweiterung einer 
Spielhalle alleine zwölf Anträge auf die Innenstadt bezogen. 


Städtebaulich erkennbare Probleme bereitet aktuell der dichte Be-
satz an Spielhallen mit jeweils mehreren Konzessionen im Friedrich-
Wilhelm-Viertel. Auch das Niveau des Gastronomie und des Ge-
schäftsbesatzes zeigt alle Anzeichen eines massiven Trading-Down-
Prozesses. Bemerkenswert ist, dass zum Erhebungszeitpunkt von 
den insgesamt 18 vorliegenden Bauanträgen Bauvoranfragen für 
gesamt Braunschweig sich alleine sechs auf das Friedrich-Wilhelm-
Viertel bzw. die direkte Nachbarschaft beziehen. Dies macht deut-
lich wie groß der Bedarf seitens der Standortnachfrager ist, in die-
sem Bereich weiter zu expandieren.  


Abbildung 7  Merkur Spielothek (S 17) und Eingang in die Bruchstraße 


 
Quelle: Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  


Auslöser für die Situation sind allerdings nicht allein die Spielhallen. 
Auch die Lage der Bruchstraße bedingt, dass das Standortumfeld 
insgesamt eine einschlägige Prägung erhält. Gleichwohl zeigt sich, 
dass mit den Spielhallen und der Expansionsdynamik dieser Nut-
zungsart die Trading-Down-Prozesse nachhaltig verstärkt werden. 


Hauptgeschäftsbereiche  
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Gerade aufgrund der vielen Bauanträge/Bauvoranfragen ist dem 
Themenfeld „Spielhallen“ im Standortumfeld der Friedrich-Wilhelm-
Straße höchste Priorität einzuräumen.  


Ein kleinerer Agglomerationsbereich liegt noch im Bereich Gülden-
straße/Sonnenstraße vor. Allerdings war die Spielhalle „Money Ga-
mes“ (S 21) bei einer erneuten Begehung im November 2011 ge-
schlossen. Die hier vorhandenen Spielhallen sind in ihrer Prägung 
nicht so massiv, als dass sie ursächlich für Trading-Down-Prozesse 
heranzuziehen sind.   


Die weiteren Spielhallen sind weitgehend dispers auf die Innenstadt 
verteilt und lösen zunächst keine gravierenden städtebaulichen 
Problemlagen aus. Allerdings ist auf die beiden Spielhallen am Bohl-
weg (S7, S8) hinzuweisen, da sie an sehr prominenter Stelle, direkt 
an einem der wichtigsten ÖV-Haltepunkte, neben dem Rathaus und 
schräg gegenüber zum Schloss mit aggressiver Werbung den öffent-
lichen Raum negativ prägen. 


Abbildung 8 Vergnügungsstätten in der Braunschweiger Innenstadt 


 


Quelle: DGK 5 Stadt Braunschweig, Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  







Bestand an Vergnügungsstätten in Braunschweig   48 


 


 


Tabelle 2 Übersicht Vergnügungsstätten in Braunschweig 
Stand: März 2011 


Spielhalle Konzessionen Standort Karten-
nummer


Fläche in 
qm ca.


Geldspiel-
geräte mit 


Geldgewinn-
möglichkeit


Nutzungsart Standort Karten-
nummer


Casino Royal Ägidienmarkt 15 50 8 Diskothek Jolly Joker Broitzemer Str. 220 D 1


Casino Royal Ägidienmarkt 15 60 9 Diskothek Schwanensee Gieseler 3 - 4 D 2


Happy World Happy World Altewiekring 52 2 80 8 Diskothek Fieber/ Kalenwall 3 D 3


Casino Club Casino Club Altstadtring 30 3 80 8 Diskothek Brain Club Bruchtorwall 21 D 4


Casino Novolino Novolino 1 und 2 Berliner Platz 1 (im HBF) 4 240 20 Diskothek Club 11 Böckler Straße 30/ 31 D 5


Maximum Maximum I Berliner Platz 1d 5 140 12 Diskothek Tanzpalast Kleine Burg 15 D 6


Halle I Las Vegas Berliner Straße 52k 100 8 Diskothek Atlantis Hamburger Straße 273 C D 7


Halle III Black & White Berliner Straße 52k 100 6 Diskothek & Rock Café Schmalbachstraße 2 D 8


Halle IV Las Vegas Berliner Straße 52k 100 0 Diskothek Burundi Black Am Markt 6 D 9


Halle V Space Berliner Straße 52k 100 6 Nachtlokal Treff Punkt Friedrich-Wilhelm-Straße 37 N 1


Halle II Casino Berliner Straße 52k 200 10 Nachtlokal City-Schänke Friedrich-Wilhelm-Straße 37 N 2


Halle VI Casino Berliner Straße 52k 300 10 Nachtlokal Déja Vu Friedrich-Wilhelm-Straße 29 N 3


Halle VII Sport Berliner Straße 52k 300 10


Halle VIII Black & White Berliner Straße 52k 300 10


Tivoli Tivoli Bohlweg 25a 7 80 12


Play House Bohlweg 27 100 12


Play House Bohlweg 27 110 9


Casino Live Players Brabandtstraße 8 9 80 12


Casino Lounge Broitzemer Straße 202 250 10


Casino Lounge Broitzemer Straße 202 250 11


Casino Lounge Broitzemer Straße 202 300 11


Magic Magic Elbestraße 27 11 80 9


Am Wall Am Wall Fallersleber Straße 24 12 100 12


Manhattan Manhattan Fasanenstraße 18 13 55 8


Manhattan Manhattan Frankfurter Straße 7-10 14 170 12


Fortuna Friedr.-Wilhelm Straße 27-29 50 6


Multi Friedr.-Wilhelm Straße 27-29 50 5


Cosmos Friedr.-Wilhelm Straße 27-29 50 0


Casino Friedr.-Wilhelm Straße 27-29 100 10


Prater Friedr.-Wilhelm Straße 27-29 100 10


Casino Play Friedr.-Wilhelm Straße 32 30 5


Casino Royal Friedr.-Wilhelm Straße 32 50 10


Spielpunkt Friedr.-Wilhelm Straße 34 100 12


Spielpunkt Friedr.-Wilhelm Straße 34 100 12


Tivoli Tivoli Friedr.-Wilhelm Straße 51 19 90 12


Spielparadies I Friedr.-Wilhelm Straße 6 40 6


Spielparadies II Friedr.-Wilhelm Straße 6 40 5


Spiel-Treff Friedrich-Wilhelm-Straße 7 110 11


Spieltreff Las Vegas Spieltreff Las Vegas Goslarsche Straße 20 20 60 8


Money Games Money Games Güldenstraße 63 21 40 7


Spielcasino Stern Spielcasino Stern Hagenmarkt 12 23 80 10


Casino Royal Casino Royal Hagenmarkt 4 22 85 12


Strike Hamburger Straße 50 200 10


Strike Hamburger Straße 50 200 12


Strike Hamburger Straße 50 350 10


Manhattan Manhattan Hauptstraße 65 25 150 8


Prater Heinrich-Büssing Ring 31 200 12


Cosmos Heinrich-Büssing Ring 31 250 12


Fortuna Heinrich-Büssing Ring 31 250 12


Merkur Heinrich-Büssing Ring 31 250 0


Multi Heinrich-Büssing Ring 31 250 12


Play-House 1 Heinrich-Büssing Ring 40 250 12


Play-House 2 Heinrich-Büssing Ring 40 250 12


Play-House 3 Heinrich-Büssing Ring 40 250 12


Play-House 4 Heinrich-Büssing Ring 40 250 12


Spielothek Maximum Spielothek Maximum Hinter Brüdern 27 28 55 12


Casino 24 Casino 24 Höhe 27 29 80 12


Money Games Blue Box Holunderweg 15 30 120 12


New York New York Karlstraße 28 31 40 7


Tivoli Tivoli Köterei 1 32 200 8


Fun City Fun City Kreuzstraße 117 33 120 8


Spielo 7 Spielo 7 Lange Straße 36 34 50 11


Casino Royal Casino Royal Langedammstraße 16 35 110 17


Spielothek Stöckheim Spielothek Stöckheim Leipziger Straße 207 36 110 10


Casino Spielothek Lichtenberger Straße 47 37 200 12


Merkur Spielothek Lichtenberger Straße 47 250 12


Celler Eck Celler Eck Maschstraße 1 38 98 11


Casino Club 2 Casino Club Rheingoldstrße 24 47 100 9


Tivoli Tivoli Rudolfplatz 4 39 80 7


Playhouse 2 Schuhstraße 8 40 50 6


Playhouse 1 Schuhstraße 8 60 6


Good Luck Good Luck Sonnenstraße 11 42 40 8


Löwen Play 1 Sonnenstraße 5 41 70 5


Löwen Play 2 Sonnenstraße 5 70 5


Manhattan Manhattan Thiedestraße 2 43 80 8


Spielothek 2000 Spielothek 2000 Weimarstraße 2 44 150 12


Casino 2 Wendenring 5a 45 100 10


Casino 3 Wendenring 5a 100 8


Casino 1 Wendenring 5a 160 10


Spiel-Treff Spiel-Treff Wendenstraße 62 46 130 12
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Quelle: Erhebung Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH, März 2011 
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5.3 Wettbüros in Braunschweig 


Die Disposition der Wettbüros in der Stadt Braunschweig ist un-
übersichtlich. Auf Grundlage eines vom Bundesverfassungsgericht 
bestätigten, aktuell noch umstrittenen Urteils aus dem Jahr 2006 
gelten Wettbüros als illegal. Daraufhin wurden sämtliche Wettbü-
ros im gesamten Bundesland Niedersachsen geschlossen. Faktisch 
ist jedoch nicht erkennbar, ob in der jeweiligen Gastronomie (z. B. 
Sports Bar) Wetten angenommen werden. Ein Totalisator wurde im 
Rahmen der Erhebung nicht ermittelt.  


Es ist in diesem Zusammenhang darauf zu verweisen, dass nach 
neuester Rechtsprechung (Sept. 2011) Untersagungsverfügungen, 
mit denen die Ordnungsbehörden allein unter Berufung auf das 
staatliche Sportwettenmonopol gegen privaten Sportwettenbüros 
vorgegangen sind, rechtswidrig sind 29 (vgl. auch Kap. 5.2).   


 


5.4 Bordelle und bordellartige Betriebe 


Der relevante Prostitutionsbetrieb in der Stadt Braunschweig findet 
sich in der Bruchstraße im Friedrich-Wilhelm-Viertel, in historischen 
Fachwerkhäusern mit sogenannten Koberfenstern. Die Geschichte 
der Bruchstraße als Ort von Prostitution reicht bis ins Mittelalter 
zurück. Der Straßenzug prägt mit seinen 33 Fachwerkhäusern (trotz 
der beiden Tore) den gesamten Standortbereich des Friedrich-
Wilhelm-Viertels. Es ist davon auszugehen, dass die Gesamtprägung 
des Umfelds als „Vergnügungsmeile“ mit den entsprechenden Nut-
zungen wie Gastronomie, Nacht-Bars, Spielhallen etc. auch von der 
Bruchstraße und ihrer Prostitutionsnutzung ausgeht. Entsprechende 
Erfahrungen wurden in Köln gemacht, als die Prostitution konse-
quent aus dem Friesenviertel verbannt und in ein innenstadtnahes 
Gewerbegebiet (Hornstraße) verlagert wurde. Das Friesenviertel ist 
nach wie vor Ausgeh- und Gastronomieviertel aber inzwischen auf 
gehobenem Niveau, auch für ein internationales (Messe-) Publikum.  


                                                             
29   OVG NRW, Urteil vom 29. September 2011 - AZ.: 4 A 17/08 -   


Prostitution mit Prägung  


in Braunschweig 
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Abbildung 9  Bruchstraße 


 
Quelle: Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  


Weitere Bordelle oder bordellartige Betriebe konnten in der Stadt 
Braunschweig durch Auswertung von Anzeigen in der lokalen Ta-
gespresse sowie im Internet nicht erfasst werden. Recherchierte 
Anzeigen in den genannten Medien bezogen sich nicht auf Bordell-
betriebe, sondern auf Wohnungsprostitution mit ausschließlicher 
Angabe einer Mobilfunknummer. Eine weitergehende Recherche 
von einzelnen Adressen wurde nicht vorgenommen. Gleichwohl 
kann für die Stadt Braunschweig festgehalten werden, dass, abge-
sehen von der Bruchstraße, zum Erhebungszeitpunkt keine maßgeb-
lichen städtebaulichen Konfliktlagen durch Prostitutionsausübung 
erkennbar waren.  


 


5.5 Tanzlokale und Diskotheken 


In der Stadt Braunschweig sind zurzeit 13 Diskotheken/Clubs ansäs-
sig, die als Vergnügungsstätten zu werten sind. Eine gewisse räum-
liche Bündelung im Zusammenhang mit Spielhallen liegt im Fried-
rich-Wilhelm-Viertel vor. An der Straße Gieseler sowie am Kalenwall 
liegen die wichtigen Tanzlokale, Clubs und Diskotheken, die das 
nächtliche Leben in der Braunschweiger Innenstadt prägen. Zu nen-
nen sind insbesondere die Diskotheken Merz, Schwanensee, 
42° Fieber, Cave Noir, The Lindbergh Palace, Eight Monkeys und 
Der Salon sowie der Brain Klub am Bruchtorwall.  


Synergien zwischen Diskotheken  


und Spielhallen   
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Abbildung 10  Clubs und Diskotheken am Kalenwall 


 
Quelle:  Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  


In den außerhalb des Zentrums liegenden Gewerbegebieten sind zu 
nennen: Jolly Joker  an der Broitzemer Straße, die Diskothek im Ken-
nel-Bad am Kennelweg sowie die Meier Music Hall GmbH an der 
Schmalbachstraße 2.  


Die zentral in der Innenstadt gelegenen Lokalitäten prägen die „Ver-
gnügungsmeile“ Friedrich-Wilhelm-Viertel und sind insoweit als 
städtebaulicher Belang in die Bewertung des Standortumfeldes mit 
einzubeziehen.  


Von den drei Diskotheken in den Gewerbegebieten gehen aktuell 
keine städtebaulichen Konfliktlagen aus. Ein Regelungserfordernis 
wird diesbezüglich nicht gesehen.  


 


5.6 Kurzes Resümee 


Die Erhebung zeigt, dass mögliche städtebauliche Konflikte mit 
Vergnügungsstätten in der Stadt Braunschweig vorwiegend durch 
Spielhallen im Zusammenspiel mit dem Prostitutionsbetrieb in der 
Bruchstraße und den Clubs und Diskotheken im Umfeld des Kalen-
walls verursacht werden.  


Der größte Regelungsbedarf bezieht sich allerdings auf die (kernge-
bietstypischen) Spielhallen, da deren Expansionsbestrebungen in-
zwischen jeden städtebaulich verträglichen Rahmen sprengen. Dies 
ergibt sich nicht allein aufgrund der bereits bestehenden Situation, 
sondern insbesondere wegen der großen Zahl an vorliegenden An-
trägen auf Neuansiedlungen und Erweiterungen.  
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Gleichwohl ist darauf zu achten, dass bei einer weiteren Ansiedlung 
aller genannten Einrichtungen negative städtebauliche Auswirkun-
gen entstehen können, insbesondere wenn sie gehäuft in räumli-
cher Nähe zueinander auftreten.  


 


6 Grundlagen für das Entwicklungskonzept 


6.1 Schwerpunkt „Spielhallen“ 


Die derzeitige Ausstattung mit Spielhallen und den dort aufgestell-
ten Geldspielgeräten verdeutlicht, dass in Braunschweig ein über-
durchschnittlicher Besatz vorliegt. Darüber hinaus lagen zum Erhe-
bungszeitpunkt regelmäßig neue Anfragen nach Spielhalleneröff-
nungen in der Innenstadt und außerhalb des Kernbereichs vor. 


Es kann davon ausgegangen werden, dass eine weiterhin große 
Nachfrage nach Spielhallenstandorten in der Stadt Braunschweig 
gegeben ist und aufgrund der genannten städtebaulichen Auswir-
kungen (vgl. Kap. 4) Handlungsbedarf insbesondere hinsichtlich der 
Steuerung von Spielhallen besteht. Für alle weiteren Vergnügungs-
stätten sowie weiteren Betriebsformen, die negative städtebauliche 
Auswirkungen haben können, sind die Probleme wenig virulent. 


 


6.2 Steuerungs- und Festsetzungsmöglichkeiten 


Zur Steuerung der Zulässigkeit von Vergnügungsstätten bieten das 
Baugesetzbuch (BauGB) und die Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
flexible Instrumentarien, die kurz dargestellt werden, bevor auf die 
einzelnen Stadtbereiche eingegangen wird. Das BauGB bietet fol-
gende Steuerungsinstrumente: 


 Neuaufstellung oder Änderung eines qualifizierten Bebauungs-
planes nach § 30 Abs. 1 BauGB mit planungsrechtlichen Regelun-
gen gemäß §1 Abs. 5 und 9 BauNVO 


 Textlicher (einfacher) Bebauungsplan (auch Vergnügungsstät-
tensatzung) zur Änderung eines oder mehrerer rechtsverbindli-
cher Pläne 


 Sicherungsinstrumente der Bauleitplanung zur Regelung von 
Nutzungsänderungen gemäß § 14 BauGB (Veränderungssperre) 
und § 15 BauGB (Zurückstellen von Baugesuchen) 


 Textlicher (einfacher) Bebauungsplan für Gebiete nach 
§ 34 BauGB auf Basis des § 30 Abs. 3 BauGB bzw. zusätzlich auf 
Grundlage des § 9 Abs. 2 a BauGB. Dies bedeutet, dass durch das 
vorliegende Steuerungskonzept in seiner Funktion als städtebau-
liches Entwicklungskonzept über einen einfachen Bebauungs-


Nachfrage nach Spielhallen in der 


Stadt Braunschweig wird voraus-


sichtlich anhalten 
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plan die Zulässigkeit reglementiert werden kann. Grundbedin-
gung ist der Schutz zentraler Versorgungsbereiche.30 


Innerhalb der Bauleitplanung sind gemäß BauNVO folgende Fest-
setzungen möglich:  


 Die Gliederung oder Zonierung der Baugebiete in bestimmte 
Teilbereiche gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO 


 Der Ausschluss oder die ausnahmsweise Zulässigkeit für be-
stimmte Teilbereiche der Baugebiete gemäß § 1 Abs. 5 und 
6 Nr. 1 BauNVO 


 Der Ausschluss oder die ausnahmsweise Zulässigkeit in be-
stimmten Geschossen, Ebenen oder sonstigen Teilen baulicher 
Anlagen gemäß § 1 Abs. 7 BauNVO 


 Der Ausschluss oder die Einschränkung von Nutzungsunterarten, 
wie z. B. Spielhallen als Unterart von Vergnügungsstätten, ge-
mäß § 1 Abs. 5 in Verbindung mit Abs. 9 BauNVO als baupla-
nungsrechtliches Feinsteuerungsinstrument. Die Festsetzung 
kann beispielsweise lauten: Spielhallen mit einem Angebot an 
Geldspielgeräten mit Gewinnmöglichkeit sind nicht/ausnahms-
weise zulässig.  


Festsetzungen erfordern besondere städtebauliche Gründe; die all-
gemeine Zweckbestimmung des Baugebiets muss gewahrt bleiben. 


Weiterhin ist die Feinsteuerung nach § 15 BauNVO zu thematisieren. 
Demnach sind Nutzungen im Einzelfall unzulässig, wenn sie nach 
Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der Eigenart des 
Baugebiets widersprechen oder wenn von ihnen Belästigungen oder 
Störungen ausgehen können, die im spezifischen Baugebiet oder 
dessen Umgebung unzumutbar sind. Treten also Konzentrationen 
von Vergnügungsstätten auf, die die Eigenart eines Baugebiets ne-
gativ prägen, ist diese planungsrechtliche „Notbremse“ durchaus 
geeignet, ein unverträgliches Überhandnehmen von Vergnügungs-
stätten und weiteren unverträglichen Betriebsformen zu verhin-
dern.  


 


                                                             
30 Die Anwendung von § 9 Abs. 2a BauGB zielt in erster Linie auf Einzelhandelsnut-


zungen ab und ist im Themenfeld „Vergnügungsstätten“ noch mit Unsicherhei-
ten behaftet.  


„Feinsteuerung“ nach § 15 BauNVO  
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Da Vergnügungsstätten, insbesondere Spielhallen, meist in beste-
henden Gebäuden eingerichtet werden, kommt der Nutzungsände-
rung eine besondere Bedeutung zu. Sie erfordert in der Regel eine 
Baugenehmigung, bei der auch ein Stellplatznachweis zu führen ist. 
Dabei kann die Stadt bei nicht erfüllter Stellplatzverpflichtung, ins-
besondere bei Nutzungsänderungen, die Annahme des gebotenen 
Stellplatzablösebetrags verweigern. Diese Verweigerungshaltung 
ist u. a. durch ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts bestätigt 
worden, wonach die Schaffung von Stellplätzen ein Instrument zur 
Sicherung bzw. Erreichung einer angestrebten Nutzungsstruktur 
sein kann, die mit der Anwendung des Baurechts alleine nicht 
durchsetzbar ist.31 


 


6.3 Leitsätze 


Bevor auf die einzelnen Bereiche eingegangen wird, in denen ein 
Regelungsbedarf erforderlich ist, wird im Folgenden über allgemei-
ne Leitsätze deutlich gemacht, wie im Grundsatz mit dem Thema 
„Vergnügungsstätten“ im Stadtgebiet umgegangen werden soll. 
Damit bleiben auch Einzelfallentscheidungen je nach Beurteilung 
der Lagesituation möglich. Mit den Vergnügungsstätten werden 
jeweils auch Swinger-Clubs, Erotikfachgeschäfte/-fachmärkte sowie 
die Wettbüros behandelt. Tanzlokale und Diskotheken bleiben in 
den folgenden Grundsätzen zunächst ausgeklammert, da die Zuläs-
sigkeit im Einzelfall über den Immissionsschutz bzw. den Stellplatz-
nachweis gesteuert werden sollte. Entsprechendes gilt für Multi-
plex-Kinos.  


Bordelle und bordellähnliche Betriebe sind nicht in den Leitsätzen 
verankert, da deren planungsrechtlicher Hintergrund deutlich ab-
weicht. Weiterhin wird aufgrund des Besatzes und der aktuell er-
kennbaren Ansiedlungswünsche kein gesamtstädtischer Rege-
lungsbedarf gesehen.  


Aufgrund des bereits heute vorliegenden hohen Besatzes an Ver-
gnügungsstätten in der Stadt Braunschweig wird eine relativ stren-
ge Reglementierung insbesondere für Spielhallen empfohlen. Fol-
gende Leitsätze gelten:  


Im gesamten Stadtgebiet sollen Spielhallen/Vergnügungsstätten 
nur ausnahmsweise zulässig sein! Die negativen städtebaulichen 
Prägungen und die Gefahr von Funktionsverlusten bei allgemeiner 
Zulässigkeit durch die massiven Expansionsbestrebungen seitens 
der Spielhallenbranche machen diese restriktive Haltung zwingend 
erforderlich. Mit der allgemeinen Zulässigkeit besteht die Gefahr, 
dass die betroffenen Gebiete massiven Trading-Down-Prozessen bis 
hin zu Funktionsverlusten ausgesetzt sind. Die negativen Agglome-
                                                             
31  Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 04. September 1986 


-4 B 186/187.86-, NVwZ 87, 410 


Steuerung über Stellplatznachweise 


Planungsgrundsätze  


keine allgemeine Zulässigkeit, nur 


ausnahmsweise Zulässigkeit für 


Spielhallen/Vergnügungsstätten 
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rationswirkungen eines Konvoluts vielfacher Mindernutzungen 
können nur über die ausnahmsweise Zulässigkeit verhindert wer-
den.  


In der Braunschweiger Innenstadt sollen künftig nur noch Vergnü-
gungsstätten zugelassen werden, wenn negative städtebauliche 
Auswirkungen aufgrund der Häufung und Konzentrationswirkung 
ausgeschlossen sind. Vergnügungsstätten sind grundsätzlich nur in 
den dafür vorgesehenen Bereichen zulässig. Die „Ballung“ von Ver-
gnügungsstätten, vor allem Spielhallen und Wettbüros, ggf. zusätz-
lich im Zusammenspiel mit Einzelhandel aus dem Niedrigpreis-
Segment, kann dazu führen, dass ein Gebiet weiter negativ in Be-
wegung gebracht wird. Dies ist grundsätzlich zu verhindern.  


In den weiteren zentralen Versorgungsbereichen der Stadtteil- 
A-Zentren32 der Stadt Braunschweig sollen Spielhallen/Wettbüros 
ausschließlich in den im Kap.19 ff. dargestellten Bereichen aus-
nahmsweise zulässig sein. Für die weiteren Vergnügungsstätten gilt 
es eine Einzelfallprüfung vorzunehmen.  


In den weiteren zentralen Versorgungsbereichen (Stadtteil-B-
Zentren und Nahversorgungszentren) sollen Vergnügungsstätten 
insgesamt über die Bauleitplanung nach Möglichkeit ausgeschlos-
sen werden. Hier ist der Einzelhandelsbestand noch sensibler als in 
der umsatzstärkeren Innenstadt und in den Stadtteil-A-Zentren ein-
zuschätzen; auch dominiert die Wohnfunktion deutlicher. Gleich-
wohl ist auch an dieser Stelle im Einzelfall zu prüfen, ob bei einer 
Ansiedlung negative städtebauliche Auswirkungen zu erwarten 
sind.  


In Wohn- und Mischgebieten (nach alter BauNVO), in denen die 
Wohnnutzung vorherrscht, würden Vergnügungsstätten Nutzungs-
konflikte auslösen und sollten daher konsequent ausgeschlossen 
werden.  


In Mischgebieten mit vorwiegend gewerblicher Nutzung bzw. ge-
mäß § 34 Abs. 2 BauGB gewerblich geprägten mischgebietsähnli-
chen Gebieten kann eine ausnahmsweise Zulässigkeit von nicht-
kerngebietstypischen Vergnügungsstätten im Einzelfall möglich 
sein, wenn negative städtebauliche Auswirkungen nicht zu erwar-
ten sind. 


                                                             
32   vgl. Stadt Braunschweig; Standortkonzept zentrale Versorgungsbereiche, Er-


gänzung 2010 


Innenstadt 


sonstige zentrale  


Versorgungsbereiche 


durch Wohnen geprägte Gebiete 


Mischgebiete mit vorwiegend ge-


werblicher Nutzung 







Grundlagen für das Entwicklungskonzept   56 


 


 


Die Wirtschaftskraft einer Kommune hängt maßgeblich von der 
Qualität und Attraktivität der gewerblichen Lagen ab. Im Standort-
wettbewerb um Unternehmen sind die städtebauliche Prägung und 
das Bodenpreisgefüge der Gewerbeflächen von entscheidender Be-
deutung. Wie bereits erwähnt erzielen Vergnügungsstätten deut-
lich höhere Bodenrenditen als die klassischen Gewerbebetriebe und 
sind geeignet diese zu verdrängen, wenn erhöhte Renditeerwartun-
gen seitens der Grundstückseigentümer den Bodenmarkt beeinflus-
sen. Bodenrechtliche Spannungen mit den sich daraus ergebenden 
negativen Effekten für die arbeitsplatzintensiven Gewerbebetriebe 
sind zwingend zu vermeiden. Eine klare Reglementierung über die 
Bauleitplanung ist hierfür unerlässlich. In Gewerbegebieten sollten 
kerngebietstypische Spielhallen/Wettbüros nur in den dafür explizit 
vorgesehenen Bereichen (dokumentiert in den Kap. 9 ff.) zulässig 
sein.  


In Industriegebieten (nach BauNVO 1977 oder älter) sind Vergnü-
gungsstätten grundsätzlich auszuschließen.  


In Gebieten, in denen eine allgemeine planungsrechtliche Zulässig-
keit vorliegt, soll eine restriktive Genehmigungspraxis verfolgt wer-
den. Die Untersagung der entsprechenden Genehmigung kann auf 
zwei Wegen erfolgen:  


 Erstens auf herkömmlichem Wege über Aufstellungsbeschluss/ 
Zurückstellung von Baugesuchen/Veränderungssperre und den 
Bebauungsplan  


 Zweitens auf Grundlage des § 15 BauNVO. Eine genaue Prüfung, 
ob die Kriterien des § 15 BauNVO greifen, ist jeweils zwingend er-
forderlich, da davon auszugehen ist, dass der Antragsteller den 
Klageweg beschreiten wird. Dabei ist darauf zu verweisen, dass 
der in § 15 BauNVO genannte städtebauliche Begriff „Störungen“ 
gemäß Absatz 3  über eine immissionsschutzrechtliche Bedeu-
tung erheblich hinausgeht. Dies kann auch die Außenwirkung 
von Vergnügungsstätten beinhalten.33 


                                                             
33  vgl. Fickert/Fieseler, 11. Aufl., § 15 BauNVO, Rn. 12.2  
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7 Zulässigkeiten in Braunschweig 


7.1 Vorbemerkung 


Auf Basis der Bestandsanalyse, der hohen Ausstattung sowie auf-
grund der teilweise massiven städtebaulichen Auswirkungen wird 
dringend empfohlen, für die Innenstadt einerseits ein „Ventil“ für 
die Spielaktionen zu schaffen, andererseits aber eine restriktive Hal-
tung hinsichtlich der Ansiedlungsbereiche insgesamt einzunehmen. 
Das heißt, Ansiedlungsbereiche müssen zwar definiert werden, aber 
eine Überformung dieser Bereiche durch Vergnügungsstätten, ins-
besondere Spielhallen/Wettbüros, ist zwingend zu verhindern. Die 
Steuerung soll über verschiedene Formen von Zulässigkeiten erfol-
gen. Diese Zulässigkeiten lassen sich gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO diffe-
renzieren in allgemeine und ausnahmsweise Zulässigkeit; weiterhin 
erlaubt § 1 Abs. 9 BauNVO eine Unterscheidung nach Betriebstypen.  


 


7.2 Allgemeine Zulässigkeit 


Bei der allgemeinen Zulässigkeit ist zu beachten, dass damit die 
grundsätzliche Möglichkeit von Ansiedlungen von Vergnügungs-
stätten bestehen wird. Eine planerische Reglementierung kann bei 
dieser Zulässigkeit nur noch dann vorgenommen werden, wenn 
erkennbar ist, dass bei einem bereits vorliegenden hohen Bestand 
an Vergnügungsstätten eine weitere Ansiedlung dazu führt, dass 
die ursprüngliche Baugebietskategorie (z. B. Kerngebiet oder Ge-
werbegebiet) nicht mehr gegeben und der Bereich eher als Vergnü-
gungsviertel zu werten wäre. Die Messlatte einer derartigen Regle-
mentierung nach § 15 BauNVO liegt also relativ hoch. Nachdem aber 
städtebaulichen Verwerfungen bereits sehr deutlich erkennbar sind 
und der Expansionsdrang der Spielhallenbranche so weitgehend ist, 
dass eine allgemeine Zulässigkeit in einem Standortbereich unwei-
gerlich zu Überformung führen würde, kann eine allgemeine Zuläs-
sigkeit von Vergnügungsstätten in der Stadt Braunschweig nicht 
empfohlen werden.  


 


7.3 Ausnahmsweise Zulässigkeit 


Insgesamt wird empfohlen, ausschließlich die ausnahmsweise Zu-
lässigkeit von Vergnügungsstätten, insbesondere Spielhallen und 
Wettbüros, in die Bauleitplanung zu übernehmen. Diese Vorge-
hensweise ist aufgrund der vorliegenden Ausstattungsdichte, der 
Expansionsbestrebungen seitens der Betreiber und aufgrund der zu 
erwartenden negativen Auswirkungen der Häufung von Vergnü-
gungsstätten gerechtfertigt und geboten. In die Begründung zum 
Bebauungsplan sind darauf aufbauend die Kriterien zu überneh-
men, wann eine ausnahmsweise Zulässigkeit greifen kann und 
wann nicht.  
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Diese Kriterien werden sich insbesondere auf das Zusammenwirken 
von Vergnügungsstätten beziehen. Eine einzelne Vergnügungsstät-
te (insbes. Spielhalle) muss noch keine städtebaulich negativen 
Auswirkungen von ausreichendem Gewicht zwingend nach sich 
ziehen. In der Regel sind es erst die Agglomeration und Konzentrati-
on von Vergnügungsstätten, die in ihrem Zusammenwirken die be-
reits beschriebenen Trading-Down-Prozesse auslösen können.  


Die Zulassung einer Ausnahme bindet die Baugenehmigungsbehör-
de an Ausnahmetatbestände, d. h. an sachlich gerechtfertigte Grün-
de, die ein Abweichen von der Regelvorschrift erfordern. Insoweit 
sind die Voraussetzungen zu definieren, an die ein Ausnahmetatbe-
stand zu knüpfen ist.  


Wenn in mittel- oder unmittelbarer Nachbarschaft bereits eine Ver-
gnügungsstätte vorhanden ist, muss davon ausgegangen werden, 
dass eine weitere Ansiedlung das Gebiet negativ in Bewegung 
bringt. Dies ist auch dann der Fall, wenn das Ziel eine attraktive und 
hochwertige Lage beinhaltet, aber das Nutzungsspektrum (noch) 
eher stark durchmischt ist. Auch hier führt die Ansiedlung von wei-
teren Vergnügungsstätten dazu, die Situation zu verfestigen und 
das Ziel zu verhindern. Gleichermaßen muss allerdings deutlich ge-
macht werden, dass seitens der öffentlichen Planung und Verwal-
tung Maßnahmen eingeleitet sind, die zur Aufwertung des städte-
baulichen Umfelds maßgeblich beitragen werden.  


Konkret bedeutet dies als Formulierungsvorschlag für die Begrün-
dung in der Bauleitplanung:  


 An die ausnahmsweise Zulässigkeit ist die Bedingung geknüpft, 
dass Vergnügungsstätten, insbesondere Spielhallen und deren 
Erweiterungen sowie Wettbüros, nur dann ausnahmsweise zu-
lässig sind, wenn sich im selben Gebäude, im gleichen Straßen-
zug in mittelbarer und unmittelbarer Nachbarschaft des Vorha-
bens keine Vergnügungsstätte befindet und damit zu erwarten 
ist, dass über die Häufung von Angeboten an Vergnügungsstät-
ten oder Nutzungen minderer Qualität der Bereich negativ in 
Bewegung gebracht oder das städtebauliche Ziel für diesen Be-
reich erschwert wird. 


 Es ist sicherzustellen, dass Störungen (auch im Sinne des 
§ 15 Abs. 1 BauNVO in Verbindung mit § 15 Abs. 3 BauNVO) nicht 
auftreten werden. Es wird, vorbehaltlich einer Überprüfung der 
konkreten räumlichen und städtebaulichen Situation, zunächst 
davon ausgegangen, dass ein neues Vorhaben im selben Stra-
ßenzug oder innerhalb eines Radius von 100 m um eine beste-
hende Vergnügungsstätte negative städtebauliche Auswirkun-
gen über das Zusammenwirken der Angebote auslösen wird. Die-
ser 100 m-Radius hat keine bindende Wirkung; er dient als Orien-
tierungswert und Anlass für eine Prüfung der konkreten Situati-
on vor Ort. 


Zielrichtung der Kriterien 


Verhindern von Agglomerationen  


negatives Zusammenwirken  


verhindern 


Formulierungsvorschlag für die  


Bauleitplanung: 
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 Wettbüros haben dann nicht den Charakter einer bloßen Wett-
annahmestelle und werden als Vergnügungsstätten gewertet, 
wenn die Kundschaft durch die konkrete Ausgestaltung der 
Räumlichkeiten angeregt wird, sich dort länger aufzuhalten und 
in geselligem Beisammensein (gemeinschaftliches Verfolgen der 
Sportübertragungen) Wetten abzuschließen. Die Gelegenheit zu 
Aufenthalt und Spiel stellt dabei einen wesentlichen Teil der Ge-
schäftsnutzung dar. Sie sind insoweit an dieselben Kriterien der 
ausnahmsweisen Zulässigkeit geknüpft wie Spielhallen.  


Im Fall der ausnahmsweisen Zulässigkeit muss nicht die Genehmi-
gungsbehörde, sondern der Antragsteller glaubhaft vermitteln, dass 
die vorgesehene Vergnügungsstätte nicht stört, in funktioneller 
Hinsicht Struktur und Angebot des Gebiets ergänzen kann und hier-
durch die städtebaulichen Ziele nicht beeinträchtigt werden. Krite-
rien, die anzusetzen sind, beziehen sich auf die Punkte, wie sie in 
Kap. 4 und der städtebaulichen Prüfmatrix bereits dargelegt wur-
den. Der Antragsteller muss für seine ausnahmsweise Zulässigkeit 
glaubhaft darlegen, dass keine negativen städtebaulichen Auswir-
kungen zu erwarten sind.  


Die Prüfung der Argumente seitens des Antragstellers erfolgt an-
hand des in Kap 4.3 dokumentierten Kriterienprüfrasters. Die oben 
genannten räumlichen Angaben  


 „mittelbare und unmittelbare Nachbarschaft“ 
 „100 m Radius“  
 sowie die Angabe „innerhalb desselben Straßenzuges“ 


sind dabei als Anhaltspunkte zu werten, die ein Verdachtsmoment 
für negative Agglomerationswirkungen auslösen. Abschließend 
relevant ist allerdings die konkrete Situation vor Ort und die mög-
lichst objektive Einschätzung der zu erwartenden negativen städte-
baulichen Auswirkungen.   


 


7.4 Ausnahmsweise Zulässigkeit mit Ausnahme des 
Erdgeschosses 


Gerade für die zentralen Innenstadtlagen ist zu bedenken, dass Ver-
gnügungsstätten, die nicht im Erdgeschoss, sondern in den Ober- 
oder Untergeschossen liegen, nicht die relevanten Lauflagen für den 
Einzelhandel unterbrechen. Mit dieser Begründung sind sie aus 
städtebaulicher Sicht in bestimmten Bereichen nicht generell unver-
träglich.   


Ein wichtiges Kriterium für kerngebietstypische Vergnügungsstät-
ten ist die Möglichkeit, entlang der zentralen Lauflagen ein Angebot 
zu positionieren. Entsprechend wird vorgeschlagen, eine aus-
nahmsweise Zulässigkeit von Vergnügungsstätten in den Ober- 
bzw. Untergeschossen vorzusehen.  


Vorgehensweise in der Prüfung 


keine generelle Unverträglichkeit
in den Obergeschossen 
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Folgender Formulierungsvorschlag für die Festsetzung und Begrün-
dung in der Bauleitplanung wird (für ein MK) empfohlen: 


Festsetzungsvorschlag:  


 Gemäß § 1 Abs. 7 BauNVO sind kerngebietstypische Spielhallen/ 
Wettbüros nicht im Erdgeschoss und nicht oberhalb des ersten 
Obergeschosses zulässig.   


Begründungsvorschlag: 


 Spielhallen mit Geldspielgeräten mit Gewinnmöglichkeiten so-
wie Wettbüros orientieren sich weg vom öffentlichen Raum und 
unterbrechen regelmäßig die wichtigen Lauflagen in den zentra-
len Geschäftsbereichen des Kerngebiets. Diese „Störung“ eines 
ansonsten durchgehenden Geschäftsbesatzes wird dann vermie-
den, wenn die Nutzung nicht in den Erdgeschosslagen, sondern 
vielmehr ausschließlich im Ober- bzw. im Untergeschoss statt-
findet.  


 Weiterhin kann eine Zulässigkeit oberhalb des ersten Oberge-
schosses nicht ermöglicht werden, da ab diesem Geschoss vor-
wiegend das Wohnen, freie Berufe, sowie Büro- und Dienstleis-
tungsnutzungen vorherrschen. Städtebauliche Konflikte sind bei 
der Zulässigkeit von Vergnügungsstätten in diesem Nutzungs-
kontext nicht auszuschließen.   


 


7.5 Ausnahmsweise Zulässigkeit von Freizeit-Centern 


Im Hinblick auf die Nutzungsart Freizeit-Center ist darauf zu verwei-
sen, dass diese auch vitalisierende Elemente und Frequenzbringer in 
der Innenstadt sein können. Zur Abgrenzung von attraktiven Frei-
zeit-Centern34 zu konventionellen und nach innen orientierten 
Spielhallen ist eine eindeutige Abstufung nach Anlagetyp erforder-
lich.  


                                                             
34 Freizeit-Center sind auch dann als Spielhallen zu werten, wenn sie keine Geld-


spielautomaten mit Gewinnmöglichkeit, sondern ausschließlich Geschicklich-
keitsspiele anbieten. Dies ergibt sich aus § 33i Gewerbeordnung, die besagt, dass 
„Wer gewerbsmäßig eine Spielhalle oder ein ähnliches Unternehmen betreiben 
will, das ausschließlich oder überwiegend der Aufstellung von Spielgeräten oder 
der Veranstaltung anderer Spiele im Sinne des § 33c Abs. 1 Satz 1 oder des § 33d 
Abs. 1 Satz 1 oder der gewerbsmäßigen Aufstellung von Unterhaltungsspielen 
ohne Gewinnmöglichkeit dient, bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behör-
de.(…)“  


Formulierungsvorschlag für die 


Bauleitplanung 


Freizeit-Center 
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Je nach Gestaltung können positive Wirkungen für Freizeit-Center 
(ohne Geldspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit) vorausgesetzt wer-
den. Zur Abgrenzung von konventionellen Spielhallen gegenüber 
Freizeit-Centern können rein städtebauliche Gründe herangezogen 
werden: Spielhallen mit einem ausschließlichen Angebot an Geld-
spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit haben in der Regel keine Ori-
entierung hin zum öffentlichen Raum und unterbrechen die Laufla-
gen über geschlossene Fassaden bzw. verhangene oder zugeklebte 
Schauseiten. Sie stellen regelmäßig Fremdkörper in der Vielfalt der 
straßenraumbezogenen Nutzungsangebote des Stadtzentrums dar 
und bilden tote Zonen in der Reihung city-typischer Auslagen und 
Angebote. Spielhallen mit einem Schwerpunkt auf Unterhaltungs-
spielautomaten (Freizeit-Center) öffnen sich dagegen regelmäßig 
zum öffentlichen Raum und binden, ggf. mit Außengastronomie, 
das städtebauliche Umfeld ein.  


In der Beschreibung soll demnach eine deutliche Unterscheidung 
zwischen Glücks-/Geldspielautomaten mit Gewinnmöglichkeit und 
Geschicklichkeitsspielautomaten vorgenommen werden.  


Folgender Formulierungsvorschlag für die Festsetzung und Begrün-
dung in der Bauleitplanung wird empfohlen: 


Festsetzungsvorschlag:  


 Gemäß § 1 Abs. 5 resp. 6 BauNVO („je nach Gebietskategorie“) in 
Verbindung mit § 1 Abs. 9 BauNVO sind Spielhallen mit einem 
ausschließlichen oder überwiegenden Angebot an Spielgeräten 
mit Gewinnmöglichkeit im Sinne der §§ 33c und/oder 33d GewO 
nicht zulässig.  


 Spielhallen in Form von Freizeit-Centern mit einem ausschließli-
chen oder überwiegenden Angebot an Unterhaltungsspielgerä-
ten ohne Gewinnmöglichkeit, Internetplätze, Großleinwand, Bil-
lard und Dart sowie einem ergänzenden gastronomischen Ange-
bot sind ausnahmsweise zulässig.  


Begründungsvorschlag: 


 Spielhallen mit Geldspielgeräten mit Gewinnmöglichkeiten ori-
entieren sich weg vom öffentlichen Raum und unterbrechen re-
gelmäßig wichtige Lauflagen in den zentralen Geschäftsberei-
chen. Aus rein städtebaulichen Gründen soll insoweit keine Zu-
lässigkeit gewährt werden. Die Maßgabe „überwiegend“ orien-
tiert sich daran, dass aufgrund des Betriebskonzepts offensicht-
lich ist, dass der Betrieb in erster Linie der Aufstellung von Geld-
spielautomaten mit Gewinnmöglichkeit im Sinne des §§ 33c 
und/oder 33d GewO dient. 


 Vergnügungsstätten in Form von Spielhallen sind als Freizeit-
Center ausnahmsweise zulässig. Freizeit-Center definieren sich 
darüber, dass manuelle Geschicklichkeitsspiele und -automaten 
angeboten werden; Geldspielautomaten mit Gewinnmöglichkeit 


städtebauliche Gründe für  


Freizeit-Center 


Formulierungsvorschlag für die 


Bauleitplanung 
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sind nicht vorhanden. Ein Bezug zum Straßenraum ist über die 
Öffnung der Schauseiten zu gewährleisten. Den Hauptseiten zu-
gewandte, verhangene oder zugeklebte Fensteröffnungen sind 
nicht zulässig, denn sie sind geeignet, das städtebauliche Umfeld 
negativ zu prägen. Das Betriebskonzept muss zwingend erken-
nen lassen, dass die Freizeitunterhaltung ohne Geldspielgeräte 
mit Gewinnmöglichkeit im Vordergrund steht.  


Es wird empfohlen, Freizeit-Center ebenfalls nur ausnahmsweise 
zuzulassen, um auch hier eine städtebauliche Steuerungsmöglich-
keit nicht aus der Hand zu geben. Mit dieser Zulässigkeit ist sicher-
gestellt, dass über einen generellen Ausschluss keine Überregle-
mentierung erfolgt und erwünschte Vorhaben nicht über Gebühr 
verhindert werden. 


 


7.6 Nicht-kerngebietstypische Vergnügungsstätten  


Eine Unterscheidung in der Zulässigkeit zwischen kerngebiets- und 
nicht-kerngebietstypischen Spielhallen wird darüber hinaus vorge-
nommen. Dabei ist folgender Sachverhalt zu beachten: Mit der Zu-
lässigkeit von nicht-kerngebietstypischen Spielhallen besteht für die 
Standortentwickler die Möglichkeit, über mehrere Spielhallen ne-
beneinander und mit separaten Eingängen im planungsrechtlichen 
Sinne die 100-qm-Regelung zu umgehen, faktisch aber den Agglo-
merationseffekt einer großen Spielhalle zu erreichen. Vorhabenträ-
ger argumentieren in diesem Kontext, dass jede einzelne dieser 
Konzessionen separat zu werten ist und demnach eben nicht kern-
gebietstypisch sei. Dieser „Strategie“ soll kein Vorschub geleistet 
werden. Insoweit ist auch für nicht-kerngebietsypische Spielhallen 
ausschließlich die ausnahmsweise Zulässigkeit anzuwenden, damit 
ausreichend Ermessensspielraum bei der Verhinderung der genann-
ten Strategie verbleibt.  


Allerdings schöpfen nicht-kerngebietstypische Spielhallen aufgrund 
ihrer Größe von max. 100 qm Nutzfläche nicht die Möglichkeiten 
einer vollständigen gewerberechtlichen Lizenz aus (mind. 144 qm). 
Sie sind durch diese geringe Größe hinsichtlich von Neuansiedlun-
gen kaum noch marktrelevant. Im Übrigen sind nicht-kerngebiets-
typische Spielhallen grundsätzlich auch in Bereichen für kernge-
bietstypische Spielhallen zulässig. 


Festsetzungsvorschlag:  


 Gemäß § 1 Abs. 5 resp. 6 BauNVO („je nach Gebietskategorie“) 
sind ausschließlich Vergnügungsstätten im Sinne des § 4 a Abs. 3 
Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässig.  


Begründungsvorschlag: 


 Aufgrund der städtebaulichen Funktion des Gebiets („z. B. als 
Quartierszentrum“) sollen zentrale Dienstleistungsbetriebe des 
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Unterhaltungssektors (kerngebietstypische Vergnügungsstät-
ten), die einen größeren Einzugsbereich haben und für ein größe-
res und allgemeines Publikum erreichbar sein sollen, hier nicht 
zulässig sein. Diese Funktion soll im Stadtgebiet den Kerngebie-
ten und teilweise den Gewerbegebieten vorbehalten bleiben. In-
soweit sind hier aufgrund der kleinräumigen und quartiersbezo-
genen Funktionszuordnung des Standorts ausschließlich Ver-
gnügungsstätten zulässig, die einer üblichen Freizeitbetätigung 
in einem räumlich begrenzten Stadtviertel dienen.  


 


7.7 Gestaffelter Festsetzungskatalog 


Im Ergebnis dieser abgestuften Verträglichkeiten wird empfohlen, 
in der Bauleitplanung zusammenfassend folgende gestaffelte Vor-
gehensweise vorzunehmen: 


 Ausnahmsweise Zulässigkeit von kerngebiets- und nicht-kernge-
bietstypischen Vergnügungsstätten 


 Ausnahmsweise Zulässigkeit von kerngebietstypischen Vergnü-
gungsstätten mit Ausnahme des Erdgeschosses  


 Ausnahmsweise Zulässigkeit von kerngebietstypischen Freizeit-
Centern mit Unterhaltungsspielgeräten, Billard, Dart und sonsti-
gen manuellen Spielgeräten in der Innenstadt 


 Ausschluss von Vergnügungsstätten. 
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8 Potenzielle Ansiedlungsbereiche (Suchräume) 


8.1 Vorbemerkung 


Es wird zunächst ein Überblick über die gesamte Stadt Braun-
schweig gegeben, in dem deutlich wird, an welchen Stellen im 
Stadtgebiet Handlungsräume für Zulässigkeitsbereiche sinnvoll 
anzuordnen sind. Hierfür spielen drei Kriterien eine Rolle:  


 Stadtverträglichkeit, ohne dass Nutzungskonflikte zu erwarten 
sind 


 Vermeidung von bodenrechtlichen Spannungen 
 Geeignete Standortprofile für Betreiber und Investoren. 


Mit der Definition der Suchräume werden noch keine Zulässigkeiten 
festgelegt. Sie ermöglichen lediglich eine Begrenzung der konkret 
zu untersuchenden Bereiche. Erst in einem nächsten Schritt werden 
anhand der konkreten Überprüfung vor Ort Empfehlungen zu den 
Zulässigkeiten formuliert.  


 


8.2 Grundsätzliche Stadtverträglichkeit 


Die Stadtverträglichkeit kann auf dieser übergeordneten Ebene im 
Grundsatz nur dann gewährleistet sein, wenn sichergestellt ist, dass 
die wichtigen Wohnstandorte und die Bereiche mit sozialer Infra-
struktur nicht im direkten Einflussbereich der Handlungsräume lie-
gen. Das nächtliche Verkehrsaufkommen durch die Ansiedlung von 
Vergnügungsstätten und die damit einhergehenden Probleme des 
Immissionsschutzes werden weiterhin als Kriterium der Stadtver-
träglichkeit berücksichtigt.   


 


8.3 Vermeidung von bodenrechtlichen Spannungen 


Weiterhin ist zu beachten, dass keine Verschiebungen im Boden-
preisgefüge auftreten, die zu Verdrängungseffekten führen können.  


Grundsätzlich ist in jedem Gewerbegebiet, in dem Vergnügungs-
stätten und andere rendite-intensiven Nutzungen (insbesondere 
durch den Einzelhandel) zulässig sein sollen, davon auszugehen, 
dass bei Zulässigkeit von Spielhallen (und ggf. künftig bei Zulässig-
keit großer Wettbüros) über die negativen Effekte bodenrechtlicher 
Spannungen (überzogene Renditeerwartungen seitens der Grund-
stückseigentümer) Verdrängungseffekte arbeitsplatzintensiver Ge-
werbe- und Handwerksbetriebe zu erwarten sind.  


Prüfkriterien 
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Um zu verhindern, dass durch die Zulässigkeit von Vergnügungs-
stätten diese Verdrängungseffekte eintreten, muss sich die Auswahl 
zwingend an weiteren Nutzungsmöglichkeiten, insbesondere der 
Einzelhandelsnutzung, orientieren. Im Zentrenkonzept Einzelhandel 
der Stadt Braunschweig sind die Versorgungszentren auch für peri-
phere Standorte in den Gewerbegebieten gekennzeichnet.35 Mit den 
Zulässigkeiten für Einzelhandel ist für diese Flächen von vornherein 
davon auszugehen, dass erhöhte Renditeerwartungen die Grund-
stückspreise beeinflussen werden bzw. bereits beeinflusst haben. 
Insofern ist es das Ziel, die Zulässigkeiten für Vergnügungsstätten 
an diese Flächendispositionen zu koppeln. Damit bleiben die Ver-
schiebungen im Bodenpreisgefüge auf diejenigen Flächen be-
schränkt, an denen sie bereits heute vorliegen bzw. aufgrund der 
vorgesehenen Nutzungsstruktur künftig zu erwarten sein werden. 
Auch wird den Standortpräferenzen der Betreiber entsprochen, die 
in zunehmendem Maße die Nähe zum Einzelhandel an den nicht-
integrierten Standorten sucht.  


 


8.4 Standortprofile 


Das Kriterium der attraktiven Standortprofile für Betreiber und In-
vestoren zielt darauf ab, dass sinnvoll nur solche Bereiche mit Zuläs-
sigkeiten ausgestattet werden, bei denen Ansiedlungen aufgrund 
der vorhandenen Standortfaktoren auch wahrscheinlich sind. Mit 
dem Kriterium „Standortprofil“ wird sichergestellt, dass die Vorge-
hensweise in der Stadt Braunschweig nicht als Verhinderungspla-
nung wirkt. Dies wäre dann der Fall, wenn ausschließlich subopti-
male Standorte in die Entwicklungsperspektive einfließen würden.  


Geeignete Standorte für Betreiber sind grundsätzlich die Kerngebie-
te, Gewerbe- und Mischgebiete im Bereich der Stadteinfallstraßen 
sowie Gewerbeflächen, die eine Vorprägung und damit Frequentie-
rung durch den Einzelhandel haben. Wichtig ist ebenso die Min-
destverkehrsmenge der Straße, von der aus die Werbeanlagen der 
Vergnügungsstätte insbesondere Spielhalle/Wettbüro einsehbar 
sind. Diese Mindestmenge liegt z. B. für Spielhallen, je nach Größen-
ordnung des Vorhabens, zwischen 10.000 und 20.000 Pkw DTV. 
Zusammenfassend spielen für die Betreiber regelmäßig folgende 
Kriterien eine maßgebliche Rolle:  


 Gute autoorientierte Erreichbarkeit 
 Direkte Anbindung an eine übergeordnete Straße, wenn möglich 


an eine wichtige Stadteinfallstraße 


                                                             
35   Zentrenkonzept Einzelhandel • Ergänzung 2010 Standortkonzept Zentrale Ver-


sorgungsbereiche Schriften der Stadt Braunschweig zur kommunalen Planung 
Reihe 1 – Fachpläne/teilräumliche Entwicklungspläne Heft 60, Braunschweig , 
Mai 2010 


Zulässigkeit von Vergnügungsstät-


ten sollte an die Versorgungsberei-


che gekoppelt werden 


keine "verkappte" 


Verhinderungsplanung 
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 Nachbarschaft zu Fachmarktzentren bzw. Einzelhandelslagen, 
sowohl im Innenstadtbereich als auch an dezentralen, nicht in-
tegrierten Einzelhandelsstandorten 


 Ausreichende Grundstücksgröße von ca. 400 qm pro Konzession  
 Einsehbare und großflächige Stellplatzanlagen  
 Deutliche Wahrnehmbarkeit (Werbung) 
 Möglichst Nachbarschaft zu Schnellrestaurants. 


 


8.5 Suchräume 


Im Zusammenwirken der genannten Faktoren wurden auf Basis 
einer Bestandsanalyse im gesamten Stadtgebiet 15 Bereiche identi-
fiziert, die bereits eine Vorprägung haben und/oder die relevante 
Standortfaktoren für potenzielle Entwickler von Vergnügungsstät-
ten aufweisen:  


 A. Innenstadt mit den Teilsuchräumen  
1. Wilhelmstraße/Wendenstraße 
2. C 1 Cinema 
3. Meinhardshof/Packhofpassage/Höhe 
4. Wilhelmstraße/Bohlweg 
5. Güldenstraße/Sonnenstraße 
6. Waisenhausdamm/Stobenstraße/Karrenführerstraße 
7. Friedrich-Wilhelm-Viertel 
8. Haupteinkaufsbereiche/Fußgängerzonen 


 B. Wendebrück 
 C. Hafen/Hansestraße/Gifhorner Straße 
 D. Peterskamp 
 E. Hamburger Straße 
 F. Volkmaroder Straße/Petzvalstraße 
 G. Celler Straße/Hildesheimer Straße 
 H. Münchenstraße/Westbahnhof/Frankfurter Straße/Friedrich-


Seele-Straße 
 I. Hauptbahnhof/Postgelände 
 J. Gewerbe- und Handelsgebiet Mascheroder Weg/Senefelder 


Straße 
 K. Quartierszentrum Celler Straße/Weißes Ross 
 L. Quartierszentrum Elbestraße 
 M. Quartierszentrum Erfurtplatz 


Aus den dargestellten Suchräumen wird in einem nächsten Schritt 
nach konkreter Überprüfung eine Auswahl getroffen und Zulässig-
keiten bzw. Zulässigkeitskriterien definiert. Diese Standortbereiche 
werden weiter konkretisiert und anhand ihrer städtebaulichen Kon-
fliktlagen bewertet.  


 







Potenzielle Ansiedlungsbereiche (Suchräume)   67 


 


 


Abbildung 11 Übersicht Suchräume für Zulässigkeiten von Vergnü-
gungsstätten in der Stadt Braunschweig 


 
Quelle: DGK 5 Stadt Braunschweig, Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  
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9 A. Braunschweiger Innenstadt 


9.1 Ausgangssituation 


Die Innenstadt wird im Wesentlichen durch die Okerumflut be-
grenzt und liegt damit auf der historischen Stadtfläche Braun-
schweigs. Das Hauptgeschäftszentrum zeichnet sich durch einen 
teilweise sehr hohen und durchgehenden Geschäftsbesatz aus, wo-
bei in den Erdgeschosslagen der Einzelhandel die dominierende 
Nutzungsform ist. Zudem existiert eine große Anzahl an privaten 
und öffentlichen Dienstleistungseinrichtungen sowie Gastronomie-
betriebe. In den Obergeschossen liegt eine innenstadttypische Nut-
zungsmischung von Einzelhandel, Wohnen, Büro und Dienstleistung 
vor. Gleichermaßen gibt es Bereiche, in denen die Wohnfunktion 
auch in den Erdgeschosslagen dominiert.  


Die Braunschweiger Innenstadt ist als Geschäftszentrum ein hoch-
sensibler Bereich mit einer Versorgungsbedeutung für das gesamte 
Stadtgebiet sowie umliegende Städte und Gemeinden.  


Hinsichtlich der Zulässigkeit von Spielhallen/Wettbüros wird in der 
Innenstadt zunächst die Nähe zu den relevanten Einzelhandelslagen 
fokussiert. Dies hat zunächst einen planungsrechtlichen Grund, 
denn die Haupteinkaufslage ist im Wesentlichen als MK-Gebiet 
ausgewiesen und bietet damit zunächst die allgemeine Zulässigkeit 
für alle Arten von Vergnügungsstätten. Des Weiteren ist in diesen 
Bereichen die Nutzungsempfindlichkeit (Immissionsschutz) als ge-
ring einzustufen. Auch entsprechen diese Lagen den Standortpräfe-
renzen der Betreiber.  


In der Ergänzung zum Zentrenkonzept Einzelhandel 2010 für die 
Stadt Braunschweig werden zur Differenzierung der innerstädti-
schen Haupteinkaufsbereiche zwei Einkaufslagen unterschieden: 
Die Kategorie 1 umfasst den Hauptgeschäftsbereich und damit we-
sentliche Teile der historischen Altstadt innerhalb des Umflutgra-
bens. Dies ist der oberzentrale Versorgungs- und Einkaufsbereich für 
die gesamte Stadt, aber auch die umliegende Region. Hier sind 
grundsätzlich Ansiedlungsmöglichkeiten für Einzelhändler mit allen 
Sortimenten und jeder Betriebsform gegeben. Es sind die Standort-
bereiche mit der größten Frequenz (Hauptfrequenzlagen). An diesen 
Orten sind die meisten in der Innenstadt vorliegenden zentrenprä-
genden Warenhäuser, Bekleidungshäuser und Buchhandlungen 
ansässig. Somit sind die Hauptfrequenzlagen i. d. R. auch die Stand-
ortbereiche der leistungsfähigen großflächigen Einzelhandelsbe-
triebe, an denen die höchsten Ladenmieten realisiert werden. 


Bei der Kategorie 2 handelt es sich im Wesentlichen um die Randbe-
reiche der City, die als Rand- und Streulagen bezeichnet werden und 
die durch ein Ausdünnen des Einzelhandelsbesatzes gekennzeichnet 
sind. Hier herrschen eher kleinflächige Einzelhandelsstrukturen vor. 
Die Prägung liegt ebenfalls maßgeblich in den Einzelhandels- und 


Innenstadt 







A. Braunschweiger Innenstadt   69 


 


 


Dienstleistungsfunktionen, allerdings weniger dicht und mit kleine-
ren Betriebsgrößen. Der Anteil der Wohnnutzungen ist deutlich hö-
her, die Passantenfrequenz deutlich geringer als in der Kategorie 1.  
Das Angebot unterscheidet sich von den Hauptfrequenzlagen da-
durch, dass sich die Betriebe i. d. R. stärker an bestimmten Zielgrup-
pen orientieren. Zu diesen Betrieben zählen oftmals qualitätsorien-
tierte mittelständische Facheinzelgeschäfte und kleinere Filialisten. 
Darüber hinaus sind in diesen Lagen verstärkt Sonderpostenmärkte, 
1-Euro-Shops und Ladenleerstände erkennbar. Da die Mieten der 
Kategorie 2 denen der Kategorie 1 nachgeordnet sind, stellen diese 
Lagen gute Standortvoraussetzungen für den ortsansässigen mittel-
ständischen Einzelhandel dar. 36 


Abbildung 12 Zentrale Versorgungsbereiche Innenstadt  
(Kategorie 1 =dunkel und Kategorie 2 =hell) 


 
Quelle:   Stadt Braunschweig; Standortkonzept zentrale Versorgungsbereiche, 


Ergänzung 2010 


Für die gesamten Lagen der Kategorie 1, insbesondere in den Fuß-
gängerzonen ist nicht auszuschließen, dass mit der Ansiedlung von 
Spielhallen/Wettbüros Verdrängungseffekte sowie Trading-Down-
Prozesse ausgelöst werden. Spielhallen und Wettbüros haben in der 
                                                             
36   vgl. auch Stadt Braunschweig; Standortkonzept zentrale Versorgungsbereiche, 


Ergänzung 2010; S. 36 
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Regel keine Orientierung hin zum öffentlichen Raum und unterbre-
chen die Lauflagen über geschlossene Fassaden bzw. verhangene 
oder zugeklebte Schauseiten. Dies ist aus Gründen des Jugend-
schutzes zwingend erforderlich. Sie sind folglich Fremdkörper in der 
Vielfalt der straßenraumbezogenen Nutzungsangebote des Stadt-
zentrums und bilden tote Zonen in der Reihe city-typischer Auslagen 
und Angebote. Das kann dazu führen, dass die wichtigen Lauflagen 
unterbrochen werden und damit der empfindliche Hauptgeschäfts-
bereich der Braunschweiger Innenstadt nachhaltig beeinträchtigt 
wird.  


In den Nebenlagen ist der Geschäftsbesatz stellenweise bereits heu-
te einem Trading-Down-Prozess und zunehmenden Leerständen 
ausgesetzt. Diese in der Kategorie 2 liegenden Bereiche sollen auch 
in Zukunft im Schwerpunkt eine attraktive und weitgehend durch-
gehende Einzelhandelsnutzung aufweisen. Die Zulässigkeit von 
Spielhallen und Wettbüros würde diesem Ziel widersprechen. Auch 
die dominierende Wohnnutzung in den Obergeschossen spricht 
gegen eine Ansiedlung von Spielhallen/Wettbüros.  


In den weiteren Lagen der Innenstadt sind deutliche Immissionskon-
flikte zu erwarten, da hier die Wohnfunktionen einschließlich der 
Wohnfolgeeinrichtungen dominieren.  


Auf Grundlage der dargestellten Sachverhalte liegt zunächst die 
Empfehlung nahe, für den gesamten Innenstadtbereich Vergnü-
gungsstätten auszuschließen.  


Mit dieser restriktiven Vorgehensweise wird allerdings die grundle-
gend vorauszusetzende Gewerbefreiheit über Gebühr einge-
schränkt. Weiterhin werden Angebote ausgeschlossen, die durchaus 
positiv auf die Innenstadtentwicklung wirken können.  


Insoweit ist zwingend und im Detail zu überprüfen, an welcher Stel-
le in der Braunschweiger Innenstadt die in Kap. 4 genannten negati-
ven städtebaulichen Auswirkungen durch Ansiedlung von Spielhal-
len/Wettbüros konkret ausgelöst werden bzw. wo diese Auswirkun-
gen nicht zu erwarten sind.  


 


vollständiger Ausschluss  


ist problematisch 
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9.2 Suchräume für Zulässigkeiten in der Innenstadt 


Zur Ermittlung der innerstädtischen Suchräume werden zunächst 
verschiedene Bereiche definiert, in denen Vergnügungsstätten aus 
naheliegenden Gründen nicht zulässig sein können.  


Zunächst sind hier die Traditionsinseln zu nennen. Dies sind fünf 
Bereiche in der Braunschweiger Altstadt, die im Zweiten Weltkrieg 
nicht wesentlich zerstört bzw. in der Folge nach historischem Vor-
bild größtenteils wiederaufgebaut und -hergestellt wurden. Zu 
nennen sind die Traditionsinseln Magniviertel, Burgplatz, Michaelis, 
Altstadtmarkt und Aegidien. Die Zulässigkeit von Vergnügungsstät-
ten an diesen Standorten würde zu erheblichen Konflikten hinsicht-
lich des historischen Kontextes, des Stadtbilds, der touristischen 
Funktion und der gesamten Nutzungsstruktur führen. Sie sollten 
hier von vorneherein und grundsätzlich ausgeschlossen werden.  


Weiterhin sind nutzungsempfindliche Bereiche wie z. B. kirchliche 
Nutzungen, Schulen und andere soziale Einrichtungen vor den ne-
gativen städtebaulichen Auswirkungen, die durch Vergnügungs-
stätten ausgelöst werden können, zu schützen.  


Entsprechendes gilt für die durch Wohnnutzung dominierten Berei-
che. Die Prägung durch Vergnügungsstätten verträgt sich grundle-
gend nicht mit einer vorherrschenden und dominierenden Wohn-
nutzung. Insbesondere sind Immissionskonflikte aufgrund der 
nächtlichen Öffnungszeiten zu erwarten.  


Auch die Standorte von großen und wichtigen öffentlichen Einrich-
tungen, (Finanzamt, Amtsgericht etc.) werden nicht einer näheren 
Betrachtung unterzogen und sind demnach von der engeren Aus-
wahl der Suchräume ausgeschlossen.  


Abgesehen von dieser flächenhaften Abstufung sind die linearen 
Haupteinkaufsbereiche (Fußgängerzonen) in den Blick zu nehmen. 
Planungsrechtlich sind gerade die kerngebietstypischen Vergnü-
gungsstätten in den zentralen Kernbereichen anzusiedeln. Daher 
sollten die wichtigsten Haupteinkaufsbereiche zumindest als Such-
räume in die Betrachtung einbezogen werden.   


Als Ergebnis dieser abgestuften Auswahl bleiben die in der folgen-
den Abbildung dargestellten Bereiche (Suchräume) zur vertiefenden 
Betrachtung.  


Spielhallen im Kerngebiet  


weitgehend ausschließen 


Traditionsinsel  


Quelle: Stadt- und Regionalplanung 


Dr. Jansen GmbH  
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Abbildung 13  Suchräume (einschl. Haupteinkaufsberei-
che/Fußgängerzonen) in der Braunschweiger Innenstadt 


 
Quelle:  DGK 5, Darstellung Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  


Im Folgenden werden die einzelnen Suchräume unter Abprüfung 
der in Kapitel 4 genannten städtebaulichen Kriterien hinsichtlich 
ihrer individuellen Eignung für Vergnügungsstätten bewertet.  
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9.3 B. Suchraum 1: Wilhelmstraße/Wendenstraße 


9.3.1 Lage und Profil 


Der Bereich liegt in der nördlichen Innenstadt zwischen der Fallers-
leber Straße und dem Wendenmühlengraben. In den Erdgeschoss-
lagen befindet sich entlang der Wendenstraße und Fallersleber 
Straße annähernd durchgehend kleinteiliger Geschäftsbesatz. Die 
Ladenlokale dienen vorwiegend der Versorgung des unmittelbaren 
Quartiers. Maßgebliche Leerstände, prägende Mindernutzungen 
oder Anzeichen von Trading-Down-Prozessen sind nicht erkennbar.  


Entlang der Wilhelmstraße dominieren Wohn- und Verwaltungs-
nutzungen. Ladenlokale in der Erdgeschosslage sind nur rudimentär 
vorhanden. Im Standortumfeld liegen zwei nicht-kerngebiets-
typische Spielhallen mit jeweils zwölf Geldspielgeräten: der „Spiel-
treff“ an der Wendenstraße 62 und die Spielhalle „Am Wall“ an der 
Fallersleber Straße 24. Erkennbare negative städtebauliche Auswir-
kungen gehen von diesen Betrieben noch nicht aus.  


 


9.3.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Grundsätzlich ist jede innerstädtische Lage interessant für Betreiber 
von Spielhallen/Wettbüros. Aufgrund eingeschränkt relevanten 
Einzelhandelsfunktion und der damit einhergehenden geringen 
Fußgängerfrequenz ist der Suchraum für Betreiber allerdings nur 
eingeschränkt geeignet. Lagequalitäten für eine Spielhalle mit meh-
reren Konzessionen sind nur bedingt vorhanden, da der Stellplatz-
nachweis nur schwer gelingen wird und die Flächenverfügbarkeiten 
kaum vorhanden sind. Auch ist es schwierig den Kriterien des Im-
missionsschutzes gerecht zu werden. Für nicht-kerngebietstypische 
Spielhallen mit einem eingeschränkten Einzugsbereich sind dage-
gen die Standortvoraussetzungen, auch aufgrund möglicher Syner-
gien mit den bestehenden Betrieben, als gut zu werten.  


 


9.3.3 Städtebauliche Bewertung  


Die innerstädtischen Randlagen mit ihrem Streubesatz im Einzel-
handel und vorherrschender Wohnnutzung sind hochsensible Berei-
che. Sie reagieren äußerst empfindlich auf Nutzungen, die Trading-
Down-Prozesse auszulösen oder die Wohnqualität maßgeblich be-
einträchtigen.  


Dies betrifft in erster Linie die Zulässigkeit von kerngebietstypischen 
Vergnügungsstätten und wird durch die wichtige Wohnfunktion 
belegt, die hier vorherrscht. Grundsätzlich ist durch die nächtlichen 
Öffnungszeiten von Nutzungskonflikten auszugehen, zumal das 
Standortumfeld keine Prägung eines typischen Kerngebiets hat. Die 
Zulässigkeit würde zu negativen Strukturveränderungen führen.   
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Mit dieser restriktiven Vorgehensweise wird die grundlegend vor-
auszusetzende Gewerbefreiheit nicht über Gebühr eingeschränkt. 
Keine der hier vorhandenen Nutzungsstrukturen können als Kern-
gebiet mit allgemeiner Zulässigkeit gewertet werden. Weiterhin 
sind auch die vorhandenen Mischgebietsstrukturen eher durch 
Wohn- denn durch gewerbliche Nutzung geprägt.  


Andererseits ist erkennbar, dass die hier bereits vorhandenen klei-
nen Spielhallen keine negativen städtebaulichen Strukturverände-
rungen auslösen. Sie sind vielmehr in das vorhandene Nutzungsge-
füge gut eingebunden. Dies betrifft insbesondere die Wendenstra-
ße. Der Standortbereich ist erkennbar stabil, Trading-Down-
Tendenzen sind trotz vorhandener Spielhalle nicht erkennbar.  


 


9.3.4 Zusammenfassende Bewertung 


Zusammenfassend können im Standortumfeld folgende städtebau-
lich relevanten Kriterien bei der Standortprüfung zum Tragen kom-
men: 


 Auslösen oder Verstärken von Trading-Down-Prozessen  
 Immissionskonflikte 
 Konflikte mit sensiblen Nutzungen 
 Fehlende Einbindung in das Nutzungsgefüge 
 Imagefaktoren, die sich negativ auf die Wohnqualität auswirken. 


Diese Kriterien sind allerdings nicht für alle Teilbereiche vorauszu-
setzen. Insofern kann im Ausnahmefall die Zulässigkeit von nicht-
kerngebietstypischen Vergnügungsstätten unter bestimmten Vor-
aussetzungen in einem Teilbereich der Wendenstraße in Betracht 
gezogen werden. 


 


9.4 Suchraum 2: C1 Cinema 


9.4.1 Lage und Profil 


Das C1 Cinema an der Langen Straße ist ein Multiplex Kino mit acht 
Sälen für bis zu 2.500 Besucher und ist somit als Vergnügungsstätte 
zu werten. Im Kino und dessen direktem Umfeld liegen affine Nut-
zungen der Gastronomie (z. B. „Bolero“).  


 


9.4.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Vielfach werden freizeitorientierte Nutzungen wie z. B. Bowling-
Bahnen, aber auch Multiplex-Kinos mit Spielhallen verknüpft. Syn-
ergien zur Nutzung eines Multiplex-Kinos sind vorauszusetzen, der 
Standort ist insoweit für Betreiber als gut bis sehr gut zu werten.  
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9.4.3 Städtebauliche Bewertung 


Von negativen städtebaulichen Auswirkungen ist bei dem Betrieb 
einer Spielhalle im Multiplex-Kino nicht auszugehen. Eine negative 
Außenwirkung ist nicht erkennbar. Inwieweit das Angebot von 
Geldspielgeräten mit Gewinnmöglichkeit dem Betriebskonzept des 
Kinos entspricht, obliegt der Entscheidung des Betreibers. Die Nach-
barschaft zur Otto-Bennemann-Schule ist in ihrer Wirkung nachge-
ordnet zu bewerten, da sich das Kino zur Langen Straße und die 
Schule zur Weberstraße hin orientieren.  


 


9.4.4 Zusammenfassende Bewertung  


Städtebaulich relevante Kriterien, die bei der Standortprüfung zum 
Tragen kommen können, sind nicht erkennbar.  


Die ausnahmsweise Zulässigkeit im Kinokomplex kann für kernge-
bietstypische Spielhallen ermöglicht werden. 


 


9.5 Suchraum 3: Meinhardshof/Packhofpassage/Höhe 


9.5.1 Lage und Profil 


Das Standortumfeld, insbesondere die Packhofpassage, stellt den 
nördlichen Rand der innerstädtischen Haupteinkaufsbereiche dar. In 
der Passage dominieren die entsprechenden Einzelhandelsnutzun-
gen, am Meinhardshof sind in den Erdgeschosslagen Handels-
nutzungen (Fahrräder, Dekorationen) vorhanden. Zur Langen Straße 
liegt ein Media Markt sowie ein Steakhouse. Die Straße Schild ist ab 
dem Meinhardshof als Fußgängerzone mit durchgehendem Einzel-
handels- und Gastronomiebesatz ausgebildet. An der Ecke der Stra-
ßenzüge Sack und Schild liegt eine der größten Buchhandlungen in 
der Stadt Braunschweig, Graff. Ansonsten ist die Lage insgesamt 
nicht mehr einer 1a-Kategorie, vielmehr einer 1b-Kategorie zuzuord-
nen.  


Die Straße Höhe ist ebenfalls in den Erdgeschosslagen nahezu 
durchgehend mit Einzelhandel bzw. publikumsbezogenen Dienst-
leistungsbetrieben belegt. Hier befindet sich die nicht-
kerngebietstypische Spielhalle Löwen Play mit zwölf Geldspielgerä-
ten mit Gewinnmöglichkeit.  


 


9.5.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Der innerstädtische Bereich bietet insbesondere in den Fußgänger-
zonen, aber auch in den Randlagen grundsätzlich gute Standortan-
forderungen für Betreiber von Spielhallen. Des Weiteren verfügt die 
hier liegende Tiefgarage Packhof über 1.000 Pkw-Stellplätze. Allein 
aufgrund dieser wichtigen Quelle und Eingangssituation in die In-
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nenstadt ist hier mit starken Frequenzen zu rechnen. Insbesondere 
in den Fußgängerzonen gibt es kerngebietstypische Nutzungen, die 
für Standortnachfrager grundlegend von Interesse sind.   


 


9.5.3 Städtebauliche Bewertung 


Gerade die Randlagen innerstädtischer Einkaufsbereiche brechen in 
ihrer Nutzungsqualität häufig ab. Trading-Down-Prozesse können in 
einer sensiblen Randsituation sehr zügig eintreten, wenn Minder-
nutzungen die allgemeine Geschäftsqualität beeinträchtigen und 
die City-typische Reihung von Einzelhandelslagen durch introver-
tierte Spielhallen oder Wettbüros unterbrochen werden. In den 
wichtigen Lauflagen der Haupteinkaufsbereiche (Schild, Sack und 
Papenstieg) sollten Spielhallen und Wettbüros nicht in den Erdge-
schosslagen zugelassen werden. Der durchgehende Geschäftsbesatz 
ist an diesem Standort relevant. Zulässigkeiten können dagegen in 
den Obergeschossen - zumindest in den Straßen Schild und Sack - in 
Betracht kommen, da nicht davon auszugehen ist, dass eine Ge-
schäftsnutzung dadurch nachhaltig beeinträchtigt wird. Der Papen-
stieg sollte hierfür nicht in Betracht kommen, da die unmittelbare 
Nachbarschaft zur Traditionsinsel Burgplatz der Nutzungsart Ver-
gnügungsstätte insgesamt entgegensteht.    


Der Spielhallen- oder Wettbüronutzung innerhalb der Packhofpas-
sage steht aus städtebaulichen Gesichtspunkten nichts entgegen, 
da die nach innen orientierte Passage keine relevante Außenwir-
kung einzelner Ladenlokale erzeugt und das Nutzungsgefüge sehr 
heterogen ist. Inwieweit eine entsprechende Ansiedlung in das Kon-
zept des Betreibers der Packhofpassage passt, kann aus städtebauli-
cher Sicht jedoch nicht beurteilt werden und unterliegt allein der 
privatwirtschaftlichen Entscheidung des Betreibers. Empfohlen wird 
allerdings die Zulässigkeit ausschließlich von nicht-kerngebiets-
typischen Spielhallen/Wettbüros im hinteren Bereich, sodass die 
Antrittsfläche vom Schild ausgehend höherwertigen Einzelhandels-
nutzungen vorbehalten bleiben kann.  


Weiterhin ist nicht grundlegend davon auszugehen, dass in dem 
Gebäudekomplex des Media Marktes mit seiner Orientierung zur 
Langen Straße negative Strukturveränderungen bei der Ansiedlung 
einer Spielhalle/eines Wettbüros zu erwarten sind. Die Häufung und 
damit einhergehende Agglomerationswirkungen von Vergnügungs-
stätten sollte allerdings vermieden werden. Insoweit sollte auch hier 
ausschließlich die Zulässigkeit im Ausnahmefall greifen. Sie kann 
sich auch auf kerngebietstypische  Spielhallen/ Wettbüros beziehen. 
Eine entsprechende Nutzung soll sich zwingend zur Lange Straße 
bzw. Küchenstraße hin orientieren.  


Aufgrund der vorherrschenden Wohn-, Büro- und Dienstleistungs-
nutzung (einschl. Ärztehaus) in der Stecherstraße, Höhe und Jöd-
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denstraße sollten hier keine Vergnügungsstätten zulässig sein. Im-
missionskonflikte, insbesondere nachts, sind nicht auszuschließen.  


 


9.5.4 Zusammenfassende Bewertung  


Zusammenfassend können im Standortumfeld folgende städtebau-
lich relevanten Kriterien bei der Standortprüfung zum Tragen kom-
men:  


 Auslösen oder Verstärken von Trading-Down-Prozessen  
 Unterbrechung von Lauflagen in den zentralen Einkaufsberei-


chen 
 Immissionskonflikte. 


Diese Kriterien sind allerdings nicht für alle Teilbereiche vorauszu-
setzen, bzw. treffen in den Fußgängerzonen nur in den Erdgeschoss-
lagen zu. Insoweit kann die ausnahmsweise Zulässigkeit auch von 
kerngebietstypischen Vergnügungsstätten unter bestimmten Vor-
aussetzungen für die in der folgenden Karte dargestellten Bereiche 
in Betracht kommen. 


 


9.6 Suchraum 4: Wilhelmstraße/Bohlweg 


9.6.1 Lage und Profil 


Die Wilhelmstraße und der Bohlweg sind wichtige innerstädtische 
Verkehrsadern, die daher stark durch Verkehrsbelastungen beein-
trächtigt sind.  


Der Bohlweg ist z. T. aufgrund der Lage der Regierungsvertretung 
nur auf der östlichen Seite durch Geschäftsnutzungen im Erdge-
schoss belegt. Hier dominieren kleinere Einzelhandels- und Dienst-
leistungslagen sowie Gastronomie mittlerer bis unterer Qualität. Zu 
nennen sind insbesondere ein Internet-Café (Netz-Welt), ein Nagel-
studio (Pretty Woman Nails) ein Friseur (Salon Heinze) sowie Leh-
manns Café Bistro Lounge. Weiterhin haben in den Obergeschossen 
verschiedene Fachärzte hier ihre Praxen. Ansonsten dominiert in 
den Obergeschossen neben freien Berufen und sonstigen Büronut-
zungen die Wohnnutzung. Im Rathausgebäude liegen am Bohlweg 
zwei Spielhallen (Tivoli und Play House), die den öffentlichen Raum 
durch verhältnismäßig auffallende Werbung nachhaltig negativ 
prägen. Ansonsten liegen hier Gastronomie, Bäckerei und eine Filia-
le der Deutschen Bank.  


Der Abschnitt des Steinwegs sowie die Wilhelmstraße bzw. der ein-
bezogene Straßenabschnitt Am Ritterbrunnen weisen vergleichbare 
Standortbedingungen auf. Mit Telefonshop, Fashion-Handel (Maxi-
Mode), Friseur, Back-Shop, Gastronomie/Imbissstuben und ähnli-
chen Angeboten ist die Lage als „gefährdet“ hinsichtlich weiterer 
Trading-Down-Prozesse einzustufen.  


Play House am Bohlweg 


Quelle: Stadt- und Regionalplanung 


Dr. Jansen GmbH  
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9.6.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Aufgrund der Lage in der Innenstadt sowie der guten Parkmöglich-
keiten (Parkhaus Wilhelmstraße 98 mit über 500 Stellplätzen) und 
in Nachbarschaft zu den Schlossarkaden sind die Standortbedin-
gungen für Betreiber als gut zu bewerten. Synergien mit den beste-
henden Spielhallen sowie den teilweise freizeitorientierten Gastro-
nomiebetrieben sind zu erwarten.  


 


9.6.3 Städtebauliche Bewertung 


Am Bohlweg zeigen sich nach der Errichtung der Schloss-Arkaden 
Anzeichen für eine Aufwertung. Die Nutzungsstruktur lässt noch 
deutlich die frühere, eher abseitige Lage erkennen. Gleichwohl be-
sitzt dieser Stadtraum als wichtiger ÖV-Einsteigepunkt, als inner-
städtische Achse und in seiner unmittelbaren Nachbarschaft zum 
Schloss und zum Rathaus eine sehr hohe, auch überregionale Be-
deutung. Das mittlerweile durch das Schloss geprägte Bild bzw. 
Image sollte grundsätzlich nicht durch Vergnügungsstätten gestört 
werden. 


Vergleichbares gilt für den einbezogenen Abschnitt des Steinwegs 
sowie die Wilhelmstraße bzw. den Straßenabschnitt Am Ritterbrun-
nen. Aufgrund der vorhandenen Nutzungen ist festzuhalten, dass 
die Straßenzüge offensichtlich sehr sensibel hinsichtlich weiterer 
Trading-Down-Auslöser wie z. B. Spielhallen reagieren werden. Auch 
dominiert hier in den Obergeschossen die Wohnnutzung. Eine Zu-
lässigkeit von Vergnügungsstätten sollte hier nicht ermöglicht wer-
den.  


 


9.6.4 Zusammenfassende Bewertung  


Zusammenfassend können im Standortumfeld folgende städtebau-
lich relevanten Kriterien bei der Standortprüfung zum Tragen kom-
men:  


 Auslösen oder Verstärken von Trading-Down-Prozessen  
 Immissionskonflikte 


Die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten insbesondere Spielhallen 
und Wettbüros sollte nicht ermöglicht werden.  
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9.7 Suchraum 5: Güldenstraße/Sonnenstraße 


9.7.1 Lage und Profil 


Entlang der Sonnenstraße sowie der Güldenstraße liegen im Erdge-
schoss durchgehend kleine Ladenlokale und publikumsbezogene 
Dienstleister. Verschiedene Restaurants und Kneipen haben sich 
hier ebenfalls etabliert. Im Standortumfeld liegen außerdem die 
Spielhallen Löwen Play, Good Luck (jeweils an der Sonnenstraße) 
und Money Games (an der Güldenstraße)37. Die Obergeschosse sind 
neben verschiedenen freien Berufen (vorwiegend Rechtsanwälte 
und Ärzte) durch Wohnen (auch Studentenwohnen) geprägt. Durch 
die Verkehrsbedeutung der Güldenstraße für den MIV ist der Be-
reich stark immissionsbelastet. Im mittelbaren Standortumfeld lie-
gen die Martinikirche, das Amtsgericht, die Staatsanwaltschaft so-
wie die Behörde Staatliches Baumanagement Braunschweig.  


 


9.7.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Im Grundsatz sind mit der vorhandenen Gastronomie, den Spielhal-
len und der gesamten Standortprägung gute Voraussetzungen für 
die Ansiedlung von Spielhallen und Wettbüros gegeben. Aufgrund 
erkennbar geringer Fußgängerfrequenz ist die Güldenstraße weni-
ger geeignet. 


 


9.7.3 Städtebauliche Bewertung 


Die Qualität der Ladenlokale ist insgesamt eher dem mittleren bis 
unteren Segment zuzuordnen. Dies ist in erster Linie der verkehrli-
chen Belastung sowie der City-Randlage geschuldet. Das gesamte 
Standortumfeld ist demnach hinsichtlich weiterer Trading-Down-
Prozesse als hochsensibel anzusehen. Mit den drei Spielhallen ist 
eine Vorprägung gegeben, die nicht weiter ausgeweitet werden 
sollte. Vielmehr ist zwingend darauf zu achten, das aktuelle Niveau 
nicht weiter absinken zu lassen. Immissionskonflikte durch nächtli-
che Öffnungszeiten sind aufgrund der dominierenden Wohnnut-
zung nicht auszuschließen. Eine Zulässigkeit von weiteren Vergnü-
gungsstätten sollte nicht ermöglicht werden.   


 


9.7.4 Zusammenfassende Bewertung  


Zusammenfassend können im Standortumfeld folgende städtebau-
lich relevanten Kriterien bei der Standortprüfung zum Tragen kom- 
 


                                                             
37  Diese Spielhalle war bei einer erneuten Begehung im November 2011 (vorüber-


gehend?) geschlossen. 
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men:  


 Auslösen oder Verstärken von Trading-Down-Prozessen  
 Immissionskonflikte.  


Die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten - insbesondere Spielhallen 
und Wettbüros - sollte nicht ermöglicht werden.  


 


9.8 Suchraum 6: Waisenhausdamm/ 
Stobenstraße/Karrenführerstraße 


9.8.1 Lage und Profil 


Der Bereich östlich der Stobenstraße wird insgesamt durch die Im-
mobilie von Galeria Kaufhof dominiert. Im Zusammenspiel mit den 
Schloss-Arkaden liegt hier einer der wichtigsten Einzelhandels-
schwerpunkte der Braunschweiger Innenstadt. Die angrenzende 
Langedammstraße ist im östlichen Bereich auf der Südseite durch 
historische Fachwerkgebäuden belegt, die den Straßenzug insge-
samt prägen. Im Erdgeschoss findet man Gastronomie und Ladenlo-
kale des Einzelhandels von guter bis sehr guter Qualität. An der Lan-
gedammstraße liegt in direkter Nachbarschaft zur Galeria Kaufhof 
die Spielhalle Casino Royal mit insgesamt 17 Geldspielgeräten mit 
Gewinnmöglichkeit.  


Die Stobenstraße ist in der Erdgeschosslage durch Restaurants (z. B. 
Tolle Knolle) sowie weitere Ladenlokale belegt. In den Obergeschos-
sen dominiert Wohnnutzung. Durch die Verkehrsbedeutung ist der 
Straßenzug stark belastet.  


Der Waisenhausdamm ist als typische 2a-Lage einzustufen, in der 
am Rande des eigentlichen Einkaufsgeschehens gleichwohl große 
Ladenlokale mittleren Niveaus (z. B. Afghan Geschenkartikel) bzw. 
spezialisierte Fachgeschäfte (z. B. Hörgeräteakustik) liegen. Das Wa-
renhaus C & A belegt zwar einen großen Teil des nördlichen Wai-
senhausdamms, seine Haupteingangssituation ist aber der Münz-
straße zugeordnet. Insoweit ist die wichtige Lauflage am Waisen-
hausdamm hier unterbrochen.  
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Abbildung 14  C & A (links) am Waisenhausdamm 


 
Quelle: Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  


Weiterhin prägen Gastronomie, Imbissstuben, Reisebüro und ver-
gleichbare Nutzungen den Straßenzug. Gerade der westliche Wai-
senhausdamm wird durch die Nähe zu den Vergnügungsstätten an 
der Friedrich-Wilhelm-Straße sowie die Bruchstraße (Prostitution) 
beeinflusst. Die Nutzungsqualität nimmt in Richtung Westen dem-
nach deutlich ab.  


 


9.8.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Das Standortumfeld der Galeria Kaufhof ist aus Betreibersicht gut 
geeignet. Aufgrund der hohen Fußgängerfrequenzen ist für Betrei-
ber die unmittelbare Nachbarschaft zum Einzelhandel hoch attrak-
tiv. Vergleichbares gilt für den Waisenhausdamm. Insbesondere die 
Nachbarschaft zur Friedrich-Wilhelm-Straße mit ihrer Eigenschaft 
als „Vergnügungsmeile“ ist für Betreiber von hohem Interesse.  


 


9.8.3 Städtebauliche Bewertung 


Die Langedammstraße ist aufgrund ihrer historischen Prägung und 
des insgesamt qualitativ hochwertigen Besatzes von spezialisierten 
Ladenlokalen und Gastronomie für Spielhallen/Wettbüros nicht 
geeignet. Insgesamt ist das unmittelbare Standortumfeld der Gale-
ria Kaufhof in unmittelbarer Nachbarschaft zum Schloss in seiner 
Einzelhandelsfunktion, aber auch stadtstrukturell viel zu bedeut-
sam, als dass hier Vergnügungsstätten zugelassen werden sollten. 
Mit der Zulässigkeit würden am Standort voraussichtlich Trading-
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Down-Prozesse ausgelöst, welche die aktuelle Qualität erheblich 
beeinträchtigen würden.  


Der Standortbereich Stobenstraße ist allein durch die verkehrliche 
Belastung als sehr anfällig für weitere Trading-Down-Tendenzen zu 
werten. Die Zulässigkeit von Spielhallen/Wettbüros würde negative 
städtebauliche Auswirkungen nach sich ziehen. Immissionskonflikte 
mit der Wohnnutzung sind nicht auszuschließen.  


Der Waisenhausdamm hat als Randbereich der Einkaufslage mit 
z. T. noch großen Einzelhandelsflächen eine wichtige Funktion für 
spezialisierte Fachgeschäfte, die nicht für die 1a-Lagen in Frage 
kommen. Der Straßenzug liegt aus Sicht des Einzelhandels sehr 
günstig an der Schnittstelle zwischen Galeria Kaufhof und der Fuß-
gängerzone. Es sollte angestrebt werden, diesen Standort für den 
spezialisierten Einzelhandel weiter zu entwickeln und zusätzlichen 
Trading-Down-Tendenzen entgegenzuwirken. Vergnügungsstätten 
sollten hier nicht zulässig sein.  


 


9.8.4 Zusammenfassende Bewertung  


Zusammenfassend können im Standortumfeld folgende städtebau-
lich relevanten Kriterien bei der Standortprüfung zum Tragen kom-
men:  


 Auslösen oder Verstärken von Trading-Down-Prozessen  
 Unterbrechung von Lauflagen in zentralen Einkaufsbereichen 
 Immissionskonflikte 


Die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten insbesondere Spielhallen/ 
Wettbüros sollte nicht ermöglicht werden.  


 


9.9 Suchraum 7: Friedrich-Wilhelm-Viertel 


9.9.1 Lage und Profil 


Entlang der Friedrich-Wilhelm-Straße liegt die größte Dichte an 
Spielhallen innerhalb Braunschweigs. Dies macht sich nicht allein 
durch der Anzahl der Spielhallenstandorte bemerkbar. Auch die An-
zahl der Konzessionen auf einem relativ eng begrenzten Raum 
macht deutlich, dass hier der Schwerpunkt des Spielbetriebs in der 
Stadt Braunschweig liegt. Allein auf dem kurzen Stück zwischen 
Leopoldstraße und der Friedrich-Wilhelm-Passage gibt es zwölf 
Konzessionen mit insgesamt knapp 100 Geldspielgeräten mit Ge-
winnmöglichkeit. Unter der in der Karte eingetragenen laufenden 
Nr. 16 liegen z. B. die fünf Einzelkonzessionen Casino, Prater, Fortu-
na, Multi und Cosmos. Hinzu kommen Gastronomiebetriebe, wie 
z. B. die City-Schänke, das Bierlokal zum Tresen, die Cafébar X und 
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der Club Lounge Déjà Vu. 38 Auch diese Gastronomiebetriebe bieten 
Geldspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit an – in der Summe knapp 
30 Geräte. Allein im Betrieb „Club Lounge Déjà Vu“ sind durch räum-
liche Trennung mehrerer Gaststättenkonzessionen neun Geldspiel-
geräte mit Gewinnmöglichkeit aufgestellt. 39  


Darüber hinaus sind im Standortumfeld weitere Mindernutzungen 
wie Betriebe mit Sex-Live-Show (Treff Punkt), ein Domina-Studio 
(Studio LC), Internet-Cafés, Imbissstuben etc. angesiedelt.  


Abbildung 15  Besatz an der Friedrich-Wilhelm-Straße 


 
Quelle: Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  


Parallel zur Friedrich-Wilhelm-Straße verläuft die Bruchstraße, eine 
regional bekannte Bordellstraße.  


In der Zusammenschau kann festgehalten werden, dass das Stand-
ortumfeld der Friedrich-Wilhelm-Straße die Prägung einer Vergnü-
gungsmeile in der Innenstadt Braunschweigs hat.  


In der jüngeren Vergangenheit gab es im Rahmen des Landespro-
gramms „QIN“ eine Quartiersinitiative durch Zusammenschluss der 
Kaufleute und Immobilieneigentümer, um das Friedrich-Wilhelm-
Viertel in der Angebotsqualität und im Image zu verbessern bzw. 
strukturelle und stadträumliche Aufwertungen zu erzielen. Nach 
Ablaufen des QIN-Programms nimmt der Bereich teil an weiteren 
bundesweiten Modellprogrammen (KiQ – Kooperation im Quartier).  


Die Nutzungen entlang der Friedrich-Wilhelm-Straße strahlen wei-
terhin auf die angrenzenden Stadtbereiche aus. Dies reicht insbe-
sondere über den Friedrich-Wilhelm-Platz, die Straße Bruchtor bis 


                                                             
38  Bis Sept. 2011 hieß der Betrieb Bierpub Labyrinth. 
39   Je Gaststätte dürfen maximal drei Geldspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit 


aufgestellt werden 
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zur Südstraße. Allein für die Südstraße lagen zum Erhebungszeit-
punkt März 2011 zwei Bauanträge für Spielhallen vor.  


Abbildung 16 Südstraße 


 
Quelle: Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  


Im Standortumfeld, insbesondere am Gieseler sowie am Kalenwall 
liegen weiterhin wichtige Tanzlokale, Clubs bzw. Diskotheken, die 
das nächtliche Leben in Braunschweig prägen. Zu nennen sind ins-
besondere die Diskotheken Merz, Schwanensee, 420 Fieber, Cave 
Noir, The Lindbergh Palace, Eight Monkeys und Der Salon.  


In der Gesamtbetrachtung hat sich im dargestellten Suchraum eine 
Art Vergnügungsviertel für die Stadt Braunschweig entwickelt. Da-
bei gibt es kleinere Standortbereiche, an denen sich die Angebote 
bündeln: Spielhallen, Eckkneipen und Imbissstuben an der Friedrich-
Wilhelm-Straße und Diskotheken/Clubs am Gieseler und Kalenwall.  


 


9.9.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Mit der vorhandenen Prägung eines Vergnügungsviertels sind aus 
Betreibersicht die Standortvoraussetzungen für die Ansiedlung wei-
terer Vergnügungsstätten als sehr gut zu werten.  


 


9.9.3 Städtebauliche Bewertung 


Im Hinblick auf die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten darf nicht 
verkannt werden, dass die vorhandene Nutzungsstruktur im inner-
städtischen Kontext eine weitgehend legitime und für den hiesigen 
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Nutzungsmix einer Großstadt auch erforderliche Funktion eines 
Angebots an Vergnügungsstätten hat. Dies gilt, auch wenn mit den 
genannten Prägungen - insbesondere entlang der Friedrich-
Wilhelm-Straße - ein klarer Trading-Down-Prozess bis hin zu Funkti-
onsverlusten einhergeht. 


Ein Komplettausschluss von Vergnügungsstätten im Standortum-
feld der Friedrich-Wilhelm-Straße würde an der städtebaulichen 
Realität vorbeigehen, da allein aufgrund der dichten Bestandssitua-
tion eine grundlegende Abkehr freizeitorientierter Nutzungsformen 
nicht zu erwarten ist. Entsprechend gilt es, die Ansiedlung von Ver-
gnügungsstätten im Standortbereich nicht zu verbannen, sondern 
vielmehr stadtverträglich zu gestalten. Daher kann ein Komplett-
ausschluss genausowenig in Frage kommen wie die allgemeine Zu-
lässigkeit von Vergnügungsstätten. Im ersten Fall würde die fakti-
sche Situation verkannt werden; der zweite Fall würde definitiv zu 
zusätzlichen Abwärtstendenzen führen und das Quartier noch wei-
ter negativ in Bewegung bringen. Eine Zulässigkeit im Ausnahmefall 
ist daher die einzige Option. Die Kriterien dafür sollen in der Be-
gründung zum Bebauungsplan verankert werden. Pauschale Radien, 
die zur Verhinderung der negativen Agglomerationswirkungen von 
Vergnügungsstätten festgesetzt werden, sind hierfür nicht das ge-
eignete (und auch nicht das rechtssichere) Instrument. In der Prü-
fung der Zulässigkeit muss zwingend die reale Situation betrachtet 
werden: Wo sind Sichtbereiche, Sichtbeziehungen, Laufbeziehun-
gen? Wenn unter diesen Vorgaben von einer Massierung von Ver-
gnügungsstätten auszugehen ist, ist das ein Kriterium für Missstän-
de, die durch weitere Sachverhalte forciert werden können wie z. B. 
hohe Leerstandsquoten, strukturelle Defizite bei vorhandenen Nut-
zungen oder mangelhafter baulicher Zustand von Gebäuden und 
öffentlichen Straßen.  


Nachdem dieser Zustand im Standortbereich allerdings bereits vor-
liegt, ist nicht davon auszugehen, dass mit den genannten baupla-
nungsrechtlichen Regelungen zur Zulässigkeit im Ausnahmefall 
weitere Vergnügungsstätten resp. Spielhallen hinzukommen kön-
nen. Bildlich gesprochen „ist das Fass voll“ und jede weitere Ver-
gnügungsstätte würde es zum Überlaufen bringen. Das heißt trotz 
der ausnahmsweisen Zulässigkeit werden keine weiteren Vergnü-
gungsstätten insbesondere Spielhallen/Wettbüros zugelassen wer-
den können. 


 


9.9.4 Zusammenfassende Bewertung  


Zusammenfassend können im Standortumfeld folgende städtebau-
lich relevanten Kriterien bei der Standortprüfung zum Tragen kom-
men:  


 Auslösen oder Verstärken von Trading-Down-Prozessen  
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 Immissionskonflikte 


Die relevante Vorprägung lässt einen kategorischen Ausschluss von 
Vergnügungsstätten, insbesondere Spielhallen/Wettbüros nicht zu, 
die ausnahmsweise Zulässigkeit derselben soll in bestimmten Berei-
chen ermöglicht werden.  


 


9.10 Suchraum 8: Haupteinkaufsbereiche/Fußgängerzonen 


9.10.1 Lage und Profil 


Die wichtigsten Hauptgeschäftsbereiche verlaufen in Nord-Süd-
Richtung entlang der Straßenzüge Sack/Schuhstraße/Burgpassage 
und in West-Ost-Richtung entlang der Poststraße/Hutfiltern/ 
Damm. Diese Lagen sind durch die großen Kaufhäuser (Karstadt an 
der Schuh- und Poststraße) sowie durch die großen Filialisten der 
typischen 1a-Lagen (New Yorker, Deichmann, C & A, TK Maxx, 
Peek & Cloppenburg, H & M) geprägt. Abgesehen von der Gestaltung 
des öffentlichen Raums, insbesondere der Abfolge von Skulpturen, 
sowie verschiedener lokalspezifischer Gastronomieangebote unter-
scheiden sich diese Hauptfußgängerzonen im Besatz nicht wesent-
lich von Fußgängerzonen in vergleichbar großen Städten.  


Im Umfeld des Kohlmarkts formt das historische Ambiente die Lage 
-insbesondere die Sichtbeziehung in Richtung der Traditionsinsel 
Altstadtmarkt prägt den öffentlichen Raum.  
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Abbildung 17  Blick vom Kohlmarkt in Richtung Altstadtmarkt 


 
Quelle: Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  


Entsprechendes gilt für den Platzraum Sack/Vor der Burg. Die histo-
rische Kulisse sowie die direkte Verknüpfung zur Traditionsinsel 
Burgplatz prägen den mit einem Brunnen bestandenen kleinen 
Platz. Abgerundet wird das Angebot durch attraktive Angebote der 
Außengastronomie.  







A. Braunschweiger Innenstadt   88 


 


 


Abbildung 18  Blick in die Straße Vor der Burg in Richtung Burgplatz 


 
Quelle: Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  


In den Randlagen Schild, Neue Straße, Schützenstraße, Stephan-
straße, Kattreppeln sind die Ladenlokale im Einzelhandel kleiner und 
spezialisierter. Weiterhin wird der Einzelhandel zunehmend durch 
ergänzende Dienstleistungs- (z. B. Reisebüro, Versicherungen, Fri-
seure, Handyläden etc.) und Gastronomieangebote unterbrochen.  


Aufgrund der vorhandenen Nutzungsstruktur sowie des histori-
schen Ambientes verbietet sich für die Fußgängerbereiche im Um-
feld des Burgplatzes, Domplatzes und Langer Hof für die Zulässig-
keit aller Arten von Vergnügungsstätten.  
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Abbildung 19 Fußgängerzonen/Passagen in der Innenstadt 


 
Quelle: ALK Stadt Braunschweig, Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  
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9.10.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Die Haupteinkaufslagen sind allein aufgrund ihrer Fußgängerfre-
quenzen für Standortnachfrager von hohem Interesse.  


 


9.10.3 Städtebauliche Bewertung 


Die Hauptfußgängerzonen mit den großen Filialisten sind stabile 
innerstädtische Einkaufslagen. Es ist nicht davon auszugehen, dass 
mit der Ansiedlung einer Spielhalle oder eines Wettbüros negative 
Strukturveränderungen ausgelöst werden. Allerdings muss zwin-
gend sichergestellt sein, dass die city-typische Reihung des Ge-
schäftsbesatzes im Erdgeschoss nicht durch die nach innen orien-
tierten Spielhallen/Wettbüros durch verhangene oder zugeklebte 
Schauseiten unterbrochen wird. Die für eine Innenstadtlage emi-
nent wichtige durchgehende Lauflage würde, bei Belegung des Erd-
geschosses durch eine Spielhalle/ein Wettbüro, unterbrochen; eine 
Beeinträchtigung der Qualität wäre die Folge. Insoweit kann in den 
Hauptfußgängerzonen ausschließlich die ausnahmsweise Zulässig-
keit in den Ober- oder Untergeschossen in Frage kommen. Die Erd-
geschosslage muss zwingend dem Einzelhandel, der Gastronomie 
und den publikumsbezogenen Dienstleistern vorbehalten bleiben.  


Die Beschränkung auf die Ober- und Untergeschosse gilt allerdings 
nicht für die bereits beschriebenen Freizeit-Center ohne Geldspiel-
geräte mit Gewinnmöglichkeit. Sie öffnen sich regelmäßig zum 
Straßenraum und binden ihn, meist über ein gastronomisches An-
gebot, ein. Eine Unterbrechung der Lauflagen ist durch diese Nut-
zungsart nicht gegeben. Allerdings soll auch diese Nutzung nur aus-
nahmsweise zulässig sein, da eine maßgebliche Prägung der Ein-
kaufsbereiche durch diese Form zwingend verhindert werden muss.  


Bei den genannten Zulässigkeiten sollen aufgrund des historischen 
Ambientes der Kohlmarkt sowie der Platzraum Sack/Vor der Burg 
ausgenommen sein. Vergnügungsstätten sollen in diesen Bereichen 
insgesamt ausgeschlossen werden (Beeinträchtigung des Straßen-
bildes). 


In den Randlagen Neue Straße/Stephanstraße sollen ebenfalls keine 
Zulässigkeiten ermöglicht werden, da hier die Einzelhandelssituati-
on zunehmend sensibel ist und mit der Zulässigkeit eine Verdrän-
gung von Geschäftslagen (auch bei Nutzung der Obergeschosse) 
nicht auszuschließen ist. Darüber hinaus dominiert in diesen Lagen 
weitgehend die Wohnnutzung in den Obergeschossen. Nutzungs- 
respektive Immissionskonflikte mit Spielhallen/Wettbüros sind zu 
erwarten.  


Die Burgpassage soll frei von allen Arten von Vergnügungsstätten 
bleiben. Sie würden im hier vorherrschenden Nutzungsgefüge als 
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Fremdkörper wahrgenommen werden. Entsprechendes gilt für die 
Schlossgalerie. Zur Packhofpassage vgl. Kap. 9.5.3. 


 


9.10.4 Zusammenfassende Bewertung  


Im Ergebnis kommen folgende städtebaulichen Kriterien zum Tra-
gen:  


 Verschiebung im Bodenpreisgefüge und Verdrängungseffekt in 
den zentralen Einkaufslagen 


 Auslösen oder Verstärken von Trading-Down-Prozessen 
 Beeinträchtigung des Straßenbilds 
 Immissionskonflikte 
 Konflikte mit sensiblen Nutzungen 
 Unterbrechung von Lauflagen in zentralen Einkaufsbereichen  
 Fehlende Einbindung in das Nutzungsgefüge 
 Imagefaktoren, die sich negativ auf die Wohnqualität auswirken 
 
Diese Kriterien greifen nicht überall in den zentralen Einkaufslagen 
gleichermaßen. Entsprechend können bestimmte ausnahmsweise 
Zulässigkeiten formuliert werden.  
 


9.11 Zusammenfassende Darstellung 


Im Ergebnis der Gesamtprüfung können die in der folgenden Dar-
stellung dokumentierten ausnahmsweisen Zulässigkeiten in der 
Braunschweiger Innenstadt ermöglicht werden.  


In den dargestellten Standortbereichen ist nicht mit negativen städ-
tebaulichen Auswirkungen von ausreichendem Gewicht zu rechnen, 
wenn die Kriterien der ausnahmsweisen Zulässigkeit eingehalten 
werden (vgl. Kap. 7). 


Dies bedeutet je nach Ergebnis der Einzelprüfung, dass pro Stand-
ortumfeld in der Regel nur eine Spielhalle/Wettbüro angesiedelt 
werden kann. Wenn bereits eine oder mehrere Spielhallen vorhan-
den sind, wird demnach keine weitere Spielhalle angesiedelt wer-
den können. Zum Beispiel bedeutet dies für das Friedrich-Wilhelm-
Viertel, dass maximal eine weitere Spielhalle/Wettbüro in der Süd-
straße entstehen könnte. Alle weiteren Standortbereiche (insbes. 
Friedrich-Wilhelm-Straße) sind bereits „überfüllt“. Erst wenn mehre-
re Spielhallen hier den Betrieb wieder aufgegeben haben, würde die 
ausnahmsweise Zulässigkeit für eine weitere Spielhalle/ein Wettbü-
ro wieder greifen.  


Alle vorhandenen Vergnügungsstätten, die sich nicht in den ge-
kennzeichneten Bereichen zur ausnahmsweisen Zulässigkeit befin-
den, werden bei Umsetzung der Bauleitplanung auf ihren Bestands-
schutz reduziert. Das heißt mittel- bis langfristig werden sie an die-
sem Standort nicht mehr bestehen.  
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Abbildung 20 Steuerungskonzept für die Innenstadt 


 
Quelle:  ALK Stadt Braunschweig, Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  
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10 Steuerungskonzept für weitere Standortbereiche im 
Stadtgebiet 


Die Erfahrung zeigt, dass mit einer Reglementierung von Vergnü-
gungsstätten im zentralen Innenstadtbereich die verstärkte Suche 
nach Standortalternativen seitens der Betreiber auf alle Bereiche im 
Stadtgebiet ausgedehnt wird. Weiterhin hat sich die Standortpräfe-
renz aus den zentralen Lagen hin zu gut erreichbaren, gewerblich 
geprägten Bereichen verlagert. 


Dies ist auch dadurch belegt, dass Betreiber vermehrt nach Standor-
ten in Gewerbegebieten, vorwiegend in der Umgebung von Fast-
Food-Gastronomie und möglichst an hoch frequentierten Straßen 
suchen. Die hier angestrebte Größenordnung liegt regelmäßig weit 
über der Flächenzahl von 100 qm, ab der Vergnügungsstätten als 
kerngebietstypisch einzustufen sind und betrifft demnach vorwie-
gende die Mehrfachspielhallen. Die Verteilung von Spielhallen im 
Stadtgebiet von Braunschweig macht deutlich, dass diese veränder-
ten Standortpräferenzen hier bereits ihren Niederschlag gefunden 
haben.  


 


11 B. Wendebrück 


11.1 Lage und Profil 


Der Standortbereich Wendebrück im Stadtbezirk Wenden-Thune-
Harxbüttel befindet sich in unmittelbarer Nähe zur Autobahn A 391 
mit direkter Auf- und Abfahrt. Parallel zur L 625 verlaufen Bahnglei-
se. Der Bahnhof Wenden-Bechtsbüttel wird nur noch als Verlade-
bahnhof für schweres Bundeswehrgerät und zeitweise für Zucker-
rüben genutzt. Eine große Fläche zwischen Autobahn A 391 und der 
L 625 ist durch das Möbelhaus Möma und dem Domäne Einrich-
tungsmarkt belegt. Innerhalb des Dreieckes Am Bockelsberg, Haupt-
straße und Wendebrück liegt das Sport- und Tagungshotel Quality 
Hotel Seminarius mit 78 Zimmern. Westlich an der Straße Am Pott-
kamp liegt ein Gebiet mit überwiegender Bebauung von Einfamili-
enhäusern, an das sich mehrere Sportplätze anschließen.  
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Abbildung 21 Standortbereich Wendebrück 


 
Quelle:   Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


 


11.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Die Spielhallen neueren Typs mit mehreren Konzessionen finden 
sich entsprechend der oben genannten Standortpräferenzen vor-
wiegend in gut erreichbaren Gewerbegebieten mit Nähe zu Han-
delseinrichtungen. Aus Betreibersicht bietet der Standortbereich 
Wendebrück aufgrund der guten autoorientierten Erreichbarkeit 
und direkten Anbindung an die Autobahn A 391 und der L 625 gute 
Voraussetzungen. Entsprechendes kann künftig für Wettbüros gel-
ten.  


 


11.3 Städtebauliche Bewertung 


Im Bereich Wendebrück liegt mit dem Hotel Quality Seminarius eine 
sensible Nutzung vor. Das Hotel bietet neben Unterkunft auch 
Räume für Tagungen, Konferenzen sowie Familienfeiern. In Hotel-
umgebung liegen sowohl betrieblich genutzte Wohnungen als auch 
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kleinere Gewerbebetriebe. Gewerbliche Trading-Down-Prozesse 
werden vor diesem Hintergrund durch die Ansiedlung einer Spiel-
halle/eines Wettbüros in diesem Bereich voraussichtlich zu erwar-
ten sein. 


Für die im westlichen Teil Wendebrück liegenden Wohnnutzungen 
sind Immissionskonflikte zu erwarten. 


Aufgrund der heterogenen Nutzungsmischung sowie der Prägung 
durch Handelsunternehmen unterschiedlicher Qualität im östlichen 
Bereich Wendebrück sind gewerbliche Trading-Down-Effekte nicht 
grundsätzlich zu erwarten. Mit der weitgehenden Prägung durch 
Handel (insbesondere Möbelhandel) in diesem östlichen Bereich ist 
hier nicht davon auszugehen, dass mit der Zulässigkeit von Vergnü-
gungsstätten Verschiebungen im Bodenpreisgefüge zu erwarten 
sind. Insoweit kann hier die Zulässigkeit von Spielhallen/Wettbüros 
unter bestimmten Voraussetzungen eingeräumt werden.  


 


11.4 Zusammenfassende Bewertung 


Zusammenfassend können folgende städtebaulich relevanten Krite-
rien bei der Standortprüfung zum Tragen kommen: 


 Gewerbliche Trading-Down-Prozesse (Hotelumfeld) 
 Bodenrechtliche Spannungen  
 Immissionskonflikte 


Diese städtebaulichen Kriterien treffen allerdings nicht für den ge-
samten Suchraum zu. Für einen räumlich begrenzten Standort kann 
eine ausnahmsweise Zulässigkeit in Frage kommen. Dies betrifft 
den Fachmarktstandort südlich der L 625. Eine bauplanungsrechtli-
che Zulässigkeit für Vergnügungsstätten kann im Standortumfeld 
der hier ansässigen Fachmärkte erfolgen. Es ist nicht davon auszu-
gehen, dass mit der ausnahmsweisen Zulässigkeit einer Spielhalle/ 
eines Wettbüros der Standort insgesamt negativ in Bewegung ge-
bracht wird; bodenrechtliche Spannungen sind aufgrund der Han-
delsprägung nicht zu erwarten. Für den Betreiber bietet der Stand-
ort aufgrund der Autobahnnähe und guter Wahrnehmbarkeit gute 
Standortvoraussetzungen. 


Die dennoch vom sonstigen Siedlungskörper abgehängte Lage so-
wie der Umstand, dass mit dem Möbelhaus westlich der L 625 der 
neuere Standort besteht, zeigt, dass der Standort nicht beispielge-
bend für die übrigen Entwicklungsschwerpunkte des großflächigen, 
zentrenunschädlichen Einzelhandels in Braunschweig ist- 
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Abbildung 22  Ausnahmsweise Zulässigkeit von kerngebietstypischen 
Spielhallen/ Wettbüros (grün) am Standort „Wendebrück-
Ost“ (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


Es wird empfohlen, einen Planungsbeschluss für die Aufstellung 
eines Bebauungsplans zu fassen, für den Bereich des Entwicklungs-
schwerpunkts für großflächigen zentrenverträglichen Einzelhandel 
„Wendebrück“. Im östlichen Bereich kann die ausnahmsweise An-
siedlungsmöglichkeit einer Spielhalle/eines Wettbüros festgesetzt 
werden.   
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12 C. Hafen/Hansestraße/Gifhorner Straße 


12.1 Lage und Profil 


Prägend für den auf den Stadtbezirk Veltenhof/Rühme konzentrier-
ten Standortbereich Hafen/Hansestraße/Gifhorner Straße ist der 
Mittellandkanal mit dazugehörigem Hafenbereich und die Auto-
bahn A 2. Das Gebiet kann in drei Bereiche aufgeteilt werden: ein 
Gebiet nordwestlich des Mittellandkanals, eines zwischen Mittel-
landkanal und der A 391 und ein Gebiet südöstlich der A 391. 


Nordöstlich des Mittellandkanals liegt das noch nicht vollständig 
erschlossene Gewerbegebiet Waller See und ein Gewerbegebiet mit 
großflächigen Betrieben, wie z. B. die Firma U.P.R. Fensterwerk. An 
der Christian-Pommer-Straße liegen Betriebe aus verschiedenen 
Bereichen, wie mehrere Unternehmen des Blumengroßhandels, 
Maschinen und -ersatzteile sowie Speditionen.   


Der Hafen liegt in dem Gebiet zwischen Mittellandkanal und der 
A 391 und hafennah liegen Gewerbegebiete mit großflächigen Be-
trieben wie z. B. die Braunschweiger Kunststoffwerke Neoplastik, 
Toshiba, die Pianofortefabrik Grotrian-Steinweg, Lagerhallen des 
Möbelhandels Möma sowie mehrere Logistikbetriebe. Zwischen 
Ernst-Böhme-Straße und der A 391 liegen zahlreiche große Einzel-
handelsbetriebe wie z. B. ehem. Marktkauf, Porta, Ikea und Bahr 
Bau- und Gartenmarkt. Südlich schließt sich hier der Stadtteil Vel-
tenhof mit überwiegender Wohnbebauung an. Zwischen der Han-
sestraße und der A 2 befinden sich zahlreiche Gewerbebetriebe un-
terschiedlicher Größe, Schnellrestaurants und Kfz-Handlungen wie 
z. B. Brinkmann Caravan. 
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Abbildung 23 Standortbereich C. Hafen/Hansestraße/Gifhorner Straße 
(ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


Im Gebiet südöstlich der A 391 befindet sich entlang der Autobahn 
ein breiter Grünstreifen. Die Gifhorner Straße ist durch Mehrfamili-
enhäuser mit großzügigen Grundstücken geprägt. Vereinzelt sind 
sich hier auch autonahe Betriebe, wie beispielsweise ein Ge-
brauchtwagen- und ein Wohnmobilhändler angesiedelt. Zwischen 
dem oben erwähnten Grünstreifen und den rückwärtigen Gärten 
der Häuser an der Gifhorner Straße liegen unbebaute Grundstücke. 
Entlang der Gifhorner Straße verläuft eine Stadtbahntrasse.  


 


12.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Das Gebiet bietet aus Betreibersicht aufgrund der guten autoorien-
tierten Erreichbarkeit und direkten Anbindung an Autobahnen und 
Kreisstraßen zunächst gute Voraussetzungen. Auch die Nutzungen 
im Standortumfeld, insbesondere im östlichen Teil der Hansestraße, 
entsprechen dem regelmäßig nachgefragten Profil für Spielhallen. 
Entsprechendes kann künftig für Wettbüros gelten.  


Die Flächen nordwestlich des Mittellandkanals sowie zwischen Mit-
tellandkanal und der A 391 sind aus Betreibersicht weniger geeignet. 
Mit der etwas abseitigen Lage mitten in einem Hafen- und Gewer-
begebiet entsprechen diese Flächen eher nicht den Standortanfor-
derungen für Vergnügungsstätten.  
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Insgesamt ist die Standortgunst für den Bereich Hafen/Hanse-
straße/Gifhorner Straße vorwiegend im östlichen Bereich der Han-
sestraße/Gifhorner Straße als gut bis sehr gut zu bewerten.  


 


12.3 Städtebauliche Bewertung 


Aufgrund der Nutzungsmischung sowie der Prägung durch gewerb-
liche Unternehmen und Handelsunternehmen unterschiedlicher 
Qualität sind gewerbliche Trading-Down-Effekte nicht grundsätzlich 
zu erwarten. Allerdings ist zu beachten, dass die Lagen für den Ein-
zelhandel, insbesondere im Standortumfeld der südlichen Hanse-
straße mit dem Ankerbetrieb IKEA, herausragend sind. Hinsichtlich 
der prägenden Wirkung von Spielhallen/Wettbüros und im Hinblick 
auf die Sicherung der sehr guten Lage für nicht-zentrenrelevanten 
Einzelhandel kann der Standort südliche Hansestraße für die An-
siedlung von Spielhallen/Wettbüros nicht in Betracht gezogen wer-
den. Diese Flächen sollen entsprechend dem Standortkonzept zum 
Einzelhandel40 prioritär der großflächigen, nicht-zentrenrelevanten 
Einzelhandelsnutzung vorbehalten bleiben.  


Nördlich der Hansestraße hat sich Gewerbe entwickelt, welches 
weitgehend frei von großflächigem Einzelhandel ist. Es ist nicht 
auszuschließen, dass mit der Zulässigkeit von Vergnügungsstätten 
bodenrechtliche Spannungen ausgelöst werden; insbesondere da 
die hier liegenden Betriebe teilweise sehr großflächig sind und die 
flächenbezogene Produktivität deutlich unterhalb derjenigen von 
Spielhallen/Wettbüros liegt.  


Der nordwestlich des Mittellandkanals liegende Teilbereich kann 
aufgrund seiner weitgehend industriellen und großflächigen Prä-
gung sowie der bauleitplanerischen Ausweisung als Industriegebiet 
(GI) nicht für Vergnügungsstätten in Frage kommen.  


Für die südöstlich der A 391 und Gifhorner Straße liegenden Wohn-
nutzungen kommen Vergnügungsstätten auch in den Randberei-
chen nicht in Frage.  


 


12.4 Zusammenfassende Bewertung 


Zusammenfassend ist festzuhalten, dass aufgrund der genannten 
Gründe folgende städtebaulich relevanten Kriterien bei der Stand-
ortprüfung zum Tragen kommen: 


 Bodenrechtliche Spannungen 
 Gewerbliche Trading-Down-Prozesse 
 Immissionskonflikte 


                                                             
40   Standortkonzept zum Einzelhandel zentrale Versorgungsbereiche, Ergänzung 


2010, Braunschweig 2010 
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Weiterhin sollen die herausragenden Handelslagen aufgrund der 
Ziele des Standortkonzepts nicht mit anderen Nutzungen belegt 
werden.  
Trotz der generellen Unverträglichkeiten innerhalb des Suchraums 
wurde eine Fläche identifiziert, für die die genannten städtebauli-
chen negativen Auswirkungen nicht zwingend zum Tragen kom-
men.  


Zwischen Hansestraße und A 391 kann direkt gegenüber der Auto-
bahnabfahrt Hansestraße die ausnahmsweise Zulässigkeit ermög-
licht werden.   


Immissionskonflikte mit der östlich liegenden Wohnnutzung sind 
zwar nicht auszuschließen, können aber über die Bauleitplanung 
koordiniert werden. Alternativ kann ein genauer Nachweis der Ein-
haltung des Schallschutzes im Rahmen einer Bauvoranfrage bzw. 
des Bauantrags über einen Schallgutachter zulasten des Antrags-
stellers erfolgen.  


Im Hinblick auf die Zulässigkeit soll eine Differenz erfolgen: Wäh-
rend direkt an der Hansestraße an der Anschlussstelle BS-
Hansestraße aufgrund der vorhandenen Prägung (Kleingewerbe, 
Autohaus, Schnellrestaurant) kerngebietstypische Spielhallen/ 
Wettbüros ausnahmsweise zulässig sein können, sollen entlang der 
Gifhorner Straße mit der nutzungsgemischten Prägung ausschließ-
lich nicht-kerngebietstypische Spielhallen/ Wettbüros ausnahms-
weise zulässig sein.   


Für den Betreiber bietet der Standort aufgrund der guten Verkehrs-
anbindung und der Wahrnehmung von der Straße gute Standort-
voraussetzungen.  
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Abbildung 24 Ausnahmsweise Zulässigkeit von kerngebietstypischen 
(dunkelgrün) und nicht-kerngebietstypischen (hellgrün) 
Spielhallen/Wettbüros am Standort Hansestraße (ohne 
Maßstab) 


 


Quelle:   Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 
Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


13 D. Peterskamp 


13.1 Lage und Profil 


Südlich der Autobahn A 2 liegt der Suchraum Peterskamp im Stadt-
bezirk Hondelage, der westlich von einem Waldgebiet bzw. land-
wirtschaftlichen Nutzflächen und östlich vom Querumer Forst be-
grenzt wird. Durch landwirtschaftlich genutzte Flächen wird der 
Bereich in einen westlichen und einen östlichen Bereich geteilt. Im 
westlichen Bereich liegen hauptsächlich gewerblich genutzte Flä-
chen und einige Mehrfamilienhäuser. Der größte gewerbliche Be-
trieb in diesem Bereich ist das Unternehmen Begemanns Mietlift, 
das mobile Hubarbeitsbühnen vermietet. Am Möwenweg liegt eine 
Tennisschule mit mehreren Hallenplätzen. Im östlichen Teil befindet 
sich eine gewerblich geprägte Bebauung; betriebszugehörige Woh-
nungen und kleinere gewerbliche Einheiten wechseln sich ab. Hier 
vertretene Branchen sind z. B. Wuttke Containerdienst, ein Kfz-
Handel und ein Unternehmen des Straßen- und Tiefbaus. Zwischen 
den Straßen Birkhahnweg, Hegerdorfstraße und Peterskamp befin-
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den sich mehrere unbebaute Grundstücke, teilweise direkt an der 
Autobahn.   


Abbildung 25 Standortbereich Peterskamp 
(ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, 


Darstellung Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 
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13.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Der Teilbereich Peterskamp bietet aus Betreibersicht aufgrund der 
direkten Anbindung an die Kreisstraßen K 32 und K 33 zunächst 
grundsätzlich gute Voraussetzungen. Die typischen Nachbarnut-
zungen im Standortumfeld (Einzelhandel, Tankstelle, Schnellrestau-
rant) sind nicht vorhanden, sodass hier nicht von Synergien für 
Betreiber ausgegangen werden kann. Auf der anderen Seite ist mit 
der Merkur-Spielothek am Autohof Lehre-Wendhausen im Gemein-
degebiet von Lehre, an der Ausfahrt Braunschweig-Ost eine direkte 
Konkurrenz vorhanden, die im Grundsatz die Autobahnkunden ab-
greift. Synergien zum Standort Peterskamp sind aufgrund der um-
ständlichen Wegverknüpfung zwischen beiden Standorten nicht zu 
erwarten. 


Insgesamt ist danach die Standortgunst nur als befriedigend zu wer-
ten.  


 


13.3 Städtebauliche Bewertung 


Mit der auf „klassische“ Gewerbebetriebe ausgerichteten Nutzungs-
struktur ist aktuell von einem stabilen Bodenpreisgefüge auszuge-
hen. Mit der Zulässigkeit von Vergnügungsstätten ist zu erwarten, 
dass bodenrechtliche Spannungen über veränderte Renditeerwar-
tungen an die Grundstücke, d. h. Ungleichgewichte im Bodenpreis-
gefüge, entstehen können.  


Nachdem der Suchraum insgesamt auch mit privilegierten Wohn-
nutzungen durchsetzt ist, muss davon ausgegangen werden, dass 
Immissionskonflikte hinsichtlich der nächtlichen An- und Abfahrtge-
räusche nur schwer zu koordinieren sein wird.  


 


13.4 Zusammenfassende Bewertung 


Zusammenfassend können folgende städtebaulich relevanten Krite-
rien bei der Standortprüfung zum Tragen kommen: 


 Bodenrechtliche Spannungen  
 Immissionskonflikte 


Grundsätzlich ist festzuhalten, dass der Standortbereich, insbeson-
dere aufgrund vorhandener Betriebswohnungen sowie zu erwar-
tender bodenrechtlicher Spannungen für die Ansiedlung von Spiel-
hallen/Wettbüros nicht in Frage kommen kann.  
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14 E. Hamburger Straße 


14.1 Lage und Profil 


Der Standortbereich Hamburger Straße schließt sich an die Gifhor-
ner Straße an und reicht bis zum Rebenring im Stadtbezirk Nord-
stadt. Innerhalb dieses Bereichs liegen ein Werk der Volkswagen AG, 
das Braunschweiger Stadion und eine Anschlussstelle der A 392. 
Gegenüber dem Werk der Volkswagen AG, das aus mehreren gro-
ßen Gebäuden und Hallen besteht, liegt eine Kleingartenkolonie. In 
direkter Stadionnähe liegen Parkplatzflächen und weitere Sportan-
lagen wie Fußball- und Tennisplätze. Weiter südlich befinden sich 
zahlreiche mehrgeschossige Wohnungsbauten entlang verschiede-
ner Nebenstraßen der Hamburger Straße. In Höhe der Anschluss-
stelle zur A 392 liegt das Werk der Schmalbach Lubeca AG, einem 
Unternehmen der Verpackungsmittelindustrie. Auf der anderen 
Straßenseite befinden sich ein real-Markt und mehrere kleine Ge-
werbeunternehmen, die dem Wassersport zuzurechnen sind sowie 
ein Schnellrestaurant McDonald’s. In dem Karree der Straßen Zum 
Ölpersee, Uferstraße und Hamburger Straße liegen das Schützen-
haus mit Schützenplatz sowie mehrere Kleingartenparzellen und 
Wald- und Wiesenflächen. Hier befinden sich freizeitorientierte 
Nutzungen wie ein Bowling-Center, ein Kinder Fun Park und eine 
Soccer Halle. Integriert in das Bowling-Center befindet sich die 
Spielhalle „Strike“ mit insgesamt 32 Geldspielgeräten mit Gewinn-
möglichkeit (S 24). Weiterhin befindet sich im Standortumfeld die 
kleinere Spielhalle Money Games mit zwölf Geldspielgeräten mit 
Gewinnmöglichkeit (S 30). Diese Spielhalle war bei der Begehung 
(vorübergehend?) geschlossen.  


Zwischen der Hamburger Straße/Mittelweg befindet sich ein großes 
Areal der Braunschweiger Zeitung. Auf der westlichen Seite liegen 
ein großer Autohändler, ein Heizkraftwerk sowie eine Kleingarten-
anlage.  
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Abbildung 26 Standortbereich Hamburger Straße (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


 


14.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Die Hamburger Straße ist als eine der größten Stadteinfallstraßen 
sehr interessant für Standortbetreiber von Spielhallen und ggf. 
Wettbüros. Insbesondere sind die Flächen nahe der Autobahnan-
schlussstelle Hamburger Straße aufgrund der guten Erreichbarkeit 
und Einsehbarkeit sehr gut geeignet. Die Nutzungen im Umfeld wie 
Einzelhandel, Schnellrestaurant, Bowling-Center, Gastronomie und 
Tankstelle entsprechen zudem auch dem regelmäßig nachgefragten 
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Profil. Unbebaute Grundstücksflächen scheinen in dem Bereich des 
Schützenplatzes verfügbar zu sein. Der Standort ist autoorientiert. 
Insgesamt liegt hier eine sehr gute Standorteignung vor. Die weite-
ren Standortbereiche sind nur bedingt geeignet.  


 


14.3 Städtebauliche Bewertung 


Grundsätzlich ist anzustreben, die Umgebung des Stadions und der 
Sportstätten frei von Vergnügungsstätten aller Art zu halten. Diese 
Standorte sind in ihrer Sportprägung und Familienorientierung viel 
zu sensibel, als dass hier Vergnügungsstätten zulässig sein sollen. 
Vielmehr ist davon auszugehen, dass Vergnügungsstätten einen 
faktischen Fremdkörper der Nutzungsstruktur darstellen würden - 
mit einer problematischen Prägung der gesamten angrenzenden 
Nutzungen. Aufgrund der weitgreifenden Flächennutzung durch 
das Volkswagenwerk und das Braunschweiger Stadion bieten sich 
für eine Nutzung durch Spielhallen/Wettbüros im Wesentlichen die 
Gebiete an der Hamburger Straße im Bereich der Autobahnan-
schlussstelle an.  


Mit der Zulässigkeit von Einzelhandel in bestimmten Standortberei-
chen ist davon auszugehen, dass Erwartungen an erhöhten Boden-
renditen nur in diesen Bereichen vorliegen. Mit der Maßgabe, die 
Zulässigkeit von Vergnügungsstätten an die einzelhandelsrelevan-
ten Bereiche zu koppeln, liegt ein Kriterium vor, das sicherstellt, dass 
über die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten keine mittel- bis 
langfristigen Verschiebungen im Bodenpreisgefüge erfolgen. Die 
Ansiedlung einer Spielhalle/eines Wettbüros wird dann nicht maß-
geblich für Bodenpreiserhöhungen sein. Bodenrechtliche Spannun-
gen sind damit nur eingeschränkt zu erwarten. 


Im weiteren südlichen Verlauf der Hamburger Straße steht die Nut-
zungsart Spielhalle/Wettbüro im Konflikt zu den angrenzenden 
Wohnnutzungen. Zulässigkeiten sollen hier nicht ermöglicht wer-
den.   


 


14.4 Zusammenfassende Bewertung 


Zusammenfassend kommen von den genannten städtebaulichen 
Kriterien folgende Punkte in Betracht:  


 Fehlende Einbindung in das Nutzungsgefüge (insbes. im Bereich 
der Sportstätten) 


 Bodenrechtliche Spannungen 
 Immissionskonflikte 


Aufgrund der Situation rund um das Stadion und die Sportstätten, 
der noch unbeeinflussten Bodenwerte und der zu erwartenden bo-
denrechtlichen Spannungen kann sich eine Zulässigkeit von Spiel-
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hallen/Wettbüros nur auf den Bereich zwischen der Hamburger 
Straße und der Autobahnanschlussstelle beschränken. Hier liegen 
auch sehr gute Bedingungen für Standortnachfrager vor.  


Abbildung 27 Ausnahmsweise Zulässigkeit von kerngebietstypischen 
Spielhallen (grün) am Standort „Hamburger Straße“ (ohne 
Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, 


Darstellung Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 
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15 F. Volkmaroder Straße/Petzvalstraße 


15.1 Lage und Profil 


Der Suchraum Volkmaroder Straße/Petzvalstraße im Bezirk Wa-
be/Schunter/Beberbach wird westlich begrenzt von der Bevenroder 
Straße und östlich von den Grundstücken der Petzvalstraße; er be-
inhaltet im Wesentlichen das Gewerbegebiet Gliesmarode. In die-
sem Gewerbegebiet liegen neben dem Staatlichen Gewerbeauf-
sichtsamt die Ewe GmbH (Armaturen) und die Schnabel Metall-
drücktechnik GmbH sowie mehrere Baustoffhandlungen. An der 
Berliner Straße befindet sich ein real-SB-Warenhaus. Westlich an-
grenzend liegen Gewerbehöfe mit Kfz-Betrieben (Werkstätten, Au-
tohändler, Zubehör), Fitnessstudios, einem Möbelhandel sowie wei-
teren Handwerksbetrieben. An der Bevenroder Straße liegen ein 
Aldi-Markt, ein Lidl sowie ein Autohaus.  


Abbildung 28 Löwen Play Casino an der Berliner Straße 


 
Quelle: Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  


Direkt an der Berliner Straße befindet sich der größte Spielhallen-
standort in Braunschweig. Verteilt auf acht Konzessionen werden 
hier 60 Geldspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit angeboten  







F. Volkmaroder Straße/Petzvalstraße   109 


 


 


Abbildung 29 Standortbereich Volkmaroder Straße/Petzvalstraße  
(ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


 


15.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Aus Betreibersicht entsprechen die Flächen an der Berliner Straße 
den Standortkriterien von Spielhallen und ggf. Wettbüros am ehes-
ten. Eine gute Erreichbarkeit in Verbindung mit einer guten Einseh-
barkeit an einer großen Einfallstraße ist für Betreiber sehr attraktiv. 
Die Nähe zum Einzelhandel - hier das SB-Warenhaus real - ist eben-
falls positiv zu bewerten.  


 


15.3 Städtebauliche Bewertung 


Aufgrund der heterogenen Nutzungsmischung sowie der Prägung 
durch Handels- und Dienstleistungsunternehmen unterschiedlicher 
Qualität sind Trading-Down-Effekte nicht grundsätzlich zu erwar-
ten.  


Abgesehen von einem Aldi-Markt, einem Lidl und dem Autohaus an 
der Bevenroder Straße sowie einem Getränkemark an der Petz-
valstraße ist der gesamte nördliche Bereich im Standortumfeld der 
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Volkmaroder Straße frei von Einzelhandelseinrichtungen. Zur Siche-
rung der gewerblichen Struktur soll eine Zulässigkeit von Spielhal-
len/Wettbüros hier nicht ermöglicht werden.  


Anders verhält es sich mit dem Bereich direkt an der Berliner Straße. 
Mit dem real-Markt, den Kfz-Betrieben, Fitness-Studio sowie dem 
Möbelhandel liegt hier eine disperse Struktur vor, in der die Zuläs-
sigkeit von Spielhallen/Wettbüros nicht grundlegend zu städtebau-
lichen Unverträglichkeiten führen würde.   


 


15.4 Zusammenfassende Bewertung 


Zusammenfassend kann für den Bereich Volkmaroder Stra-
ße/Petzvalstraße folgendes städtebauliches Kriterium zum Tragen 
kommen: 


 Bodenrechtliche Spannungen. 


Dies trifft nicht für die Flächen direkt an der Berliner Straße zu. Hier 
kann die ausnahmsweise Zulässigkeit in direkter Nachbarschaft zu 
dem real-Markt ermöglicht werden.  


Abbildung 30 Ausnahmsweise Zulässigkeit von kerngebietstypischen 
Spielhallen/ Wettbüros (grün) am Standort „Berliner Stra-
ße“ (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 
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16 G. Celler Straße-Nord/Hildesheimer Straße 


16.1 Lage und Profil 


Der Standortbereich Celler Straße/Hildesheimer Straße lässt sich in 
vier Abschnitte teilen: Gewerbe- und Handelsgebiet Varrentrapp-
straße, Gewerbegebiet Sudetenstraße, Gewerbe- und Handelsgebiet 
Hildesheimer Straße und Gewerbegebiet Julius-Konegen-Straße. 


Im Gewerbe- und Handelsgebiet Varrentrappstraße befinden sich 
zahlreiche Unternehmen des Einzelhandels wie Praktiker, Lidl, Hein 
Gericke Mode, Staples-Büro-Megamarkt, mehrere Gebrauchtwa-
genhändler sowie ein Unternehmen des Holzhandels. Im Gewerbe-
gebiet Sudetenstraße haben sich ein Etap Hotel und Conrad Electro-
nic angesiedelt. An der Hildesheimer Straße liegt ein großer Bau-
markt (Bauhaus). Darüber hinaus dominieren mehrere Autohäuser 
die Sudetenstraße bereits so weitgehend, dass im Grundsatz von 
einer „Automeile“ die Rede sein kann. Das Gewerbegebiet Julius-
Konegen-Straße ist im Wesentlichen durch die Bühler AG belegt, 
einem international tätigen Technologiekonzern aus der Schweiz. 
Dieser auch gesamtstädtisch bedeutende Gewerbestandort wird 
östlich der Julius-Konegen-Straße durch einen Wohnstandort er-
gänzt.  


Weiterhin sind die Gewerbegebiete Ölper (Hinter dem Turme) und 
Lehndorf (Saarbrückener Straße) zu erwähnen. Das Gewerbegebiet 
Ölper liegt weitgehend isoliert und ist frei von Einzelhandelseinrich-
tungen. Lehndorf grenzt an die Braunschweiger Westtangente und 
ist ansonsten durch Wohnnutzungen eingerahmt.  
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Abbildung 31 Standortbereich Celler Straße/Hildesheimer Straße 
(ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


 


16.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Die Spielhallen neueren Typs mit mehreren Konzessionen (und 
künftig ggf. Wettbüros) finden sich entsprechend der bereits ge-
nannten Standortpräferenzen vorwiegend in Gewerbegebieten und 
hier möglichst in Nachbarschaft zu gut erschlossenen Einzelhan-
delslagen. Das Gewerbegebiet Varrentrappstraße ist besonders att-
raktiv, da hier der Einzelhandel und die gute Erreichbarkeit in her-
ausragender Form gegeben sind. Aus Betreibersicht ist der Standort 
im Bereich der Varrentrappstraße/Celler Straße demnach als sehr 
gut zu bewerten. Als gute bis befriedigende Lage kann das Stand-
ortumfeld der Sudetenstraße gewertet werden. Die Handelseinrich-
tungen beschränken sich in diesem Bereich weitgehend auf Auto-
häuser und stellen damit nicht abschließend das bevorzugte Stand-
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ortumfeld dar. An der Hildesheimer Straße sind mit dem großen 
Baumarkt (Bauhaus) der Aral-Tankstelle und dem Aldi-Markt auf 
dem Gelände der Roggenmühle durchaus attraktive Nachbarn für 
Spielhallen- Wettbürobetreiber vorhanden. Auch die direkte Abfahrt 
von der Westtangente und die damit einhergehende gute Erreich-
barkeit machen den Standort attraktiv. Der Bereich Roggenmühle 
und die nördlich angrenzenden Gewerbeflächen sowie die 
Grundstücke auf der Südseite der Hildesheimer Straße können für 
Betreiber demnach sehr interessant sein.  


 


16.3 Städtebauliche Bewertung 


Aufgrund der Nutzungsmischung sowie der Prägung durch gewerb-
liche Unternehmen und Handelsunternehmen unterschiedlicher 
Qualität sind in keinem der genannten Bereiche gewerbliche Tra-
ding-Down-Effekte zu erwarten. 


Mit der auf Handelsunternehmen ausgerichteten Nutzungsstruktur 
ist im Standortumfeld der Varrentrappstraße von einem erhöhten 
Bodenpreisgefüge auszugehen, das durch herkömmliche Betriebe 
bereits heute nicht mehr nachgehalten werden kann. Von weiter-
gehenden bodenrechtliche Spannungen ist in diesem Standortum-
feld nicht auszugehen.   


Das Standortumfeld der Sudetenstraße sollte dem vorhandenen 
Profil der „Automeile“ vorbehalten bleiben. Die Ansiedlung einer 
Spielhalle/eines Wettbüros würde hier wie ein Fremdkörper wirken 
und den Nutzungszusammenhang stören. Auch sind hier boden-
rechtliche Spannungen nicht auszuschließen, denn der Autohandel 
ist aufgrund seiner besonderen Standortanforderungen nicht dem 
klassischen Einzelhandel zuzuordnen. Eine dem „klassischen“ Ein-
zelhandel vergleichbare Flächenproduktivität wird hier in der Regel 
nicht erreicht.  


Die Flächen im Standortumfeld der Hildesheimer Straße sind im 
Hinblick auf die Einzelhandelsnutzung, insbesondere als Ziel für den 
Einzelhandel zu werten. Die Lagen sind für den Einzelhandel insbe-
sondere im Standortumfeld des Baumarkts und auf dem Gelände 
der Roggenmühle (nördlich durch einen Aldi-Markt belegt) nicht 
zuletzt aufgrund der herausragenden Verkehrsanbindung für den 
Einzelhandel sehr gut. Im Hinblick auf die Sicherung dieser Lagen für 
nicht-zentrenrelevanten Einzelhandel kann der Standort Hildeshei-
mer Straße für die Ansiedlung von Spielhallen/Wettbüros nicht in 
Betracht gezogen werden. Diese Flächen sollen entsprechend dem 
Standortkonzept zum Einzelhandel prioritär der großflächigen, 
nicht-zentrenrelevanten Einzelhandelsnutzung vorbehalten bleiben. 
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Dieses Ziel wurde bereits im Zentrenkonzept 2003 formuliert und ist 
im aktuellen Zentrenkonzept erneut belegt.41 


Die Flächen der Bühler AG sowie die durch Wohnen dominierten 
Bereiche sollen aus naheliegenden Gründen nicht für die Ansiedlung 
von Vergnügungsstätten aller Art vorgesehen werden.  


Die weiteren und vom Einzelhandel freien Gewerbeflächen können 
aufgrund zu erwartender bodenrechtlicher Spannungen für die An-
siedlung von Spielhallen/Wettbüros nicht in Frage kommen.  


 


16.4 Zusammenfassende Bewertung 


Zusammenfassend können folgende städtebaulich relevanten Krite-
rien bei der Standortprüfung zum Tragen kommen:  


 Bodenrechtliche Spannungen  
 Fehlende Einbindung in das Nutzungsgefüge 
 Immissionskonflikte 


Diese Kriterien treffen allerdings nicht durchgehend für den gesam-
ten Suchraum zu. In einem bestimmten Standortbereich im Umfeld 
der Varrentrappstraße kann hier eine ausnahmsweise Zulässigkeit 
von Vergnügungsstätten ermöglicht werden.  


                                                             
41   Standortkonzept zum Einzelhandel zentrale Versorgungsbereiche, Ergänzung 


2010, Braunschweig 2010 
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Abbildung 32 Ausnahmsweise Zulässigkeit von kerngebietstypischen 
Spielhallen/Wettbüros (grün) am Standort „Var-
rentrappstraße“ (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


Die Zulässigkeit bleibt auf das direkte Einzelhandelsumfeld be-
schränkt, sodass bodenrechtliche Spannungen grundlegend ausge-
schlossen werden können. Insgesamt ist nicht davon auszugehen, 
dass die ausnahmsweise Zulässigkeit einer Spielhalle/eines Wettbü-
ros dazu führt, den Bereich insgesamt negativ zu prägen.  
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17 H. Münchenstraße/Westbahnhof/Frankfurter 
Straße/Friedrich-Seele-Straße/Theodor-Heuss-Straße 


17.1 Lage und Profil 


Der Standortbereich Münchenstraße/Westbahnhof/Frankfurter 
Straße/Friedrich-Seele-Straße/Theodor-Heuss-Straße gliedert sich in 
die Gewerbegebiete Pippelweg/Broitzemer Straße, Westbahnhof/ 
Büchnerstraße, das Gewerbe- und Handelsgebiet Frankfurter-/Otto-
von-Guericke-Straße und die Gewerbegebiete Theodor-Heuss-
Straße sowie Friedrich-Seele-Straße/Marienberger Straße. 


Weiterhin umfasst der Suchraum den Bereich Am Alten Bahnhof/ 
Ekbertstraße. 







H. Münchenstraße/Westbahnhof/Frankfurter Straße/Friedrich-Seele-
Straße/Theodor-Heuss-Straße   117 


 


 


Abbildung 33 Standortbereich Münchenstraße/West-
bahnhof/Frankfurter Straße/Friedrich-Seele-
Straße/Theodor-Heuss-Straße (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


Das Gewerbegebiet Westbahnhof/Büchnerstraße befindet sich der-
zeit in einer Umbruchsituation. Mit Hilfe von EU-Fördermitteln soll 
das Gebiet bis zum Jahr 2013 saniert und aufgewertet werden. Eine 
verkehrstechnische Anbindung an die Münchenstraße sowie eine 
deutliche Verkleinerung des städtischen Betriebshofs am West-
bahnhof sind geplant. Brachen sollen in zeitgemäße Gewerbeflä-
chen umgewandelt werden, ferner sind Freizeiteinrichtungen, ein 
Mehrgenerationenpark sowie in unmittelbarer Nähe neue Wohn-
formen vorgesehen. Aktuell dominieren kleinere Gewerbebetriebe 
das Gebiet.    
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Das Gewerbe- und Handelsgebiet Frankfurter-/Otto-von-Guericke-
Straße hat einen Schwerpunkt im Einzelhandel. An der Frankfurter 
Straße liegen beispielsweise ein Hornbach Bau- und Gartenmarkt, 
ein Staples Büro-Megamarkt, eine Mercedes-Benz-Niederlassung, 
Handel mit Polster-Möbeln und einige kleinere Handelsbetriebe. An 
der Otto-von-Guericke-Straße befinden sich das SB-Warenhaus Real, 
eine Teppich- und Tapetenhandlung, ein Gartencenter, der Bau-
markt Max Bahr und das Dänische Bettenlager.  


Im Abschnitt Am Alten Bahnhof/Ekbertstraße, der in den Bereich um 
die Frankfurter Straße übergeht, sind einige größere Firmen wie 
beispielsweise Brillux Farben zu finden; ansonsten überwiegt eine 
kleinteilige und heterogene Baustruktur.  


Das Gewerbegebiet Pippelweg/Broitzemer Straße liegt auf der nörd-
lichen Seite der Münchenstraße und reicht bis an die A 391. Hier be-
findet sich als Unternehmen des Einzelhandels ein großer Boss Mö-
belmarkt, mehrere Unternehmen des Fruchtimports sowie Lanico 
Maschinenbau. Im Gewerbegebiet Friedrich-Seele-Straße sind Un-
ternehmen wie Schimmel-Pianos, Telekom, die UHER Informatik 
Braunschweig, die MIAG Fahrzeugbau GmbH, die Connexus GmbH, 
die Setron GmbH, die BOREK Kommunikation GmbH und die Archiv 
Verlag GmbH, die DEVIL Computer Vertriebs GmbH sowie weitere 
kleine Unternehmen ansässig.  


Im Gewebegebiet Friedrich-Seele-/Marienberger Straße befinden 
sich wenige große Unternehmen, insbesondere DHL-Logistik und 
mehrere kleinere Firmen wie Kfz-Reparaturen, Kurierdienste, u. ä.  


Das Gewerbegebiet Theodor-Heuss-Straße ist eines der hochwer-
tigsten Gewerbegebiete in der Stadt Braunschweig. Mit Unterneh-
men der IT-Branche und Versicherungen liegt eine Standortqualität 
für Dienstleistungs- und F+E Unternehmen vor.  


Im Suchraum liegen die Spielhallen Casino Lounge mit drei Konzes-
sionen (S 10) sowie die Spielhalle Manhattan (S 14) mit einer Konzes-
sion.  


 


17.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Insgesamt können aus Betreibersicht zwei attraktive Abschnitte 
identifiziert werden: Das Gewerbe- und Handelsgebiet Frankfurter 
Straße/Otto-von-Guericke-Straße und das Gewerbegebiet Pippel-
weg/Broitzemer Straße.  


Der Standort Gewerbegebiet Pippelweg/Broitzemer Straße liegt 
direkt an der Autobahnanschlussstelle Braunschweig-Weststadt. 
Die Nähe zum Einzelhandel, hier Boss Möbelmarkt, weist auf gute 
Voraussetzungen hin.  
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Der Standort Gewerbe- und Handelsgebiet Frankfurter-/Otto-von-
Guericke-Straße befindet sich in der Nähe der Autobahnanschluss-
stelle Braunschweig-Gartenstadt und liegt im Gewerbegebiet Frank-
furter Straße. In diesem Bereich sind wie oben beschrieben viele 
Firmen des Einzelhandels angesiedelt - also typische Standortnach-
barn insbesondere für Spielhallen. Der südliche Teil der Fabrikstraße 
befindet sich derzeit in einer Umbruchsituation. Architektonisch 
gelungenen Gebäuden wie dem Bosch-Gebäude stehen Gewerbe-
treibende aus dem Bereich Kfz-Reparaturen, Gebrauchtwagen ge-
genüber. Hier könnte sich auch eine Perspektive für Spielhallen/ 
Wettbüros entwickeln.  


Beiden Gebieten gemein ist demnach die sehr gute Erreichbarkeit 
aufgrund der direkten Lage an einer Autobahnanschlussstelle und 
dadurch auch eine gute Einsehbarkeit.  


Weiteren Lagen sind aus Betreibersicht eher suboptimal: Zum einen 
aufgrund der jeweils etwas abseitigen Lage, aber auch aufgrund des 
Gewerbemixes, der nicht dem regelmäßig nachgefragten Standort-
umfeld von Spielhallen und ggf. Wettbüros entspricht.  


 


17.3 Städtebauliche Bewertung 


Die Nutzungsmischung sowie die Prägung durch unterschiedliche 
Gewerbe- und Handelsunternehmen lassen gewerbliche Trading-
Down-Effekte in den geeigneten Bereichen nicht erwarten.  


Mit Zulässigkeit von Vergnügungsstätten wären in den Bereichen 
Pippelweg/Broitzemer Straße und Frankfurter-/Otto-von-Guericke-
Straße zwar grundsätzlich keine Verschiebungen im Bodenpreisge-
füge zu erwarten, gleichwohl ist der Einzelhandel hier sehr domi-
nant und sollte in dieser Prägung gemäß Zentrenkonzept auch gesi-
chert werden. Die Flächen Gewerbe- und Handelsgebiet Frankfurter-
/Otto-von-Guericke-Straße sind im Kontext zur Lagegunst für den 
Einzelhandel zu sehen. Das heißt die Standortfaktoren sind für den 
Einzelhandel extrem günstig. Hier sollen die Flächen in erster Priori-
tät dem großflächigen, nicht-zentrenrelevanten Einzelhandel vor-
behalten sein. Dieses Ziel war bereits im Zentrenkonzept 2003 for-
muliert und ist im aktuellen Zentrenkonzept erneut belegt.42 Die 
Zulässigkeit von Spielhallen soll in diesem Nutzungskontext nicht in 
Frage kommen.  


Im Bereich der Fabrikstraße sind durch die heute schon vorhandene 
Bebauung unterschiedlichen Niveaus ebenfalls kaum weitere Span-
nungen im Bodenpreisgefüge zu erwarten. Die Prägung und Nut-
zung ist sehr dispers, gewerbliche Trading-Down-Effekte sind nicht 
zu erwarten.  


                                                             
42   Standortkonzept zum Einzelhandel zentrale Versorgungsbereiche, Ergänzung 


2010, Braunschweig 2010 
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Im Gewerbegebiet Pippelweg/Broitzemer Straße ist mit der hetero-
genen Nutzungsmischung kein eindeutiges Profil erkennbar, das bei 
der Ansiedlung einer Spielhalle/eines Wettbüros gewerbliche Tra-
ding-Down-Prozesse erwarten lässt. Auch eine Sicherung bzw. Wei-
terentwicklung der Einzelhandelsnutzung kann nicht belegt wer-
den. Eine ausnahmsweise Zulässigkeit kann hier demnach in Frage 
kommen.  


Das Gewerbegebiet Theodor-Heuss-Straße ist mit der vorhandenen 
Nutzung (F+E, Büro und Dienstleistung) zu sensibel und in der Qua-
lität viel zu hoch einzustufen, als dass am Standort die Zulässigkeit 
von Vergnügungsstätten in Frage kommen kann.  


Das Gewerbegebiet Friedrich-Seele-Straße/Marienberger Straße 
weist eine sehr homogene und rein gewerbliche Nutzungsstruktur 
auf. Hier sind z. T. sehr flächenintensive Betriebe angesiedelt. Bo-
denrechtlichen Spannungen wären bei der Zulässigkeit von Vergnü-
gungsstätten zu erwarten.  


Eine rein gewerbliche Struktur liegt auch im Gebiet Westbahnhof/ 
Büchnerstraße vor. Aufgrund der bisher eher isolierten Lage ist das 
Gewerbegebiet weiterhin nur sehr eingeschränkt geeignet für die 
Ansiedlung von Vergnügungsstätten.  


 


17.4 Zusammenfassende Bewertung 


Zusammenfassend können folgende städtebaulich relevanten Krite-
rien bei der Standortprüfung zum Tragen kommen:  


 Bodenrechtliche Spannungen  
 Immissionskonflikte 


Bodenrechtliche Spannungen sind in den Bereichen Pippelweg/ 
Broitzemer Straße und Frankfurter Straße/Fabrikstraße weitgehend 
auszuschließen. Immissionskonflikte können auftreten, der Immis-
sionsschutz kann über die Bauleitplanung bzw. im Baugenehmi-
gungsverfahren voraussichtlich koordiniert werden.  
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Abbildung 34 Ausnahmsweise Zulässigkeit von kerngebietstypischen 
Spielhallen/Wettbüros (grün) am Standort Pippelweg/ 
Broitzemer Straße (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 
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Abbildung 35 Ausnahmsweise Zulässigkeit von kerngebietstypischen 
Spielhallen/Wettbüros (grün) am Standort Frankfurter 
Straße/Fabrikstraße (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 
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18 I. Hauptbahnhof/Postgelände 


18.1 Lage und Profil 


Das Areal wird begrenzt durch die Wolfenbütteler Straße, den Hein-
rich-Büssing-Ring, die B 248, die Schillstraße, Am Hauptgüterbahn-
hof und die Gleisanlagen. Kernstück ist der Hauptbahnhof mit um-
fangreichen Gebäuden und Gleisanlagen. In Bahnhofsnähe liegt die 
Braunschweiger Hauptpost mit zahlreichen Gebäuden und Logistik-
einrichtungen. Das Gelände soll umstrukturiert werden und ist der-
zeit unter dem Titel „BraWoPark“ in der Planung. Das aktuelle Nut-
zungskonzept umfasst 19.000 qm Bürofläche für die Volksbank, die 
Stadt Braunschweig und die Post als Hauptmieter. Gleichzeitig wird 
Raum geschaffen für verschiedene Fachmärkte und ein SB-
Warenhaus.  


Abbildung 36 Standortbereich Hauptbahnhof/Postgelände /Heinrich-
Büssing-Ring (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


Inmitten des Standortbereichs Hauptbahnhof/ Postgelände/ Hein-
rich-Büssing-Ring liegt ein Werk der Siemens AG mit Verwaltungs-
gebäuden. An der Ackerstraße und Seitenstraßen liegt mehrge-
schossige Wohnbebauung.  


Neben den Ladenlokalen im Bahnhofsgebäude gibt es Einkaufsmög-
lichkeiten an der Helmstedterstraße/Ackerstraße und an der Borsig-
straße (je eine Lidl-Filiale), ein Rewe-Center und kleinere Ladenlokale 
im Gebäudekomplex am Berliner Platz 1 sowie einen Biomarkt im 
Heinrich-Büssing-Hof. Eine Tankstelle und ein Schnellrestaurant 
liegen an der Helmstedterstraße/Ackerstraße.  


Im Standortumfeld liegt die Merkur Spielothek (S 27) mit vier Kon-
zessionen, das Playhouse (S 26) mit ebenfalls vier Konzessionen so-
wie das Maximum (S5) mit einer Konzession. Des Weiteren lagen 
zum Erhebungszeitpunkt zwei Bauvoranfragen für Spielhallen vor.  
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18.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Aus Betreibersicht ist der Standortbereich Hauptbahnhof/ Post-
gelände/ Heinrich-Büssing-Ring grundsätzlich geeignet, da mit den 
hohen Frequenzen am Bahnhof und im Bahnhofsumfeld Laufkun-
den erreicht werden können. Weiterhin sind der Bahnhof und das 
Bahnhofsumfeld schon fast „klassisch“ interessant für Betreiber von 
Spielhallen und Wettbüros. Dies hängt mit den regelmäßig hohen 
Frequenzen sowie der häufig verfügbaren Wartezeit am Bahnhof 
zusammen.   


Inwieweit innerhalb des „BraWoPark“ mit seinem Mix aus Verwal-
tung und Einzelhandel günstige Standortbedingungen vorherrschen 
kann aktuell nicht abschließend beantwortet werden; das Nut-
zungskonzept steht noch nicht abschließend fest. Sollte hier eine 
Fachmarktagglomeration entstehen gilt dies selbstverständlich 
auch als Indiz für die Attraktivität des Standorts für Spielhallen und 
ggf. Wettbüros.  


Weiterhin kann ein Standort an der Ackerstraße/Helmstedter Straße 
als attraktiv gewertet werden. Hier sind bereits die typischen Nach-
barnutzungen (Einzelhandel, Tankstelle, Schnellrestaurant) existent. 
Der Standort ist allerdings räumlich sehr begrenzt und verfügbare 
Flächen sind nicht vorhanden.  


 


18.3 Städtebauliche Bewertung 


Mit der Ansiedlung einer Spielhalle/eines Wettbüros in der direkten 
Umgebung des „BraWoParks“ kann der Bereich ggfs. negativ in Be-
wegung gebracht werden; die weitere Vermarktung der Flächen 
kann dadurch für attraktive Standortnachfrager erschwert werden. 
Ein gewerblicher Trading-Down-Effekt ist je nach Nutzungskonzept 
zu erwarten. 
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Abbildung 37  Hauptbahnhof Braunschweig 


 
Quelle: Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  


Mit der aktuellen Nutzungsstruktur kann in dem Bereich Haupt-
bahnhof/Postgelände/Heinrich-Büssing-Ring von einem stabilen 
Bodenpreisgefüge ausgegangen werden.  


 


18.4 Zusammenfassende Bewertung 


Zusammenfassend können folgende städtebaulich relevanten Krite-
rien bei der Standortprüfung zum Tragen kommen:  


 Ggfs. Trading-Down-Effekte 
 Immissionskonflikte 


Bei einer möglichen Ansiedlung von Spielhallen/Wettbüros im „Bra-
WoPark“ ist gegebenenfalls mit Trading-Down-Effekten zu rechnen.  


Bei Standorten an der Ackerstraße/Helmstedter Straße ist durch die 
Nähe zur Wohnbebauung mit Immissionskonflikten zu rechnen; der 
Immissionsschutz muss aufgrund des voraussichtlichen 24-h-Be-
triebs überprüft und sichergestellt werden.  


Im Hinblick auf die vorhandenen Spielhallen am Heinrich-Büssing-
Ring/Berliner Platz und die damit einhergehende Prägung ist darauf 
zu verweisen, dass ein Komplettausschluss von Vergnügungsstätten 
in diesem Standortumfeld an der städtebaulichen Realität vorbei-
gehen würde. Entsprechend gilt es, die Ansiedlung von Vergnü-
gungsstätten im Standortbereich nicht zu verbannen, sondern viel-
mehr stadtverträglich zu gestalten. Eine Zulässigkeit im Ausnahme-
fall ist daher die folgerichtige Option. Dabei ist darauf zu verweisen, 
dass mit der vorhandenen Anzahl an drei Spielhallen mit insgesamt 
zehn Konzessionen (zuzüglich der Spielhalle im HBF mit weiteren 
zwei Konzessionen) das Standortumfeld bereits maßgeblich durch 
Spielhallen geprägt ist.  
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Abbildung 38 Ausnahmsweise Zulässigkeit von kerngebietstypischen 
Spielhallen/Wettbüros (grün) am Heinrich-Büssing-Ring/ 
Berliner Platz (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


Im Hinblick auf die ausnahmsweise Zulässigkeit ist davon auszuge-
hen, dass eine weitere Ansiedlung den Standort noch weiter negativ 
in Bewegung bringen bzw. die aktuell städtebaulich unbefriedigen-
de Situation weiter verfestigen würde.  


D. h., im Grundsatz ist eine ausnahmsweise Zulässigkeit möglich, in 
der Realität werden aber keine weiteren Spielhallen/Wettbüros zu-
gelassen werden können. Erst wenn eine oder mehrere der Be-
stands-Spielhallen nicht mehr vorhanden sein sollten, kann davon 
ausgegangen werden, dass eine dann neu in Betrieb gehende Spiel-
halle keine wesentlichen negativen städtebaulichen Auswirkungen 
nach sich ziehen würde.  
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19 J. Gewerbe- und Handelsgebiet Mascheroder 
Weg/Senefelder Straße 


19.1 Lage und Profil 


Das Gewerbe- und Handelsgebiet Mascheroder Weg/Senefelder 
Straße liegt östlich des Stadtteils Stöckheim und direkt an der Auto-
bahn A 395. Die Senefelder Straße ist von der Autobahnausfahrt 
Braunschweig-Stöckheim über die Landstraße 616 zu erreichen. Hier 
liegen im vorderen Bereich Einzelhandelsunternehmen wie Bau-
haus, Kaufland, Möbel Hohmann oder Adler-Textilien. Im rückwärti-
gen Bereich des Gewerbegebiets sind Firmen wie Maul Druck oder 
Fischer Bau zu finden.  


Ferner befindet sich südlich des Mascheroder Wegs das Helmholtz-
Zentrum, eine bundesweit und international bedeutende biotech-
nologische Forschungseinrichtung.  
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Abbildung 39 Standortbereich Senefelderstraße (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


 


19.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Das Gewerbegebiet Senefelder Straße bietet aus Betreibersicht auf-
grund der allgemein guten Erreichbarkeit und direkten Anbindung 
an die Autobahn A 395 gute Voraussetzungen. Der vorhandene Ein-
zelhandel ermöglicht Synergien zur Spielhallennutzung und ggf. zu 
Wettbüros. Insgesamt liegt eine gute bis sehr gute Standorteignung 
vor.  


 







J. Gewerbe- und Handelsgebiet Mascheroder Weg/Senefelder Straße   129 


 


 


19.3 Städtebauliche Bewertung 


Mit dem vorhandenen Einzelhandel ist davon auszugehen, dass die 
Ansiedlung einer Spielhalle/eines Wettbüros nicht maßgebend für 
Bodenpreiserhöhungen sein wird; bodenrechtliche Spannungen 
sind zumindest im näheren Umfeld der Handelseinrichtungen, d. h. 
nördlich der K 79 (Mascheroder Weg) nicht zu erwarten. Durch die 
disperse gewerbliche Struktur ist nicht von gewerblichen Trading-
Down-Prozessen auszugehen. Andererseits handelt es sich bei den 
Einzelhandelsflächen direkt am Mascheroder Weg um wertvolle 
Sondergebietsflächen, die im Rahmen der Bauleitplanung als SO-
Gebiet für großflächigen Einzelhandel gesichert sind. Die Gewich-
tung dieser Flächen ist allerdings nicht vergleichbar mit der Einzel-
handelsagglomeration z. B. an der Hansestraße. Entsprechend wird 
empfohlen, zwar eine ausnahmsweise Zulässigkeit zu gewähren, 
allerdings ausschließlich für nicht-kerngebietstypische Vergnü-
gungsstätten. Dies ist auch im Hinblick auf die Größe und Lage des 
Stadtteils gerechtfertigt: Der Einzugsbereich des Spielbetriebs kann 
und soll sich nicht auf die gesamte Stadt, sondern vielmehr auf den 
Stadtteil beziehen. Gegebenenfalls kann mit dieser Zulässigkeit 
auch erreicht werden, dass sich für die vorhandene Spielhalle im 
ungleich sensibleren Quartierszentrum von Stöckheim die Standort-
voraussetzungen verändern und eine Verlagerung des Spielbetriebs 
erreicht wird.  


 


19.4 Zusammenfassende Bewertung 


Zusammenfassend können folgende städtebaulich relevante Krite-
rien bei der Standortprüfung zum Tragen kommen:  


 Ggfs. Bodenrechtliche Spannungen (südl. der K 79) 
 Ggfs. Immissionskonflikte 


Für den Betreiber bieten die Standorte entlang des Mascheroder 
Wegs wegen der guten Verkehrsanbindung und der Wahrnehmung 
von der Einfallstraße aus gute Standortvoraussetzungen. Eine pla-
nungsrechtliche Zulässigkeit sollte zur Vermeidung bodenrechtli-
cher Spannungen nur im Standortumfeld der Einzelhandelslagen 
erfolgen (nördlich des Mascheroder Wegs), beschränkt sich aber 
aufgrund der einzelhandelsrelevanten Sondergebietsfläche und 
aufgrund der Größe und Lage des Stadtteils auf nicht-kerngebiets-
typische Vergnügungsstätten.  
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Abbildung 40 Ausnahmsweise Zulässigkeit von nicht-
kerngebietstypischen Spielhallen/Wettbüros (grün) am 
Standort Stöckheim (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 







K. Celler Straße/Weißes Ross   131 


 


 


20 K. Celler Straße/Weißes Ross 


20.1 Lage und Profil 


Entlang der Celler Straße erstreckt sich das Quartierszentrum Celler 
Straße/Weißes Ross und wird vom Neustadtring gekreuzt. Das Ein-
kaufszentrum Weißes Ross mit ca. 6.000 qm Einzelhandelsfläche, 
1.300 qm Gastronomie- und Praxisflächen sowie 300 Stellplätzen 
liegt direkt an der Celler Straße und prägt den Einzelhandelsstand-
ort. Zwischen Amalienstraße und Neustadtring befindet sich ein 
kleiner Park mit dem Amalienplatz. An der Celler Straße sind außer-
dem zahlreiche Ladenlokale des Einzelhandels sowie Anbieter von 
Dienstleistungen angesiedelt. Im „Standortkonzept Zentrale Ver-
sorgungsbereiche“ ist der Bereich als Stadtteil-A-Zentrum klassifi-
ziert.  
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Abbildung 41 Quartierszentrum Celler Straße/Weißes Ross (ohne Maß-
stab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


 


20.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Im Grundsatz ist jede integrierte Lage mit Einzelhandelsbesatz inte-
ressant für Betreiber von Spielhallen/Wettbüros. Gute Lagequalitä-
ten in Quartierszentren sind für eine Spielhalle/ein Wettbüro nur 
dann vorhanden, wenn der Stellplatznachweis gelingen kann. Dies 
könnte problematisch sein. Mit dem Einkaufszentrum hat das 
Standortumfeld eine relevante Einzelhandelsprägung, die für Betrei-
ber vor allem im direkten Umfeld oder dem Obergeschoss des EKZ 
sehr interessant ist.  
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20.3 Städtebauliche Bewertung 


Das Quartierszentrum weist aktuell eine vergleichsweise stabile 
Struktur und heterogene Mischung aus Einzelhandel, Dienstleis-
tung, Gastronomie und Wohnen auf. Trading-Down-Prozesse sind 
nur bedingt erkennbar, wenngleich die Qualität der Ladenlokale 
nicht immer der Lagegunst gerecht wird. Zumindest erscheint der 
Standortbereich zunächst so stabil, dass die ausnahmsweise Zuläs-
sigkeit zur Diskussion stehen kann.  


Auf der anderen Seite ist zu bedenken, dass im Bereich des angren-
zenden westlichen Ringgebiets (Förderkulisse „Soziale Stadt“) mas-
sive soziale Ungleichgewichte erkennbar sind. In  den Wohnsiedlun-
gen gehört die Bewohnerschaft mehrheitlich einer sozial schwachen 
Klientel an. Es ist davon auszugehen, dass diese soziale Disposition 
sehr stark mit den bodenrechtliche Kriterien verschränkt ist und 
bodenrechtliche Spannungen auch im Hinblick auf die Sozialstruk-
tur zu bewerten sind. Die Situation der sozialen Ungleichgewichte 
im Umfeld der Celler Straße muss demnach zwingend auch in die 
Erwägungen zur Zulässigkeit von Vergnügungsstätten einbezogen 
werden. Zwar nicht dahingehend, dass eine Suchtprävention wegen 
des hohen Anteils sozial benachteiligter Menschen im Vordergrund 
steht, vielmehr ist davon auszugehen, dass mit der Ansiedlung von 
Vergnügungsstätten (insbes. Spielhallen) ein Trading-Down-Effekt 
bzw. ein „Umkippen“ eines Standortbereichs sehr viel schneller und 
vor allem konsequenter erfolgt, als dies in sozial eher ausgewoge-
nen Stadtteilen der Fall wäre. Damit ist an die Zulässigkeit von Ver-
gnügungsstätten entlang der Celler Straße ein deutlich höherer 
Maßstab anzulegen als in einem sozial ausgeglichenen Umfeld.  


 


20.4 Zusammenfassende Bewertung 


Zusammenfassend können die folgenden städtebaulich relevanten 
Kriterien bei der Standortprüfung zum Tragen kommen:  


 Ggfs. Immissionskonflikte 
 Trading-Down-Prozesse 


Immissionskonflikte können zwar im Rahmen der Baugenehmigung 
koordiniert werden, durch Spielhallen/Wettbüros ausgelöste Tra-
ding-Down-Prozesse sind aber nicht auszuschließen. Vor diesem 
Hintergrund wird empfohlen im Quartierszentrum der Celler Straße 
eine ausnahmsweise Zulässigkeit von nicht-kerngebietsypischen 
Spielhallen/ Wettbüros ausschließlich im Norden des Quartierszent-
rums, d.h. im und im Umfeld des Einkaufszentrums, zuzulassen.  


hohe Gefahr von Trading-Down 


aufgrund sozialer Disparitäten 
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Abbildung 42 Ausnahmsweise Zulässigkeit von nicht-kerngebiets-
typischen Spielhallen/Wettbüros (grün) am Standort Cel-
ler Straße/ Weißes Ross (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


 


21 L. Quartierszentrum Elbestraße 


21.1 Lage und Profil 


Das Quartierszentrum Elbestraße liegt an der gleichnamigen Straße 
in der Weststadt. Dort befindet sich ein kleineres Einkaufszentrum 
mit Supermarkt, Bäcker, Drogeriemarkt, Bekleidung, usw. Im Ein-
kaufszentrum gibt es die nicht-kerngebietstypische Spielhalle Magic 
mit neun Geldspielgeräten. Im „Standortkonzept Zentrale Versor-
gungsbereiche“ ist das Quartierszentrum als Stadtteil-A-Zentrum 
klassifiziert. 
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Abbildung 43 Quartierszentrum Elbestraße (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


 


21.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Für Standortbetreiber von Spielhallen/Wettbüros grundsätzlich in-
teressant ist die Lage in oder an einem Einkaufszentrum. Allerdings 
sind die Ladenlokale im Einkaufszentrum Elbestraße für diese Spezi-
fika, die Spielhallen mit mehreren Konzessionen benötigen, nur be-
dingt geeignet. Auch die (nächtlichen) Immissionskonflikte durch 
die vorhandene Wohnfunktion in diesem Bereich sind nur schwer zu 
koordinieren.  


 


21.3 Städtebauliche Bewertung 


Die bereits vorhandene Spielhalle bewirkt keine nennenswerte städ-
tebauliche Negativprägung. Trading-Down-Prozesse werden offen-
sichtlich hierdurch nicht ausgelöst. Die Qualität des Einkaufszent-
rums leidet vielmehr durch die alte Bausubstanz. Insofern liegen 
keine ausreichenden Kriterien vor, um Vergnügungsstätten konse-
quent auszuschließen und die Spielhalle auf ihren Bestandsschutz 
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zu reduzieren. Eine Zulässigkeit im Ausnahmefall für nicht-
kerngebietstypische Spielhallen/Wettbüros kann ermöglicht wer-
den. Dies bedeutet lediglich, dass die bereits vorhandene Spielhalle 
planungsrechtlich auch weiterhin zulässig sein kann. Aufgrund des 
eng begrenzten Raums im Quartierszentrum würde eine weitere 
Spielhalle/ein weiteres Wettbüro voraussichtlich den Trading-
Down-Prozess verstärken und wäre nicht zulässig.   


 


21.4 Zusammenfassende Bewertung 


Zusammenfassend können folgende städtebaulich relevanten Krite-
rien bei der Standortprüfung zum Tragen kommen:  


 Ggfs. Immissionskonflikte 
 Ggfs. Trading-Down-Prozesse 


Immissionskonflikte können im Rahmen der Baugenehmigung ko-
ordiniert, durch Spielhallen/Wettbüros ausgelöste Trading-Down-
Prozesse über die ausnahmsweise Zulässigkeit vermieden werden. 
Die Zulässigkeit im Ausnahmefall betrifft nur nicht-kerngebiets-
typische Spielhallen.   
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Abbildung 44 Ausnahmsweise Zulässigkeit von nicht-kerngebiets-
typischen Spielhallen/Wettbüros (grün) am Standort „El-
bestraße“ (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 
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22 M. Quartierszentrum Erfurtplatz 


22.1 Lage und Profil 


Der einwohnerstarke Stadtteil Heidberg, einschließlich des Stadt-
teilzentrums am Erfurtplatz, wurde in den 60er-Jahren geplant und 
errichtet. Das kleine Zentrum ist faktisch der Einzelhandelsschwer-
punkt zur Nahversorgung im Stadtteil. Regelmäßig findet hier ein 
Wochenmarkt statt, auf dem rund 15 bis 20 Händler ihre Ware an-
bieten. Am Erfurtplatz liegt die als kerngebietstypische zu wertende 
Spielhalle Spielothek 2.000 mit zwölf Geldspielgeräten mit Ge-
winnmöglichkeit. Im „Standortkonzept zentrale Versorgungsberei-
che“ ist das Quartierszentrum als Stadtteil-A-Zentrum klassifiziert. 


Abbildung 45 Quartierszentrum Erfurtplatz (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 


 


22.2 Standortbewertung aus Betreibersicht 


Die Lage am Quartierszentrum Erfurtplatz ist ähnlich zu werten wie 
beim Quartierszentrum Elbestraße: grundsätzlich ist sie für Stand-
ortbetreiber von Spielhallen/Wettbüros interessant. Außerdem ist 
auf die gute verkehrliche Anbindung über die A 395 hinzuweisen. 
Die (nächtlichen) Immissionskonflikte und die vorhandene Wohn-
funktion in diesem Bereich werden allerdings nur schwer zu koordi-
nieren sein. Der Bereich weist insgesamt eine mittlere bis gute Eig-
nung auf.  
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22.3 Städtebauliche Bewertung 


Wie im Quartierszentrum Elbestraße bewirkt die bereits vorhandene 
Spielhalle aktuell keine nennenswerte städtebauliche Negativprä-
gung. Die Trading-Down-Prozesse werden hierdurch nicht ausge-
löst, vielmehr durch die nicht mehr zeitgemäße Struktur eines Ein-
kaufszentrums der 60er-Jahre. Insofern liegen keine ausreichenden 
Kriterien vor, Vergnügungsstätten konsequent auszuschließen und 
die vorhandene Spielhalle auf ihren Bestandsschutz zu reduzieren. 
Eine ausnahmsweise Zulässigkeit nicht-kerngebietstypischer Spiel-
hallen/Wettbüros kann demnach ermöglicht werden. Es bedeutet, 
dass die vorhandene Spielhalle planungsrechtlich als nicht-kernge-
bietstypische Spielhalle zulässig sein kann. In ihrer Eigenschaft als 
kerngebietstypische Spielhalle würde sie allerdings ausschließlich 
auf ihren Bestandsschutz reduziert. Aufgrund des eng begrenzten 
Raumes im Quartierszentrum würde eine weitere Spielhalle/ein 
weiteres Wettbüro voraussichtlich den Trading-Down-Prozess ver-
stärken und wäre nicht zulässig. Auch eine Erweiterung der beste-
henden Spielhalle wäre nicht möglich.  


Abbildung 46 Ausnahmsweise Zulässigkeit von nicht-
kerngebietstypischen Spielhallen/Wettbüros (grün) am 
Standort „Erfurtplatz“ (ohne Maßstab) 


 
Quelle:  Automatisierte Liegenschaftskarte (ALK) Stadt Braunschweig, Darstellung 


Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 
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23 Resümee 


Hinsichtlich der Zulässigkeiten ist erneut darauf zu verweisen, dass 
Nutzungen aus einem Gemeindegebiet nicht generell ferngehalten, 
d. h. grundsätzlich ausgeschlossen werden können. Eine reine Nega-
tivplanung würde dem Grundsatz der Wahrung städtebaulicher 
Entwicklung und Ordnung widersprechen. Demnach gilt es, ein adä-
quates und marktkonformes, d. h. umsetzungsfähiges Angebot an 
Zulässigkeitsbereichen vorzuhalten.  


In der planungsrechtlichen Standortbewertung können ausschließ-
lich die in Kap. 4 dargestellten städtebaulichen Kriterien zur An-
wendung kommen.  


In der Stadt Braunschweig ist aufgrund erkennbarer negativer städ-
tebaulicher Auswirkungen, der massiven Expansionsbestrebungen 
seitens der Spielhallen und Wettbürobranche sowie des vorliegen-
den dichten Besatzes nur die ausnahmsweise Zulässigkeit vorzuse-
hen. 


In allen genannten Zulässigkeitsbereichen in der Innenstadt, in den 
Gewerbegebieten, den Gebieten für großflächigen Einzelhandel und 
in den Stadtteil-A-Zentren ist (mit Ausnahme der Celler Straße) 
nicht mit negativen städtebaulichen Auswirkungen von ausreichen-
dem Gewicht zu rechnen, wenn die Kriterien der ausnahmsweisen 
Zulässigkeit eingehalten werden.  


Dies bedeutet - nach Ergebnis der Einzelprüfung - dass je Standort-
umfeld in der Regel nur eine Spielhalle/ein Wettbüro angesiedelt 
werden kann. Sind bereits eine oder mehrere Spielhallen vorhanden, 
wird keine weitere Spielhalle/kein weiteres Wettbüro angesiedelt 
werden können. Für das Friedrich-Wilhelm-Viertel bedeutet dies 
zum Beispiel, dass maximal eine weitere Spielhalle/ein Wettbüro in 
der Südstraße entstehen könnte. Alle weiteren Standortbereiche 
(insbes. Friedrich-Wilhelm-Straße) sind bereits überfüllt. Erst wenn 
mehrere Spielhallen hier den Betrieb wieder aufgegeben haben, 
würde die ausnahmsweise Zulässigkeit für eine weitere Spielhal-
le/ein Wettbüro wieder greifen.  


Alle vorhandenen Spielhallen/Wettbüros, die sich nicht in den ge-
kennzeichneten Bereichen zur ausnahmsweisen Zulässigkeit befin-
den, werden bei Umsetzung der Bauleitplanung auf ihren Bestands-
schutz reduziert. Das heißt mittel- bis langfristig werden sie an die-
sem Standort nicht mehr bestehen.  


 


keine Negativplanung 


ausschließlich  


städtebauliche Kriterien 


nur ausnahmsweise Zulässigkeit 
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24 Anhang 1: Bauplanungsrechtliche Zulässigkeiten 


24.1 Vorbemerkung 


Im Folgenden wird die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Ver-
gnügungsstätten thematisiert. Grundsätzlich ist festzuhalten, dass 
im Geltungsbereich eines qualifizierten Bebauungsplans, d. h. eines 
Bebauungsplans, der Festsetzungen über Art und Maß der bauli-
chen Nutzung, über die überbaubare Grundstücksfläche und über 
die örtlichen Verkehrsflächen enthält, ein Vorhaben zulässig ist, 
wenn es diesen Festsetzungen nicht widerspricht und die Erschlie-
ßung gesichert ist. 


Mit der BauNVO 1990 werden die Vergnügungsstätten nicht weiter 
unter dem allgemeinen Begriff „Gewerbebetriebe“ geführt, sondern 
als besondere Nutzungsart erfasst; ihre Zulässigkeit ist daher in der 
BauNVO 1990 abschließend geregelt. 


Die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten in den einzelnen Bauge-
bieten richtet sich nach den Bestimmungen der Baunutzungsver-
ordnung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt der Rechts-
kraft des Bebauungsplans.  


 


24.2 Zulässigkeit von Vergnügungsstätten vor der Novellierung 
der BauNVO 1990 


Vor der Novellierung der Baunutzungsverordnung 1990 waren Spiel-
hallen, Sexkinos, Diskotheken etc. als Untergruppe der Nutzungsart 
„Vergnügungsstätten“ einzuordnen. Sie waren 


 in Kerngebieten (MK) gem. § 7 (2) Nr. 2 BauNVO allgemein zuläs-
sig 


 in besonderen Wohngebieten (WB gem. § 4a (3) Nr. 2 ausnahms-
weise zulässig. 


Für die Nutzungsarten 


 Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO 
 Dorfgebiet (MD) gem. § 5 BauNVO 
 Mischgebiet (MI) gem. § 6 BauNVO 
 Gewerbegebiet (GE) gem. § 7 BauNVO 
 Industriegebiet (GI) gem. § 9 BauNVO 


waren sie in der BauNVO nicht aufgeführt. Das bedeutete jedoch 
nicht, dass sie in diesen Baugebieten von vornherein ausgeschlos-
sen, sondern als eine Unterart der planungsrechtlichen Nutzungsart 
„Gewerbebetriebe“ einzuordnen waren.  
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24.3 Zulässigkeit nach der Novellierung der BauNVO 1990 


Seit der Novellierung der Baunutzungsverordnung 1990 sind fol-
gende Zulässigkeitsvoraussetzungen gegeben:  


 Besonderes Wohngebiet (WB) gem. § 4 a BauNVO - ausnahms-
weise zulässig: Vergnügungsstätten, soweit sie nicht ihrer 
Zweckbestimmung oder ihres Umfangs nur in Kerngebieten all-
gemein zulässig sind (nicht-kerngebietstypische Vergnügungs-
stätte) 


 Dorfgebiet (MD) gem. § 5 BauNVO - ausnahmsweise zulässig wie 
§ 4 a BauNVO (nicht-kerngebietstypische Vergnügungsstätte) 


 Mischgebiet (MI) gem. § 6 BauNVO - allgemein zulässig (nicht-
kerngebietstypische Vergnügungsstätte) in den Teilen des Bau-
gebiets, die überwiegend durch gewerbliche Nutzung geprägt 
sind und ausnahmsweise zulässig (nicht-kerngebietstypische 
Vergnügungsstätten) in Gebieten, die nicht überwiegend ge-
werblich genutzt sind 


 Kerngebiet (MK) gem. § 7 BauNVO - allgemein zulässig (kernge-
bietstypische Vergnügungsstätte) 


 Gewerbegebiet (GE) gem. § 8 BauNVO - ausnahmsweise zulässig 
(kerngebiets- und nicht-kerngebietstypische Vergnügungsstät-
ten) 


 Industriegebiet (GI) gem. § 9 BauNVO - nicht zulässig 


Abbildung 47 Übersicht über die bauplanungsrechtlichen Zulässigkeiten 
für Vergnügungsstätten 


Zulässigkeiten von Vergnügungsstätten


Baugebiet allgemein ausnahmsweise allgemein ausnahmsweise


Besondere Wohngebiete (WB) x


Dorfgebiet (MD) x


überwiegend nicht gewerblich geprägte Mischgebiete (MI) x


überwiegend gewerblich geprägte Mischgebiete (MI) x


Gewerbegebiete (GE) x x


Kerngebiete (MK) x x


kerngebietstypisch nicht-kerngebietstypisch


 
Quelle: Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH  


Trotz ihrer Zulässigkeit oder ausnahmsweisen Zulassungsfähigkeit 
in den einzelnen Baugebieten können Vergnügungsstätten jedoch 
im Einzelfall nach § 15 BauNVO unzulässig sein, wenn 


 sie nach Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der Ei-
genart des Baugebiets widersprechen (Absatz 1 Satz 1) oder 


 von ihnen für das Baugebiet selbst oder dessen Umgebung un-
zumutbare Belästigungen oder Störungen ausgehen können (Ab-
satz 1 Satz 2). 
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Die Neuregelungen der BauNVO 1990 zu Vergnügungsstätten fin-
den keine Anwendung auf Bebauungspläne, die vor Inkrafttreten 
der Novellierung am 27. Januar 1990 offen lagen, da der Verord-
nungsgeber die Überleitungsvorschrift des § 25 c Abs. 3 BauNVO 
wieder aufgehoben hat. Die herrschende Meinung ist, dass bis zum 
Inkrafttreten der BauNVO 1990 Vergnügungsstätten als Gewerbe-
betriebe nicht nur in MK-Gebieten und ausnahmsweise in WB-
Gebieten genehmigungsfähig sind, sondern auch in den weiteren 
Baugebieten, soweit dort Gewerbebetriebe jeweils zulässig sind.43 
Dagegen hat das Bundesverwaltungsgericht in einem Grundsatzur-
teil u. a. ausgeführt: „In einem Mischgebiet kann eine Vergnü-
gungsstätte als sonstiger Gewerbebetrieb nach § 6 Abs. 2 Nr. 4 
BauNVO zulässig sein, wenn sie nicht den Typus der Vergnügungs-
stätten, wie er für Einrichtungen im Kerngebiet kennzeichnend ist, 
entspricht und keine wesentlichen Störungen für die Wohnruhe, vor 
allem am Abend und in der Nacht mit sich bringt.“44 


 


24.4 Vergnügungsstätten im unbeplanten Innenbereich  


Die planungsrechtliche Zulässigkeit eines Vorhabens im unbeplan-
ten Innenbereich ist unterschiedlich zu beurteilen, und zwar: 


 Bei einer näheren Umgebung, die einem Baugebiet der BauNVO 
entspricht nach § 34 Abs. 2 BauGB, d. h., die BauNVO ist hinsicht-
lich der Art der baulichen Nutzung (Baugebiet) unmittelbar an-
zuwenden. Dies bedeutet, dass die Gebiete so zu behandeln sind, 
als ob ein Baugebiet der BauNVO förmlich festgesetzt wäre. 


 Bei einer näheren Umgebung, die uneinheitlich geprägt ist und 
keinem Baugebiet der BauNVO vergleichbar ist, nur nach 
§ 34 Abs. 1 BauGB. 


Ist die nähere Eigenart keinem in der BauNVO genannten Baugebiet 
zuzuordnen, ist § 34 Abs. 1 BauGB anzuwenden. Ein Vorhaben fügt 
sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise und zu 
überbauender Grundstücksfläche nur dann ein, wenn es sich inner-
halb des sich aus seiner näheren Umgebung ergebenden Rahmens 
hält. Ein ausgefallenes Vorhaben kann sich dennoch einfügen, wenn 
es im Verhältnis zu seiner näheren Umgebung keine bewältigungs-
bedürftigen Spannungen erzeugt oder vorhandene Spannungen 
verstärkt. 


Ist in der näheren Umgebung keine Vergnügungsstätte vorhanden, 
fügt sich eine Vergnügungsstätte im Sinne von § 34 Abs. 1 BauGB 


                                                             
43   andere Meinung VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 15.05.1979 - V442/79-


BRS 35 Nr. 36, das ausführt, dass Wortlaut, Sinn, Zusammenhang und Zweck der 
in Rede stehenden Vergnügungsstätten der BauNVO dafür sprechen, Vergnü-
gungsstätten nicht als Gewerbebetriebe im Sinne der BauNVO einzustufen 


44  Grundsatzurteil vom 25. Januar 1983 (Baurecht 1984, S. 142) 


keine Anwendung der BauNVO 1990 


auf Bebauungspläne, die vor 


27.01.1990 offen lagen 
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nur ein, wenn sie die gegebene Situation nicht negativ in Bewegung 
setzt.45 


 


24.5 Übersicht zur Zulässigkeit von Vergnügungsstätten nach 
BauNVO 1990 


                                                             
45   BVerwG Urteil 15.12.1994 - 4 C 13.93 - Baurecht 3/1995, S. 361 


BauNVO 1990 Zulässigkeit Bemerkung 


Kerngebiete 


§ 7 Abs. 2 Nr. 2  


zulässig Das BVerwG hat hinsichtlich der Zweckbestimmung als typisch für Kern-


gebiete diejenigen Vergnügungsstätten angesehen, die als „zentrale 


Dienstleistungsbetriebe auf dem Unterhaltungssektor“ einen größeren 


Einzugsbereich haben und „für ein größeres und allgemeines Publikum 


erreichbar sein sollen“. 


Mischgebiete 


§ 6 Abs. 2 Nr. 8  


zulässig nicht-kerngebietstypisch (§ 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO) in den Teilen des 


Gebiets, die überwiegend durch gewerbliche Nutzung geprägt sind 


Mischgebiete 


§ 6 Abs. 3 


ausnahmsweise zulässig nicht-kerngebietstypisch (§ 4a Abs. 3, Nr. 2 BauNVO) in Gebieten, die nicht 


überwiegend gewerblich genutzt sind 


Besondere Wohn-


gebiete 


§ 4a Abs. 3 Nr. 2 


BauNVO 


ausnahmsweise zulässig nicht-kerngebietstypisch  


Dorfgebiete 


§ 5 Abs. 3 


ausnahmsweise zulässig nicht-kerngebietstypisch  


(§ 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO) 


Gewerbegebiete 


§ 8 Abs. 3 Nr. 3  


ausnahmsweise zulässig Vergnügungsstätten jeglicher Art 


Kleinsiedlungs-


gebiete  


(§ 2) 


unzulässig 
 


Reine Wohngebiete 


( § 3) 


unzulässig 
 


Allgemeine Wohn-


gebiete  


(§ 4) 


unzulässig 
 


Industriegebiete 


(§ 9) 


unzulässig 
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24.6 Anhang 2: Rechtsprechung zu Vergnügungsstätten 


Zur allgemeinen bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit von Vergnü-
gungsstätten (vgl. Kap. 4) und den bereits zitierten Urteilen und 
Beschlüssen sind weitere Rechtsprechungen der Verwaltungsgerich-
te zu beachten. Im Folgenden wird ein Überblick über die wichtigste 
Rechtsprechung seit 1987 gegeben. 


Tabelle 3 Urteile und Beschlüsse der Verwaltungsgerichte 


Nr. Gericht Urt. vom 
Beschl. 
vom 


Az. Fundstelle Kurzinhalt 


1 
OVG 
Lüneburg 


28.06.85  6 A 8/84 BRS 44 Nr. 233 


Der Umbau eines früheren Ladengeschäftes in 
eine Spielhalle ist eine genehmigungspflichtige 
Nutzungsänderung nach dem Städtebauförde-
rungsgesetz 
Zulässigkeit in einzelnen Baugebieten 


2 BVerwG 21.02.86  4 C 31/83 NVwZ 86 S. 643 
Vergnügungsstätte im Mischgebiet (bejaht bei 
54 qm Nutzfläche) 


3 BVerwG  22.05.87 4 N 4.86 BauR 87 S. 520 
Ausschluss von Vergnügungsstätten im Kernge-
biet (BauNVO 77) 


4 
OVG 
Münster  


24.06.87  11 A 1389/85 BauR 87 S. 665 
Zulässigkeit einer Spielhalle im Mischgebiet bei 
65 qm Nutzfläche und Beschränkung der Öff-
nungszeiten bis 22:00 Uhr 


5 
OVG 
Bremen 


 31.08.87 1 B 66/87 BRS 47 Nr. 206 
Festsetzung von Öffnungszeiten für Spielothek 
zulässig, wenn erst dadurch genehmigungsfähig 


6 
OVG 
Lüneburg 


11.09.87  6 A 139/86 BRS 47 Nr. 51 
Spielhallen bis etwa 100 qm können im Misch-
gebiet zulässig sein 


7 
VG 
Schleswig 


29.04.88  2 A 120/87 n.v. 
Nutzungsänderung in Automatenspielhalle in 
Gemengelage (Mischgebiet/ Gewerbegebiet ...) – 
hier: unzulässig bei 150 qm Nutzfläche 


8 
OVG 
Lüneburg 


14.06.88  1 A 31/87 Die Gemeinde 88 S. 358
Nutzungsänderung in eine Spielhalle; Zulässig-
keit in den einzelnen Baugebieten 


9 BVerwG  28.07.88 4 B 119.88 BauR 88 S. 693 
Kerngebietstypische Vergnügungsstätten sind 
weder im Misch- noch im Gewerbegebiet allge-
mein zulässig (hier: Spielhalle über 200 qm) 


10 
VGH 
Mann-
heim 


 23.02.89 5 S 2128/88 NVwZ 90 S. 86 
Eine Spielhalle mit einer Nutzfläche von wesent-
lich mehr als 100 qm ist in einem Mischgebiet 
einer ländlichen Gemeinde unzulässig 


11 
OVG 
Hamburg 


27.02.89  Bf 35/88 BauR 89 S. 707 


Spielhalle im allgemeinen Wohngebiet (hier 
verneint) 
Bestandsschutz bei der Nutzungsänderung einer 
Diskothek in eine Spielhalle 


12 
VGH 
Mann-
heim 


 27.06.89 8 S 477/89 NVwZ 90 S. 86 
Spielcasino mit 2 Spieltischen für Roulette im 
Industriegebiet zulässig 


13 
OVG 
Lüneburg 


29.06.89  1 A 87/87 Die Gemeinde 91 S. 26 
Genehmigung von Nutzungsänderungen, Spiel-
hallen in der Innenstadt und Ausschluss im Be-
bauungsplan 


14 
VGH 
Mann-
heim 


02.08.90  3 S 26/90 BauR 90 S. 705 


Grundflächenbegriff nach der Spielhallenverord-
nung 
Kein Einfügen einer kleinen Spielhalle in eine 
ländliche Umgebung (entspr. Mischgebiet) 
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Nr. Gericht Urt. vom 
Beschl. 
vom 


Az. Fundstelle Kurzinhalt 


15 
OVG 
Bremen 


 04.04.91 1 B 74/90 BauR 4/91, 434 


Aufnahme von 20 Videokabinen in ein Verkaufs-
geschäft stellt eine baugenehmigungspflichtige 
Nutzungsänderung dar und gibt dem Betrieb 
den Charakter einer Vergnügungsstätte. Schwel-
lenwert sind drei Kabinen 


16 BVerwG  29.07.91 4 B 40.91 BauR 91 S. 714 Spielhalle im Kerngebiet (hier: 790 qm) 


17 
VGH 
Mann-
heim 


20.08.91  5 S 2881/90 juris 
regelmäßig ist eine Spielhalle über 100 qm Nutz-
fläche im Mischgebiet nicht zulässig 


18 
OVG 
Schleswig 


16.12.91  1 L 43/91 Die Gemeinde 92 S. 164 
bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Spielhal-
len im allgemeinen Wohngebiet (hier bejaht) 


19 
OVG 
Schleswig 


16.12.91  1 L 43/91 
SchlHA 93  
S. 192 


zur Zulässigkeit einer Spielhalle/ Abgrenzung 
allgemeines Wohngebiet – Mischgebiet 


20 
OVG 
Münster 


13.01.92  2 K 1343/90 
SHGT Informations-
dienst 92 S. 77 


Häufung von Spielhallen im Mischgebiet 


21 
OVG 
Schleswig 


28.01.92  1 L 57/91 
SchlHA 93  
S. 193 


Ausschluss von Spielhallen im Kerngebiet 


22 
OVG 
Schleswig 


28.01.92  1 L 57/91 Die Gemeinde 93 S. 352 zum Ausschluss von Spielhallen im Kerngebiet 


23 
OVG 
Münster 


17.06.92  11 A 1434/89 juris 
Spielhalle mit 72 qm Nutzfläche und Beschrän-
kung der Öffnungszeiten im Mischgebiet zuläs-
sig 


24 BVerwG 20.08.92  4 C 54.89 DVBl. 93 S. 109 
keine Einheit von zwei selbständigen Spielhallen 
auf demselben Grundstück 


25 BVerwG  29.10.92 4 B 103/92 BRS 54 Nr. 49 
Spielhalle mit Gaststätte – Umstände des Einzel-
falls entscheiden über Kerngebietstypik 


26 
VG 
Schleswig 


24.11.92  2 A 170/89 n.v. 
Nutzungsänderung in Diskothek (hier: unzuläs-
sig) 


27 
VGH 
München 


11.12.92  2 N 90.2791 DÖV 93 S. 533 
Ausschluss bestimmter Art von Vergnügungs-
stätten im historischen Ortszentrum eines religi-
ös geprägten Fremdenverkehrsorts 


28 
OVG 
Münster 


10.05.93  11 A 1438/91 BauR 93 S. 702 
Verbindung einer Spielhalle mit einer Cafeteria 
im Mischgebiet 


29 BVerwG  07.02.94 4 B 179/93 DÖV 94 S. 570 
überwiegende Prägung durch gewerbliche Nut-
zung im Mischgebiet 


30 
OVG 
Münster 


21.06.94  11 A 1113/91 BauR 95 S. 367 
Mischgebiet/ Prägung durch überwiegend ge-
werbliche Nutzung 
Nutzfläche (hier: Aufsichtsbereich) 


31 
OVG 
Münster 


16.06.97  
10 A 
6264/97 


juris 
Zulässigkeit von weiterer Spielhalle im Mischge-
biet 


32 
VG  
Freiburg 


24.10.00  4 K 1178/99 


www.benkelberg.com. 
- Urteile 
- Volltextsuche: 
4K1178/99 


Genehmigung für den Bau eines Appartement-
hauses in einem Industriegebiet (ausschließlich 
für Prostitution), weil es sich beim Objekt nicht 
um eine Vergnügungsstätte handelt. 


33 
VGH 
Mann-
heim 


12.09.02  8 S 1571/02 BauR 03 S. 295 
Schwellenwert von 100 qm Nutzfläche ist nur 
Anhaltswert 


34 BVerwG  07.01.03 6 B 70.02 
http://www.ra-
kotz.de/spielhalle.htm 


Untersagung der Eröffnung einer Spielhalle 
wegen kriminalitätsgeeignetem Umfeld 







Anhang 1: Bauplanungsrechtliche Zulässigkeiten   147 


 


 


 


Nr. Gericht Urt. vom 
Beschl. 
vom 


Az. Fundstelle Kurzinhalt 


35 
VG Osna-
brück 


30.04.04   


http://www.dbovg.nie
dersachsen.de  
- Suchen Aktenzeichen 
- Auswahl Gericht 
- Eingabe Az 


Nachträgliche Erteilung einer Baugenehmigung 
für Spielhallen in einem Kerngebiet. Grund: Der 
Ausschluss von Spielhallen im Bebauungsplan 
setzt die Ausweisung der maßgebenden Gründe 
für den Ausschluss in der Planbegründung oder 
in sonstigen Unterlagen voraus 


36 
VG Mün-
chen 


22.07.04  
Az. M 11 K 
03.5710 


VHW Nordrhein-
Westfalen (Hrsg.) „Die 
städtebauliche Steue-
rung von Vergnü-
gungsstätten“ 2009 


In einem Gewerbegebiet ohne Vergnügungsstät-
tennutzung kann die Ausnahmezulässigkeit 
nicht versagt werden, wenn nicht andere städte-
bauliche Gründe dagegen sprechen.  


37 
OVG 
Berlin 


 10.11.04 2 S 50/04 


http://www.baurecht-
branden-
burg.de/texte/OVGB3.
pdf 


Sanierungsgebiet: Untersagung der Nutzung 
eines Raums in einem Lokal als Diskothek, weil 
nicht vereinbar mit Mischgebietscharakter und 
Sanierungsziel 


38 


VGH 
Baden-
Würt-
temberg 


03.03.05  
 
3 S 1524/04 
 


http://www.juraforum.
de 
- Urteile im Volltext 
- Auswahl Gericht 
- Auswahl Datum 


Veränderungssperre in MK zulässig bei Trading-
Down-Effekt durch Vergnügungsstätte  


39 BVerwG  20.11.05 4 B 56.06 
http://lexetius.com 
Volltextsuche: Vergnü-
gungsstätte 


Einstufung einer Veranstaltungshalle (Zweck: 
türkisch-kurdische Hochzeiten) als nicht-
kerngebietstypische Vergnügungsstätte  


40 
VG  
Minden 


 10.02.06 1 L 69/06  


http://www.kostenlose
-urteile.de 
- Urteilssuche anhand 
Aktenzeichen 


Umwandlung eines Ladenlokals in ein Wettbüro 
benötigt neue Baugenehmigung 


41 
OVG 
Rhein-
land-Pfalz 


 13.03.06 A 11599/05 


http://www.advogaran
t.de 
- Infocenter 
- Archiv  
- Baurecht 2006 
- Planvorgaben 


Untersagung der Umnutzung eines Zahntech-
niklabors in eine Sauna mit Prostitutionsaus-
übung 


42 
VG Stutt-
gart 


 04.05.06 12 K 1360/06
http://vgstuttgart.de 
Suche: Vergnügungs-
stätte 


Genehmigung der Nutzungsänderung eines 
bestehenden Verwaltungsgebäudes in einen 
FKK-Sauna Club 


43 
VG  
Stuttgart 


 12.06.06 16 K 1782/06


http://www.juriforum.
de 
Erweiterte Suche: 
-Spielhalle Stuttgart 
- Rechtsprechung 
- Gericht 


Bei einem hinreichend konkretisierten Planungs-
konzept für ein Kerngebiet ist die Zurückstellung 
eines Bauantrags für eine Spielhalle rechtmäßig 


44 
VG Frank-
furt 


 19.09.06 3 TG 2161/06


http://www.kostenlose
-urteile.de 
- Urteilssuche anhand 
Aktenzeichen 


Untersagung der Nutzungsänderung eines La-
denlokals in ein Sportwettenbüro aufgrund 
anderer bauplanungsrechtlicher Anforderungen 


45 


VGH 
Baden-
Würt-
temberg 


02.11.06  
 
8 S 1891/05 
 


http://www.juraforum.
de 
- Urteile im Volltext 
- Auswahl Gericht 
- Auswahl Datum 


Spielhalle mit 10 (nicht gerundet) Geldspielgerä-
ten in der Regel in MI nicht zulässig 







Anhang 1: Bauplanungsrechtliche Zulässigkeiten   148 


 


 


 


Nr. Gericht Urt. vom 
Beschl. 
vom 


Az. Fundstelle Kurzinhalt 


46 
OVG 
Lüneburg 


24.04.07   


http://www.dbovg.nie
dersachsen.de  
- Suchen Aktenzeichen 
- Auswahl Gericht 
- Eingabe Az 


Untersagung der Nutzung eines leerstehenden 
Gebäudes als Bordell. Grund: Verletzung einer 
Veränderungssperre 


47 
VG Frank-
furt 


 19.06.08 3 A 825/08.Z


http://www.rechtscent
rum.de 
- Datenbank Verwal-
tungsrecht 
- Suche: Vergnügungs-
stätte 


Untersagung der Eröffnung einer Spielhalle. 
Grund: Maßgebend weder Art der baulichen 
Nutzung, noch der § 34, noch die BauNVO, son-
dern geltender einfacher Bebauungsplan 


48 
VG Gel-
senkir-
chen 


09.07.08  
10 K 
2870/07 


http://www.juriforum.
de 
Erweiterte Suche: 
-Spielhalle Gelsenkir-
chen 
- Rechtsprechung 
- Gericht 


Im Mischgebiet sind Spielhallen unzulässig, 
wenn sie wegen ihrer Zweckbestimmung und 
ihres Umfangs als kerngebietstypisch einzustu-
fen sind 


49 
Hessi-
scher  
VGH 


 25.08.08 


 
3 UZ 
2566/07 
 


http://www.juraforum.
de 
- Urteile im Volltext 
- Auswahl Gericht 
- Auswahl Datum 


Unzulässigkeit von (weiteren) Wettbüros, wenn 
im Widerspruch zur Eigenart des Baugebiets; 
Gebot der Rücksichtnahme 


50 BVerwG 
04.09. 
2008 


 4 BN 9/08 


VHW Nordrhein-
Westfalen (Hrsg.) „Die 
städtebauliche Steue-
rung von Vergnü-
gungsstätten“ 2009 


Die Verhinderung des sog. Trading-Down-Effekts 
stellt einen besonderen städtebaulichen Grund 
i. G. von §1 Abs. 9 BauNVO dar, der den Aus-
schluss von Vergnügungsstätten rechtfertigen 
kann.  


51 
OVG 
Lüneburg 


 11.12.08 2 B 101/08 


http://www.dbovg.nie
dersachsen.de  
- Suchen Aktenzeichen 
- Auswahl Gericht 
- Eingabe Az 


Zu Fragen des Nachbarschutzes gegen eine Be-
freiung für eine Spielhalle von einer Planfestset-
zung, mit der Vergnügungsstätten im Kernge-
biet nach § 1 Abs. 5 BauNVO (teilweise) ausge-
schlossen wurden 


52 


VG Neu-
stadt a.d 
Wein-
straße 


23.02.09  
4 K 
1199/08.NW 


http://www.justiz.rlp.d
e 
Rechtsprechung: 
- Gerichtstyp 
- Gerichtsort 
- Entscheidungsdatum 


Versagen der Baugenehmigung für Spielhalle in 
einem Gewerbegebiet wegen der geplanten 
Dimension des Vorhabens 


53 
VG  
Karlsruhe 


 10.03.09  


http://www.krueger-
automaten.de 
- Stadtgespräch 
- mit Datum vom 
17.03.09 


„bloße“ Wettannahmestellen sind nicht per se 
eine Vergnügungsstätte im bauplanungsrechtli-
chen Sinne 


54 
VG  
Augsburg 


11.03.09  
15 BV 
08.1306 


http://www.landesan
walt-
schaft.bayern.de/docu-
ments/15a1306b.pdf 


Versagung einer Baugenehmigung für Spielhal-
len im Bahnhofsgebäude aus Gründen des öf-
fentlichen Interesses. Fachplanungsrecht verhin-
dert Einschreiten der unteren Bauaufsichtsbe-
hörde nicht 







Anhang 1: Bauplanungsrechtliche Zulässigkeiten   149 


 


 


 


Nr. Gericht Urt. vom 
Beschl. 
vom 


Az. Fundstelle Kurzinhalt 


55 
VGH 
Mann-
heim 


 
26.08.20
09 


3 S 1057/09 


VHW Nordrhein-
Westfalen (Hrsg.) „Die 
städtebauliche Steue-
rung von Vergnü-
gungsstätten“ 2009 


Ist ein faktisches Gewerbegebiet bislang frei von 
Vergnügungsstätten und wird seine Eigenart 
durch das Vorhandensein eines Berufsbildungs-
zentrums geprägt, kommt ggf. auch ein Verstoß 
gegen § 15 Abs. 1 Satz 1 BauNVO in Betracht.  
Ein Betrieb von vier kerngebietstypischen Spiel-
stätten (mit einer Nutzfläche von jeweils 144 qm) 
unter einem Dach in einem faktischen Gewerbe-
gebiet, ist nicht als Ausnahme gemäß § 8 Abs. 3 
Nr. 3 BauNVO zulässig. 


56 
VG Gel-
senkir-
chen 


16.11.10  5 K 2814/09 
http://datenbank.wern
er-baurecht.de/ 


Verfügen zwei Spielhallen über einen gemein-
samen Aufsichtsbereich, der von ihnen nur durch 
einen Tresen abgetrennt ist, so sind beide Spiel-
hallen ein einzelnes Vorhaben im bauplanungs-
rechtlichen Sinn. 
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0500  
Gesundheitsplanung 


02.09.2011


Herr Schubert MPH


 
 
 


Stellungnahme 
zum Gutachten „Vergn ügungsstättenkonzept“ 


 
 
Unter der Moderation der Gesundheitsplanung als Vorsitzendem des Arbeitskreises 
Suchtprävention am 17.08.2011 fand im Gesundheitsamt Braunschweig ein 
Fachgespräch der Akteure in der Suchtprävention, –medizin und –therapie statt, 
um eine Stellungnahme zum Gutachten von Dipl.-Ing. Dominik Geyer zu erstellen. 
 
Es nahmen teil: Vertreter des Städtischen Klinikums, des Gesundheitsamtes, des 
im Lukas Werks (Glücksspielpräventionsfachkraft), der niedergelassenen 
Ärzteschaft (Qualitätszirkel Suchtmedizin) und der Jugend- und 
Drogenberatungsstelle. 
 
Der Expertenkreis lehnt einhellig die im Vergnügungsstättenkonzept geplante 
Ausweisung von weiteren zusätzlichen Bereichen für Glücksspielautomaten 
und Spielhallen ab.   
 
Suchtpräventive und marktwirtschaftliche Gesichtspunkte zeigen, dass 
Braunschweig keine weiteren Glücksspielorte genehmigen sollte; im 
Gegenteil: Es ist angeraten, alles dafür zu tun, das bisherige Angebot zu 
reduzieren! 
 
Mit 76 Spielhallen  und 729 Spielgeräten, d.h. pro 341 Einwohner 1 
Geldspielautomat in Spielhallen, hat Braunschweig  die Grenzen des 
Zumutbaren überschritten. Braunschweig liegt deutlich über dem 
niedersächsischen Durchschnitt (390 Bürger pro Automat) noch vor den 
Städten Oldenburg, Göttingen, Hannover und Wolfsburg. Übertroffen wird sie 
nur noch von Osnabrück, Hildesheim und Salzgitter. 
 
 
 


Begründung 
 
Bereits jetzt leisten existierende Spielhallen und hier insbesondere 
Gelspielautomaten in Braunschweig der Suchtentwicklung von Spielern Vorschub, 
produzieren persönliches Elend und verursachen enorme gesellschaftliche 
(direkte und indirekte) sowie persönliche Folgekosten .  
 
Geldspielautomaten weisen ein sehr hohes Suchtpotential auf und sie sind daher 
zu Recht - schon so lange es sie gibt - umstritten. Technisch wurden sie im Laufe 
der Jahrzehnte immer weiter perfektioniert und es wäre vermessen zu glauben, 
dass sich der Mensch allein durch Vernunft und Wissen ihrem Sog entziehen 
könne. Dies zeigen auch immer wieder aufs Neue verschiedene Studien (im 
Folgenden Text sind einige aufgeführt). Gerne wird auch argumentiert, dass es 
doch jedem selbst frei stehe, ob er/sie eine Spielhalle aufsuche; dieses Argument 
gilt aber nur für diejenigen Menschen, die noch nicht süchtig  sind. Für diejenigen, 
die bereits den Automaten „verfallen“ sind, stellt ein Gang durch die Innenstadt mit 
ihren zahlreichen Spielhallen und der damit verbundenen Außendarstellung eine 
Herausforderung dar. Es geht also auch um den Schutz derjenigen Menschen, die 
sich stark zum Glücksspiel hingezogen fühlen. Von daher sind Spielhallen im 
Bereich öffentlicher Nahversorgungsbereiche (Bäcker, Lebensmittelladen, …) 
besonders problematisch zu bewerten. Wie bei anderen Suchterkrankungen ist die 


Anlage 2
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Verfügbarkeit (Gesamtzahl der Automaten, Öffnungszeiten, Erreichbarkeit) ein 
entscheidender Faktor für die Häufigkeit und Geschwindigkeit einer 
Suchtentwicklung sowie für die Rückfallgefahr. Bei einer Kombination von 
Glückspiel mit Alkoholkonsum potenzieren sich die Verstärkermechnismen und 
damit die Gefahr von Kontrollverlust und Abhängigkeitsentwicklung gegenseitig. 
 
Letztendlich gibt es eine ganz einfache Korrelation: 
 
Je mehr Spielgeräte existieren, umso mehr Süchtige hat eine Stadt zu tragen! 
Die Schulden der süchtigen Geldautomatenspieler häufen sich derzeit auf 12 
– 62 Mio. € (siehe unten) in der Stadt Braunschweig an. 
 
Laut dem Endbericht zum Projekt „Pathologisches Glücksspielen und 
Epidemiologie“ (PAGE, 17.2.2011) gibt es in Deutschland hochgerechnet rund 500 
000 pathologische Glücksspieler und rund 800 000 problematische Spieler. Rund 3 
Millionen Menschen haben ein oder zwei Kriterien für risikoreiches Glücksspielen 
im Lebensverlauf erfüllt. Glücksspielsucht kann für Betroffene und deren Familien 
dramatische psychische und materielle Folgen haben, wie Verschuldung, 
Kriminalität oder im schlimmsten Fall sogar den Suizid. 
 
2010 gab das Bundeswirtschaftsministerium beim Institut für Therapieforschung in 
München eine Studie zum Thema Spielsucht in den etwa 10.000 privaten 
Spielhallen in der BRD in Auftrag. Ergebnis: Demnach gaben 50 Prozent der 
Befragten an, dass sie die Kontrolle über das  Spielen verloren hätten  und 25 
Prozent der Befragten mussten sich wegen des Spielens pekuniär sehr 
einschränken. 
 


Das Ministerium wollte überprüfen, wie sich die im Jahr 2006 novellierte 
Verordnung für Geldspielautomaten ausgewirkt hat. Die Neue Spielverordnung 
machte deutlich höhere Gewinne und Einsätze möglich. Wie die Studie zeigt, hat 
sich dadurch der Spielanreiz erhöht und süchtiges Verhalten wurde gefördert. 
Bestätigt wurden diese Ergebnisse durch eine Befragung von 84 Betreibern und 
Mitarbeitern von Spielhallen: 37 Prozent von ihnen waren der Ansicht, dass sehr 
hohe und hohe Gefahren und Risiken vom Automatenspiel ausgehen.  


Deshalb fordern Suchtexperten eine stärkere Reglementierung für 
Geldspielautomaten. 


 
 


Entwicklung der Anzahl der Geldspielautomaten: 
 
Die Verfügbarkeit der Geldspielautomaten hat sich mit der Novellierung der 
Spielverordnung 2006 in Deutschland auf 235.750 Geräte Ende 2010 gegenüber  
2005 mit  183.000 Geldspielautomaten drastisch erhöht.  
Das entspricht einer Steigerung um 29% in nur 5 Jahren. 
Allein 90% der Umsätze teilen sich 3 Großanbieter.  
 
 


Geschlechtsspezifische Aspekte: 
 
Der Anteil weiblicher Gäste in Spielstätten ist von 10,3 % (2007) über 13,8 % 
(2008) und 16,7 % (2009) auf 19,9 % (2010) angestiegen. 
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Soziale Folgen 
 


Geldspielautomatenspieler bilden nach der Deutschen Suchthilfestatistik für 
ambulante Glücksspieleinrichtungen mit Abstand die größte Gruppe unter den 
beratungs- und behandlungssuchenden Spielern.  
In 2007 wurde bei 77,5% der Klienten mit Glücksspielproblemen ein pathologisches 
Spielverhalten in Bezug auf Geldspielautomaten diagnostiziert (2006: 77,2%, vgl. 
Meyer, 2008).  
Ein Vergleich der Prävalenzraten problematischen und pathologischen 
Spielverhaltens (12-Monats-Prävalenz) bezogen auf verschiedene 
Glücksspielformen weist ebenfalls auf ein erhöhtes Gefährdungspotential der 
Geldspielautomaten hin (Bühringer et al., 2007; BZgA, 2008). 
 
 
Epidemiologische Situation: 
Graphik 1: 


 
 
 
Tab.1:  Ergebnisse der BZgA- Prävalenzstudie 2010,  
   unterschieden nach problematischem und pathologischem  
   Spielverhalten in der erwachsenen Bevölkerung in Deutschland 
 
 Gesamt (%) Weiblich (%) Männlich (%) 
 
Problematische s 
Spielverhalten 


 
0,64 


 
0,45 


 
0,88 


    
Pathologisches  
Spielverhalten 


0, 45 0,34 0,55 


Gesamt 1,09 0,79 1,43 
 
Die Mehrheit aller pathologischen Spieler entwickelt Probleme im Zusammenhang 
mit Geldspielautomaten (Hayer, Bremen, 2008) 
 
Nach einer 2010 veröffentlichten Studie der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung beträgt die 12 Monatsprävalenz des Glückspielens an Geldautomaten 
2,7%. 
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Tab. 2: 12 Monatsprävalenz des Glückspielens an Geldautomaten 
 
Ausgewählte Altersstufen Prozentangaben 
Männliche  
Jugendliche 16-17 Jahre  


 
3,8. 


Männer 18-20 Jahre 15,3 !!!
Männer  21-25 Jahre 9,0 
16 – 65 Jahre insgesamt 2,7 
 
Nach Jugendschutzbestimmungen dürften eigentlich männliche Jugendliche von 
16-17 Jahre  keinen Zutritt zu Geldspielautomaten haben. Dennoch beträgt ihr 
Anteil 3,8%. Besonders angezogen fühlen sich allerdings junge Männer im Alter 
von 18-20 Jahren. 
Die Ergebnisse zeigen damit deutlich, dass sich überwiegend junge Männer vom 
Geldglückspielautomaten angezogen fühlen (vgl. Tabelle 3).  
 
Tab. 3: 


 
Auch die Ergebnisse einer aktuellen Hamburger Studie (, Jugendliche und 
Glücksspiel, Schulbus-Sondererhebung, Hamburg 2009) bestätigen den 
bundesweiten Trend. Danach spielen Jugendliche mit Migrationshintergrund 
signifikant häufiger Glücksspiele um Geld als ihre Altersgenossen ohne 
Migrationshintergrund. Von Geldspielautomaten fühlen sich insbesondere 
männliche Jugendliche mit türkischem Migrationshintergrund angezogen. 
Durchschnittlich geben diese Jugendlichen 50,- € (=29% ihres monatlich zur freien 
Verfügung stehenden Geldbudgets) für regelmäßiges Spielen pro Monat aus. Das 
primäre Motiv ist Geldverdienen (m=67%, w=51%). An zweiter Stelle wird bereits 
das Motiv „aus Langeweile“ (m= 39%, w=50%) genannt. Auch aus Sicht der 
Jugendlichen haftet dem Spielen an Geldspielautomaten das stärkste 
Suchtpotential an. 
 
 


Epidemiologische Anwendung auf Braunschweig 
 
Die Ergebnisse der BZgA und der Fogs GmbH angewendet auf Braunschweig 
zeigen eindrücklich, dass  von 4374 Spielern in Braunschweig auszugehen ist. 
Davon haben 1766 Personen bereits ein problematisches bzw. pathologisches 
Spielverhalten. Nach der Evaluationsstudie der Fogs GmbH sind von diesen 
Spielern 70% erheblich verschuldet.  
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Tab.4: Schulden Süchtiger Geldautomatenspiel in Braunschweig* 
 
Braun-
schweiger  
im Alter 
16-64 Jahre 


Geldauto-
maten-
Spieler 
Insgesamt 
=2,7% 


Pathologischer 
und 
problematisches 
Spielverhalten 
=1,09% 


Schulden: 
70% aller 
Spieler 


Durchschnitts-
schulden 
zwischen  
10.000 – 50.000 


 
162.000 


 
4374 


 
1766 


 
1236 


 
12 Mio.€ –  
62 Mio.€ 


 
*Eigene Berechnungen zu den Ergebnissen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung angewendet auf 
die entsprechende Population in Braunschweig und die Evaluationsdaten der  FOGS GmbH für 
pathologisches Glücksspiel im Land Brandenburg 2008 zum Schuldenniveau von Glücksspielern  


 
Für Braunschweig ist davon auszugehen, dass pathologische und 
problematische  Geldautomatenspieler zwischen 12 bis 62 Mio. € Schulden 
aufgebaut haben.  
 
In einem Vergleich von Spielfreude der Freizeitspieler und reduzierter 
Lebensqualität von Süchtigen und Angehörigen kommt der Ökonom Ingo Fiedler 
der Universität Hamburg, Institut für Recht und Wirtschaft, zu dem Schluss, dass 
die sozialen Kosten den sozialen Nutzen der gewerblichen Spielautomaten 
deutlich übersteigen . 
 
 
Tab. 5 : Folgen der Glücksspielsucht für Spielsüchtige und ihre Angehörigen: 
 
Finanziell: 
Verarmung 
Verschuldung 
Kreditaufnahme 
Privatinsolvenz 
 


Rechtlich: 
Beschaffungsdelinquenz 
Inhaftierung 
 


Intrapsychisch: 
Stress 
Scham- und Schulgefühle 
Suizidalität 
Psychosomatische Beschwerden 
Depression 
 


Interpersonell: 
Vernachlässigung von Bezugspersonen 
Zerrüttung von Partnerschaft und 
Familien 
Gewaltvorkommnisse 
 


 
Nachteile und Folgen haben Spielhallen mit ihren Glücksspielautomaten nicht nur 
für die direkt betroffenen Spieler: Der Gemeinschaft entstehen hohe Kosten durch 
Insolvenzen, Beschaffungskriminalität, einer hohen Aggression, 
Arbeitsplatzverluste, Kosten im Bereich der Justiz und der Gesundheit. Besonders 
betroffen sind die direkten Angehörigen von Spielsüchtigen. Es entstehen große 
Schwierigkeiten in den Familien. Auch Kinder leiden und leben zum Teil in letzter 
Konsequenz in Armut.  
Der Spieler selbst leidet stark unter den Suchtsymptomen. Chronischer Stress, 
verschiedene Erkrankungen und nicht selten sogar Suizidgedanken prägen das 
Leben eines Spielsüchtigen. 
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Soziale Kosten des Glückspiels versus sozialer Nutzen der 
Geldspielautomaten 


 
Das Institut für Recht und Wirtschaft der Universität Hamburg stellt in einer 
ökonomischen Analyse (Ingo Fiedler 9/2010) den sozialen Kosten den sozialen 
Nutzen gegenüber.  
Zu den privaten Kosten gehören z.B. direkte monetäre Verluste, 
Einkommensverluste bei Arbeitsplatzverlust, reduzierte Lebensqualität etc.  
Zusätzlich werden die direkten externen Kosten einbezogen wie 
Behandlungskosten, Maßnahmen zur Eintreibung von Spielschulden, Kosten aus 
Beschaffungsdelinquenz, Kosten zur Regulierung von Automaten. Auch fließen die 
indirekten externen Kosten mit ein: Produktivitätsverluste von Süchtigen für 
Arbeitsgeber  und Gesellschaft, Reibungsverluste durch Umverteilung.  
Zum sozialen Nutzen werden Spielererträge und  Spielfreude gezählt.  
Umsatzanteil der pathologischen Spieler beträgt gegenüber den Freizeitspielern 
56%. Pro süchtigem Spieler wird ein Bruttospielertrag von 16.000,- € für 2007 
errechnet oder anders formuliert: Für 16.000 € Einnahmen wird ein  süchtiger 
Spieler  in Kauf genommen. 
 
In der sozialen Nutzenbewertung für Freizeitspieler  werden 3.085 Mio. €  
analysiert. Demgegenüber stehen soziale Kosten für pathologische Spieler  in 
Höhe von 3.834 Mio. € . 
Die sozialen Kosten gewerblicher Geldspielautomaten sind - so die 
Schlussfolgerung der Hamburger Universität - wohlfahrtsschädlich.   


Jugendschutzgesetz 
 
Das Jugendschutzgesetz untersagt Minderjährigen den Aufenthalt in öffentlichen 
Spielhallen und schränkt die Teilnahme an Spielen mit Gewinnmöglichkeiten stark 
ein (§ 6 JuSchG). So ist die Teilnahme an Glücksspielen nur „auf Volksfesten (…) 
oder ähnlichen Veranstaltungen und nur unter der Voraussetzung gestattet, dass 
der Gewinn in Waren von geringem Wert besteht“ (§ 6 (2) JuschG). Eine 
unmittelbare Gefährdung für Minderjährige durch das bestehende Angebot dürfte 
es – eine konsequente Durchsetzung der gesetzlichen Vorgaben vorausgesetzt – 
zumindest im Prinzip nicht geben.  
Andererseits üben Spielhallen und Glücksspiel auf Teile von Jugendlichen einen 
großen Reiz aus; die Gefahr, dass sich hieraus eine Suchtverhalten bei 
Heranwachsenden und jungen Erwachsenen entwickelt, ist, wie aktuelle Studien 
darlegen, konkret. 
 
Die hohe Anzahl an Spielhallen (76 in Braunschweig), ob in einer Konzentration in 
Teilen des Innenstadtgebiets, an exponierten Orten wie Bahnhöfen und Haltestellen 
oder in Einkaufzentren der Stadtteile erhöht das Risiko für Heranwachsende und 
erschwert gleichzeitig eine effiziente Kontrolle.  
 


 
Spielfrequenzerhöhung und Gewinnankündigung als Mittel 


der Steigerung von Suchtpotential: 
 


 
Die Spielfrequenz ist ein strukturelles Merkmal von Glücksspielen, das das 
Suchtpotential der verschiedenen Spielformen wesentlich beeinflusst. Je schneller 
die Spielabfolge ist, desto größer ist das Gefährdungspotential. Mit einer Spieldauer 
von 2, 3 oder 5 Sekunden gehören Geldspielautomaten zu den Spielformen mit der 
höchsten Spielfrequenz. Ein Verlusterleben findet nicht mehr statt, da sofort das 
nächste Spiel beginnt, verknüpft mit der Hoffnung auf den Gewinn und der 
Ausblendung der Alltagsrealität. Durch die bei Spielautomaten eingesetzte 
Gewinnankündigung (einer Gewinnmöglichkeit, die später nur extrem selten zum 
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Gewinn führt) wird ein zusätzlicher Mechanismus der Verhaltensverstärkung und 
Suchtentwicklung gefördert.  
Beide Mechanismen der Suchtpotenzialsteigerung lassen sich durch das sog. 
limbischen dopaminergen Belohnungssystem erklären. Ihm wird eine zentrale Rolle 
bei Suchterkrankungen zugewiesen. Nicht die Belohnung selbst sondern die 
Ankündigung einer zu erwartenden Belohnung führt zur Dopaminausschüttung und 
induziert und unterhält so eine Suchterkrankung. Diese Mechanismen finden sich 
auch bei stoffgebundenen Süchten, in dem Fall der Glückspielautomaten quasi 
„optimiert“ durch hochfrequente Ankündigung eines Gewinnes auch ohne jeden 
tatsächlichen Gewinn. 
Die potentiellen Verluste an Geldspielautomaten führen zu einer 
Vermögensgefährdung auf Seiten der Spieler. Ein monatliches Einkommen von 
1000 kann ein Spieler in 15 Stunden verspielen. Bei einem langfristigen 
Durchschnittsverlust von 33 Euro pro Stunde dauert es rund 5,5 Stunden bei einem 
Spiel an zwei Automaten gleichzeitig. Durch den Kauf einer Spielteilnahme auf 
höherem Niveau kann der Regelsatz aber auch in weniger als einer Stunde 
verspielt sein.  
 


 
Fazit: 


 
Eine Reduktion der Verfügbarkeit von Spielhallen und ihrer Spielgeräte wird in 
Braunschweig dringend empfohlen. 
Ergänzt werden hier Vorschläge zu politischen Steuerungsmaßnahmen, mit denen 
dieses Ziel erreicht werden kann.  
 


1. Reduzierung der Spielhallen  
Eine Einschränkung auf der Angebotsseite wird daher aus Sicht der 
unterzeichnenden Suchtexperten als notwendig und zielführend angesehen, 
um die Gefährdung nicht nur für Jugendliche, junge Erwachsene und 
insbesondere Männer mit Migrationshintergrund einzudämmen. 
 


2. Keine Ausweisung von weiteren städtischen Flächen zur Ansiedelung 
von Spielhallen , wie im Gutachten von Dipl.-Ing. Dominik Geyer 
vorgeschlagen. Unproblematische Areale mit Spielhallen ohne 
Suchtgefahren und deren Folgen gibt es nicht. 
 


3. Anhebung der Vergnügungssteuer: 
Die Vergnügungssteuer ist eine Maßnahme zur Regulation der Anzahl der 
Spielhallen. Derzeit wird in Braunschweig eine Steuer von 12% erhoben. 
Eine Heraufsetzung auf z.B. 25% wird die Zahl der Spielhallen vermindern. 
Dieses Vorgehen wurde z.B. in Mengen, Kreis Sigmaringen praktiziert. 


 
4. Begrenzung der Öffnungszeiten:  


Die Öffnungszeiten werden auf 17 bis 24 Uhr beschränkt. 
 


5. Spielhallenfreie Zonen   
Im Falle von rechtlich nicht abwendbaren Neuzulassungen sollte dennoch 
jegliche Zulassung von Spielhallen innerhalb des wilhelminischen Ringes 
sowie in einem Radius von 500m  um Schulen und Kindertagestätten, 
Kirchen, Sportstätten und Diskotheken sowie Dienstleistungen der 
Nahversorgung verweigert werden. 
 


6. Einschränkung der aggressiven Außenwerbung 
Ein gutes Beispiel zeigt die Stadt Ludwigsburg 
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Die Expertise wurde erstellt von… 


 
 
Petra Bunke,  Leiterin der Jugend- und 
Drogenberatungsstelle Braunschweig 


 


  
PD. Dr. Alexander Diehl,  Chefarzt der Psychiatrischen 
Klinik am Städtischen Klinikum Braunschweig 


 


   
Doris Freudenstein,  Fachreferentin 
Gesundheitsförderung, Gesundheitsamt 


 


  
Matthias Gernig,  Glücksspielpräventionsfachkraft 
Braunschweig der Lukas-Werk Suchthilfe  


 


  
Edgar Hahn , Ltd. Sozialarbeiter im 
Sozialpsychiatrischen Dienst, Gesundheitsamt 


 


  
Bernhard Piest, Niedergelassener Arzt und Leiter des 
Qualitätszirkels Sucht in der Nds. Kassenärztlichen 
Vereinigung  


 


  
Dr. Sabine Pfingsten Würzburg , Ltd. 
Medizinaldirektorin des Gesundheitsamtes 
Braunschweig 


 


  
Thomas Seliger; Sozialarbeiter im Fachbereich 
Kinder Jugend und Familie, Bereich Jugendschutz 


 


 
 
 
Gez. Schubert 
Gesundheitsplanung 








Steuerungskonzept „Vergnügungsstä tten“ der Stadt Braunschweig  
 
 
Präsentation des aktuellen Konzeptentwurfes vor den Bezirksbürgermeisterinnen und 
Bezirksbürgermeistern sowie deren Vertreterinnen und Vertretern sowie den Spre-
cherinnen und Sprechern der Fraktionen der Stadtbezirksräte 
 
Protokoll  
 
Termin:  Montag, 18. Juni 2012, 16:00 bis 18:15 Uhr 
  Eiermarkt 4-5, Sitzungssaal 
 
Teilnehmer:  19 Vertreterinnen und Vertreter der Stadtbezirke der Stadt Braunschweig 
  Frau Pülz, Abt. 61.1 
  Herr Mollerus, Stelle 61.12 
  Herr Dipl.-Ing. Geyer, Büro Stadtplanung Dr. Jansen, Köln 
 
 
 
 
 
Frau Pülz begrüßt die Teilnehmer und stellt die Vertreter der Verwaltung und des Gutachter-
büros vor. Den Teilnehmern wird der Entwurf des Steuerungskonzepts mit Stand Mai/2012 
ausgehändigt. 
 
Frau Pülz leitet in das Thema ein und verweist auf den Beschluss des Verwaltungs-
ausschusses vom 15.06.2010, in dem die Verwaltung zur Aufstellung eines Vergnügungs-
stättenkonzeptes aufgefordert wird. 
 
Der bisher vorliegende Entwurf wurde in verschiedenen Verwaltungsrunden vorab erörtert. 
Hierbei wurden auch die die sozialen Belange vertretenden Dienststellen mit einbezogen. 
Frau Pülz weist auf die dort gestellte Forderung nach einem zukünftigen Totalausschluss von 
Spielhallen hin, verdeutlicht aber das Verbot eines kompletten Ausschlusses aus städtebau-
licher/ planungsrechtlicher Sicht. 
 
Ziel ist die Verabschiedung des Konzeptes durch den Rat, um es als sonstiges beschlosse-
nes städtebauliches Konzept in die Abwägungsentscheidung späterer Bebauungspläne ein-
beziehen zu können. Das Konzept selbst entwickelt keine Rechtsverbindlichkeit. Die Rechts-
verbindlichkeit wird erst durch die Aufstellung der jeweiligen Bebauungspläne erreicht. 
 
Herr Geyer stellt im Anschluss den Entwurf des Vergnügungsstättenkonzeptes vor. Er zeigt 
dazu die möglichen Nutzungsarten auf, die als Vergnügungsstätte definiert werden können. 
Bei der Einstufung von Vergnügungsstätten ist regelmäßig eine differenzierte Betrachtung 
erforderlich. Kriterien sind hierbei u.a. die Größe der Anlage sowie deren Einzugsraum. 
 
Die für die Konzepterstellung bedeutenden drei Prämissen werden von Herrn Geyer noch-
mals hervorgehoben: 1. Der Totalausschluss aller Vergnügungsstätten ist bauplanungsrecht-
lich nicht zulässig. Soweit die Stadt weitergehende Regelungen treffen will, ist sie neben 
dem Bauplanungsrecht auf Instrumente wie Steuerhebesätze, ordnungsbehördliches Vorge-
hen oder allgemeine Aufklärungsarbeit angewiesen. 2. Das Steuerungskonzept darf darüber 
hinaus keine verkappte Steuerung darstellen, d. h. lediglich Alibistandorte ausweisen, von 
denen von vornherein bekannt ist, dass eine Spielhallennutzung unmöglich ist. Vielmehr 
muss das Konzept wirklich nutzbare Standorte ausweisen. 3. Neben dem erkennbaren 
Schwerpunkt in der Innenstadt sollte darüber hinaus als dritte Prämisse für das übrige Stadt-
gebiet eine homogene Verteilung erreicht werden. 
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Für das Steuerungskonzept in Braunschweig soll auf Grund des bereits sehr starken Besat-
zes zukünftig ausschließlich eine ausnahmsweise Zulässigkeit festgesetzt werden. Die Ertei-
lung einer Ausnahme soll dabei an vordefinierte Kriterien gebunden werden. Wesentlich ist 
hierbei die Gefahr eines Trading-Down-Prozesses im Quartier. Dies fokussiert sich letztend-
lich auf die im Antragsverfahren zu stellende Frage, ob eine weitere Spielhalle in dem beste-
henden Umfeld ein betrachtetes Gebiet zum Kippen bringt. Die dafür heranzuziehenden Kri-
terien werden von Herrn Geyer erläutert. Er betont nochmals, dass hierbei die städtebauli-
chen Kriterien ausschlaggebend sind, weil allein diese im späteren Bebauungsplanverfahren 
herangezogen werden dürfen. 
 
Herr Geyer erläutert zum Konzept die Herangehensweise, wie der Gutachter zunächst über 
den Ausschluss ohnehin unzulässiger Bereiche, der anschließenden Definition von Such-
räumen und dem daraus resultierenden Vorschlag zu einzelnen Zulässigkeitsbereichen ge-
langt. Er erläutert den Vorschlag, im Bereich der Innenstadt entlang der Haupteinkaufslagen 
Spielhallen ausnahmsweise zuzulassen, soweit sie sich nicht in Erdgeschosslage befinden. 
Für den Erdgeschossbereich sollen stattdessen eher Entertainmentcenter mit Spieleinrich-
tungen ohne Geldspielgeräte zulässig sein, da diese mit ihrem extrovertierten Erscheinungs-
bild zur Belebung der Straßenzüge – auch nach Geschäftsschluss – beitragen. 
 
Die bereits derzeit besondere Situation des Friedrich-Wilhelm-Viertels wird von Herrn Geyer 
erläutert. Die bestehende Situation mit einem hohen Besatz an Spielhallen, Wettbüros, Tele-
fonläden und ähnlichen Einrichtungen kann hier vom Gutachter nicht gänzlich ausgeblendet 
werden. Angesichts der zurzeit vorliegenden Einrichtungen kann jedoch festgestellt werden, 
dass keine weiteren Nutzungen in diesem Bereich zugelassen werden sollten. 
 
Im Anschluss geht Herr Geyer auf die vorgeschlagenen Flächen im Stadtgebiet im Einzelnen 
ein. 
 
Die anschließende Diskussion wirft im Wesentlichen folgende Anmerkungen bzw. Fragestel-
lungen auf:  
 
Anmerkung: 
Die Nähe einer Zulässigkeitsfläche zur benachbarten Petrikirche wird kritisiert. 
 
Die Situation wird vom Gutachter nochmals geprüft. Grundsätzlich ist festzustellen, dass der 
Bereich der Langen Straße mit dem Kino und den großen baulichen Strukturen für eine An-
siedlung von Vergnügungsstätten geeignet erscheint. Die deutliche Orientierung aller Ein-
richtungen zur Langen Straße lässt erwarten, dass es keinen unmittelbaren Konflikt mit der 
benachbarten Petrikirche geben wird. Das derzeit in Planung befindliche Bauvorhaben auf 
dem Gelände der ehemaligen Bücherei sieht bereits keine Spielhallen mehr vor. 
 
Frage: 
Wurden bei der Auswahl der Zulässigkeitsflächen auch Gebäudeleerstände, wie z. B. 
Teppich Wittlake, berücksichtigt? 
 
Eine Berücksichtigung aktueller Leerstände hat bei der Konzeption nicht stattgefunden. Dies 
würde auch dem Steuerungsgedanken des Konzeptes widersprechen. Die Ansiedlung einer 
Spielhalle in einer leerstehenden Immobilie birgt gerade die Gefahr, die ohnehin durch den 
Leerstand gegebene Situation weiter negativ zu beeinflussen. Damit würde eine Abwärtsspi-
rale in Gang gesetzt. Die konzeptionellen Überlegungen wollen dem  gerade entgegentreten. 
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Anmerkung: 
Die ausgewiesene Zulässigkeitsfläche im Bereich der Varrentrappstraße nimmt keine 
Rücksicht auf die benachbarte Moschee mit integrierter Kindertagesstätte. 
 
Die Situation wird nochmals überprüft. Insgesamt ist festzustellen, dass die bestehenden 
Einrichtungen in diesem Zulässigkeitsbereich an der Varrentrappstraße allesamt nach Wes-
ten orientiert sind, die bestehende Moschee aber auf der Ostseite des Geländes liegt und 
mithin nicht unmittelbar tangiert ist. 
 
Frage: 
Wird in der Zulässigkeitsfläche am Heinrich-Büssing-Ring eine weitere Spielhalle mög-
lich sein, wenn die im Hauptbahnhof bestehende Spielhalle aufgegeben wird? 
 
Nein. Die Beurteilung der ausnahmsweisen Zulässigkeit von Spielhallen bezieht sich jeweils 
auf den betrachteten Zulässigkeitsraum. Nur wenn innerhalb dessen die Situation für akzep-
tabel gehalten wird, wäre eine zusätzliche Ansiedlung vorstellbar. Eine „Verrechnung“ mit 
anderen Zulässigkeitsbereichen oder mit einzelnen Spielhallen außerhalb der Bereiche findet 
nicht statt. 
 
Anmerkung: 
Stellt der Zulässigkeitsbereich an der Senefelderstraße ein Problem dar, wenn, wie 
beabsichtigt, im weiteren Anschluss ein Wohngebiet geplant wird? 
 
Der geschilderte Umstand steht der Ausweisung eines Zulässigkeitsbereiches an der 
Senefelderstraße nicht entgegen. 
 
Anmerkung: 
Das Westliche Ringgebiet ist mit der Ausweisung von Zulässigkeitsflächen über Ge-
bühr belastet. Die Teilflächen am Standort Pippelweg/Broitzemer Straße sowie an der 
Celler Straße sollten konkret überprüft werden. Große Teile des Westlichen Ringgebie-
tes sind Bestandteil des Programmes Soziale Stadt. Die dort formulierten Ziele stehen 
nicht im Einklang mit den Aussagen des Konzeptentwurfs. 
 
Die Teilflächen werden nochmals überprüft. Bei der Überprüfung sollen die Belange der So-
zialen Stadt mit den Aussagen des Vergnügungsstättenkonzeptes abgeglichen werden. 
 
Insgesamt ist aber festzustellen, dass sich die Zulässigkeitsbereiche natürlich auch an den 
vorzufindenden städtebaulichen Strukturen orientieren. Die große Heterogenität des westli-
chen Ringgebietes bietet dabei natürlich andere Ansiedlungsmöglichkeiten als z.B. das östli-
che Ringgebiet als überwiegend zum Wohnen genutztes Gebiet.  
 
Anmerkung: 
Auf die Ausweisung der Zulässigkeitsfläche am Zentrum Elbestraße sollte verzichtet 
werden. Das Zentrum verzeichnet zunehmend Leerstände, die Spielhalle liegt gegen-
über dem Kirchenzentrum. Die Weststadt mit einem hohen Anteil von Migranten und 
Arbeitslosen sollte kein Angebot für Spielhallen bereitstellen. 
 
Bei dem Zentrum Elbestraße handelt es sich gemäß Einzelhandelskonzept um ein Stadtteil-
A-Zentrum. Zulässig wäre nur eine nicht kerngebietstypische Spielhalle. Die konkrete bauli-
che Situation am Standort sollte hierbei nur eine untergeordnete Bedingung darstellen, wäre 
aber kein grundsätzliches Kriterium für die Zulässigkeit. Von der Anlage, der Struktur und der 
Größe des Stadtteils wird eine nicht kerngebietstypische Spielhalle aber für vertretbar gehal-
ten. 
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Anmerkung: 
Auf die zum Konzept abgegebene Stellungnahme des Sozialreferates wird hingewie-
sen. Danach werden die bisherigen Ausweisungen noch als deutlich zu weitgehend 
angesehen. Die Stellungnahme sollte dem Konzept beigefügt sein. 
 
Die Stellungnahme hat im Wesentlichen die Suchtprävention zum Anlass und bezieht sich 
nicht auf städtebauliche Argumente. Sie ist daher nicht Bestandteil des Konzeptes. Es ist 
ohnehin beabsichtigt, die Stellungnahme der Beschlussvorlage als Anlage beizufügen, um 
die politischen Mandatsträger über die Auffassung des Sozialreferates und die auch außer-
halb der städtebaulichen Planung liegenden Konsequenzen der Spielsucht in Kenntnis zu 
setzen. Die Verwaltung sagt zu, diese Stellungnahme der Beschlussvorlage beizufügen. 
 
Anmerkung: 
Es wird festgestellt, dass die Politik sich den Betreibern von Spielhallen zunehmend 
hilflos ausgesetzt sieht. 
 
Die Antragsteller berufen sich auf die in der deutschen Rechtsordnung verankerte Gewerbe-
freiheit. Weitergehende Regelungsinstrumente über das Baurecht oder das Ordnungsrecht 
können nicht auf kommunaler Ebene beeinflusst werden, sondern bedürfen bundesrechtli-
cher Regelungen. Sie müssen zur Erarbeitung des Konzeptes als gegeben akzeptiert wer-
den. 
 
 
 
Nachdem keine weitergehenden Fragen oder Anmerkungen vorgebracht werden, bedankt 
sich Frau Pülz für die Beteiligung an der Runde und zeigt das weitere Vorgehen auf. Danach 
sollen am 25. Juni 2012  die Innenstadtakteure mit dem Konzept befasst werden. Den SBR 
und den Innenstadtakteuren werden drei bzw. zwei Wochen für ihre schriftlichen Anregungen 
gegeben. Nach einer anschließenden Auswertung der Stellungnahmen in der Stadtplanung 
und Überarbeitung durch den Gutachter ist beabsichtigt, die Stadtbezirksräte nach der 
Sommerpause mit dem Konzept zu beschäftigen, danach den PlUA und den VA. Ziel ist ein 
Beschluss des Rates über das Konzept möglichst am 20. November 2012. 
 








Steuerungskonzept „Vergnügungsstä tten“ der Stadt Braunschweig  
 
 
Präsentation des aktuellen Konzeptentwurfes vor den Innenstadtakteuren  
 
Protokoll  
 
Termin:  Montag, 25. Juni 2012, 16:00 bis 18:00 Uhr 
  Reichsstraße 3, Sitzungsraum 
 
Teilnehmer:  gemäß Teilnehmerliste 
 
 
 
 
 
 
Frau Pülz begrüßt die Teilnehmer und stellt die Vertreter der Verwaltung und des Gutachter-
büros vor. Den Teilnehmern wird der Entwurf des Steuerungskonzepts mit Stand Mai/2012 
ausgehändigt. 
 
Frau Pülz leitet in das Thema ein und verweist auf den Beschluss des Verwaltungs-
ausschusses vom 15.06.2010, in dem die Verwaltung zur Aufstellung eines Vergnügungs-
stättenkonzeptes aufgefordert wird. 
 
Der bisher vorliegende Entwurf wurde in verschiedenen Verwaltungsrunden vorab erörtert. 
Hierbei wurden auch die die sozialen Belange vertretenden Dienststellen mit einbezogen. 
Frau Pülz weist auf die dort gestellte Forderung nach einem zukünftigen Totalausschluss von 
Spielhallen hin, verdeutlicht aber das Verbot eines kompletten Ausschlusses aus städtebau-
licher/ planungsrechtlicher Sicht. 
 
Ziel ist die Verabschiedung des Konzeptes durch den Rat, um es als sonstiges beschlosse-
nes städtebauliches Konzept in die Abwägungsentscheidung späterer Bebauungspläne ein-
beziehen zu können. Das Konzept selbst entwickelt keine Rechtsverbindlichkeit. Die Rechts-
verbindlichkeit wird erst durch die Aufstellung der jeweiligen Bebauungspläne erreicht. 
 
Herr Geyer stellt im Anschluss den Entwurf des Vergnügungsstättenkonzeptes vor. Er zeigt 
dazu die möglichen Nutzungsarten auf, die als Vergnügungsstätte definiert werden können. 
Der Fokus des Konzepts liegt dabei auf den Spielhallen und den Wettbüros. Bei der Einstu-
fung von Vergnügungsstätten ist regelmäßig eine differenzierte Betrachtung erforderlich. 
Kriterien sind hierbei u.a. die Größe der Anlage sowie deren Einzugsraum und Emissions-
verhalten. 
 
Die für die Konzepterstellung bedeutenden drei Prämissen werden von Herrn Geyer noch-
mals hervorgehoben: 1. Der Totalausschluss aller Vergnügungsstätten ist bauplanungsrecht-
lich nicht zulässig. Soweit die Stadt weitergehende Regelungen treffen will, ist sie neben 
dem Bauplanungsrecht auf Instrumente wie Steuerhebesätze, ordnungsbehördliches Vorge-
hen oder allgemeine Aufklärungsarbeit angewiesen. 2. Das Steuerungskonzept darf darüber 
hinaus keine verkappte Steuerung darstellen, d. h. lediglich Alibistandorte ausweisen, von 
denen von vornherein bekannt ist, dass eine Spielhallennutzung unmöglich ist. Vielmehr 
muss das Konzept wirklich nutzbare Standorte ausweisen. 3. Neben dem erkennbaren 
Schwerpunkt in der Innenstadt sollte darüber hinaus als dritte Prämisse für das übrige Stadt-
gebiet eine homogene Verteilung erreicht werden. 
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Herr Geyer beschreibt die Bestandssituation in Braunschweig. Für das Steuerungskonzept 
soll auf Grund des bereits sehr starken Besatzes zukünftig ausschließlich eine ausnahms-
weise Zulässigkeit festgesetzt werden. Die Erteilung einer Ausnahme soll dabei an vordefi-
nierte Kriterien gebunden werden. Wesentlich ist hierbei die Gefahr eines Trading-Down-
Prozesses im Quartier. Dies fokussiert sich letztendlich auf die im Antragsverfahren zu stel-
lende Frage, ob eine weitere Spielhalle in dem bestehenden Umfeld ein betrachtetes Gebiet 
zum Kippen bringt. Die dafür heranzuziehenden Kriterien werden von Herrn Geyer erläutert. 
Er betont nochmals, dass hierbei die städtebaulichen Kriterien ausschlaggebend sind, weil 
allein diese im späteren Bebauungsplanverfahren herangezogen werden dürfen. 
 
Herr Geyer erläutert zum Konzept die Herangehensweise, wie der Gutachter zunächst über 
den Ausschluss ohnehin unzulässiger Bereiche, der anschließenden Definition von Such-
räumen und dem daraus resultierenden Vorschlag zu einzelnen Zulässigkeitsbereichen ge-
langt. Er zeigt die bauplanungsrechtlichen Steuerungsmöglichkeiten (allgemeine – aus-
nahmsweise Zulässigkeit, horizontale Gliederung, nutzungsspezifische Regelungen) auf. 
Herr Geyer erläutert den Vorschlag, im Bereich der Innenstadt entlang der Haupteinkaufsla-
gen Spielhallen ausnahmsweise zuzulassen, soweit sie sich nicht in Erdgeschosslage befin-
den. Für den Erdgeschossbereich sollen stattdessen eher Entertainmentcenter mit Spielein-
richtungen ohne Geldspielgeräte zulässig sein, da diese mit ihrem extrovertierten Erschei-
nungsbild zur Belebung der Straßenzüge – auch nach Geschäftsschluss – beitragen. 
 
Die bereits derzeit besondere Situation des Friedrich-Wilhelm-Viertels wird von Herrn Geyer 
erläutert. Die bestehende Situation mit einem hohen Besatz an Spielhallen, Wettbüros, Tele-
fonläden und ähnlichen Einrichtungen kann hier vom Gutachter nicht gänzlich ausgeblendet 
werden. Wenn ein Ausschluss von Vergnügungsstätten angestrebt wird, müsste dem ge-
samten Viertel ein total anderer Charakter zugeordnet werden, was unrealistisch erscheint. 
Angesichts der zurzeit vorliegenden Einrichtungen kann jedoch festgestellt werden, dass 
keine weiteren Nutzungen in diesem Bereich zugelassen werden sollten. 
 
Im Anschluss geht Herr Geyer auf die vorgeschlagenen Flächen im Stadtgebiet im Einzelnen 
ein. 
 
Nach der Vorstellung der Grundzüge des Steuerungskonzeptes Vergnügungsstätten werden 
Anregungen, Fragen oder Diskussionsbeiträge eingebracht: 
 
Herr von Carolath begrüßt die vorgelegte Konzeption unter der Prämisse, dass einerseits 
Flächen bereitgestellt werden müssen, andererseits bestimmte Teilbereiche von der Zuläs-
sigkeit ausgeschlossen sein sollen. Aus seiner Sicht ist das Konzept plausibel und eine ge-
eignete Grundlage für die Zukunft. 
 
Herr Wolff erkundigt sich nach der konkreten Unterscheidung zwischen kerngebiets- und 
nicht-kerngebietstypischen Vergnügungsstätten. Eine klare Abgrenzungslinie zwischen die-
sen beiden Arten von Vergnügungsstätten besteht nicht. Sie ist u. a. abhängig von der tat-
sächlichen Größe der Anlage, ihrem Einzugsbereich und letztlich von ihrem Emissionsver-
halten. Es kommt daher konkret auf die jeweilige Betriebsbeschreibung einer solchen Nut-
zung an. Für Spielhallen wurde durch höchstrichterliche Entscheidung eine Grenze zwischen 
kerngebiets- und nicht-kerngebietstypischen Vergnügungsstätten von 100 m² Nutzfläche 
etabliert. 
 
Herr von Conrady kann nachvollziehen, dass die Spielhallennutzungen in den überwiegen-
den Bevölkerungskreisen als störend empfunden werden. Aus Sicht der IHK ist zu berück-
sichtigen, dass zu deren Mitgliedern auch Spielhallenbetreiber gehören und sie daher deren 
Belange mit vertreten. Es wird deutlich, dass es sich bei der Konzeption mit der Definition 
von Zulässigkeitsräumen um eine Gratwanderung zwischen städtebaulicher Steuerung ei-
nerseits und Verhinderungsplanung andererseits handelt. Entsprechend der Gewerbefreiheit 
in der deutschen Rechtsordnung haben auch solche Nutzungen wie Spielhallen ein Existenz-
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recht. Das Konzept sollte daher ausreichend große Räume aufweisen, in denen sich diese 
Nutzungen ansiedeln können. Die Zulässigkeit sollte sich auch nicht allein auf eine aus-
nahmsweise Zulässigkeit beschränken, sondern auch die allgemeine Zulässigkeit umfassen. 
Er empfiehlt die nochmalige Prüfung, ob für die Ansiedlung solcher Nutzungen im Stadtge-
biet größere Flächen im Konzept ausgewiesen werden können. 
 
Herr Geyer erwidert, dass Braunschweig im Vergleich zu anderen Großstädten bereits einen 
hohen Besatz an solchen Nutzungen hat. Zwar gibt es keine normierten Größenangaben, 
welche Flächengrößen innerhalb einer Stadt vorgehalten werden müssen. Bei der erkennba-
ren Dichte von Spielhallen in Braunschweig ist aus seiner Sicht jedoch ein restriktives Han-
deln geboten. 
 
Herr von Conrady fragt nach den Auswirkungen dieser restriktiven Vorgehensweise. Schließ-
lich werden hier einzelne Teilflächen in eine Monopolsituation gebracht, wenn sich die Zuläs-
sigkeit von Spielhallen allein auf sie beschränkt. Herr Geyer erläutert, dass mit der vorlie-
genden Planung im Übrigen auch erreicht werden soll, dass vorhandene Spielhallen in den 
Ortszentren (z.B. in Wenden oder in Stöckheim) eine Konkurrenz im gewerblichen Standort-
umfeld erhalten können um damit Verlagerungseffekte auszulösen. D.h. es ist geradezu an-
gestrebt mit der Zulässigkeit in den benannten Gewerbegebieten die bis dato vorherrschen-
de Monopolstellung der Spielhallen in den Quartieren aufzubrechen und diese bestehenden 
„Monopol“-Betriebe einem neuen Konkurrenzdruck auszusetzen.  
 
Herr von Carolath sieht bei dieser Fragestellung eine Analogie zu der Einzelhandelsentwick-
lung. Auch dort werden vergleichbar den Spielhallen immer größere Flächen generiert, ohne 
letztlich den Umsatz zu steigern. In den vorgesehenen Zulässigkeitsbereichen sind für ihn 
keine Einschränkungen des Wettbewerbs zu erkennen. 
 
Herr Klein betont, dass die durch das Zentrenkonzept ausgewiesenen großflächigen Einzel-
handelsgebiete für eben diese Nutzungen reserviert bleiben sollen. Die auch von Spielhallen 
nachgefragten Bereiche sollten an anderer Stelle nachgewiesen werden. Es gibt nach seiner 
Auffassung weiterhin große Flächen, z. B. die Zulässigkeitsfläche in Wendebrück, die eine 
hohe Affinität zu Spielhallen besitzen und in denen behutsam Erweiterungsmöglichkeiten 
angeboten werden können. 
 
Herr Geyer ergänzt, dass ein Verzicht auf weitere Zulässigkeitsflächen die bestehenden Ein-
richtungen eben in eine Monopolsituation bringt, da keine Erweiterungsmöglichkeiten gege-
ben werden. Reduziert sich der Besatz durch die Aufgabe bisheriger Nutzungen, erfolgt ohne 
weitere Zulässigkeitsbereiche eine stärkere Marktpräsenz zunehmend zu Gunsten der ver-
bleibenden, in den Zulässigkeitsbereichen liegenden Standorten. 
 
 
 
 
Nachdem keine weitergehenden Fragen oder Anmerkungen vorgebracht werden, bedankt 
sich Frau Pülz für die Beteiligung an der Runde und zeigt das weitere Vorgehen auf. Die 
Teilnehmer sollen in zwei Wochen eine schriftlichen Stellungnahme abgeben. Nach einer 
anschließenden Auswertung der Stellungnahmen in der Stadtplanung und Überarbeitung 
durch den Gutachter ist beabsichtigt, die Stadtbezirksräte nach der Sommerpause mit dem 
Konzept zu beschäftigen, danach den PlUA und den VA. Ziel ist ein Beschluss des Rates 
über das Konzept möglichst am 20. November 2012. 
 









